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Geleitwort 

Im Februar 1974 wurde die unabhängige "Kommission für den 
Ausbau des technischen Kommunikationssystems" (KtK) von 
meinem Amtsvorgänger Professor Dr. Horst Ehmke ins Leben 
gerufen. 
Sie hatte den Auftrag, Vorschläge für einen wirtschaftlich ver­
nünftigen und gesellschaftlich . wünschenswerten Ausbau des 
Telekommunikationssystems der Bundesrepublik Deutschland 
auszuarbeiten. Die Kommission hat ihre Arbeit nach knapp 
zweijähriger intensiver Tätigkeit termingerecht Ende 1975 ab­
geschlossen und ihre Vorschläge in Form von Feststellungen 
und Empfehlungen mit ihrem "Telekommunikationsbericht" 
der Bundesregierung vorgelegt. Aus diesem Anlaß möchte ich 
allen Mitgliedern dieser Kommission, insbesondere ihrem Vor­
sitzenden, Herrn Professor Dr. Eberhard Witte, München, und 
allen weiteren Beteiligten für die von ihnen geleistete wert­
volle und umfangreiche Arbeit auch im Namen der Bundes­
regierung meinen Dank aussprechen. 

Hiermit wird der Telekommunikationsbericht der Offentlichkeit 
übergeben. Ich hoffe, daß dieser mit viel Engagement und 
unter Beteiligung zahlreicher Sachverständiger und interessier­
ter Gruppen nach ausgiebigen Beratungen erarbeitete Bericht 
eine lebhafte und sachliche Diskussion nicht nur in der Fach­
welt, sondern bei allen von der Weiterentwicklung unseres 
Telekommunikationssystems betroffenen Personen und Kreisen 
unserer Gesellschaft auslösen wird. Dadurch soll eine breite 
Meinungsbildung angeregt werden, die für die Beurteilung der 
Vorschläge der Kommission durch die verschiedenen Kom­
petenzträger im Bereich der Telekommunikation bedeutsam 
sein wird. · 
Die Bundesregierung wird den Bericht sehr sorgfältig dahin­
gehend prüfen, inwieweit sie die Feststellungen und Empfeh­
lungen der Kommission bei ihrer politischen Arbeit berück­
sichtigen kann. 

Bonn, im Januar 1976 

Kurt Qscheidle 
Bundesminister 

für das Post- und Fernmeldewesen 
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Vorwort 

Die Kommission legt ihren Telekommunikationsbericht der Bundes­
regierung auftragsgemäß und termingerecht vor. 

Das umfangreiche Problemfeld, das vom Fernsprechen über alle For­
men der Text- und Datenkommunikation bis hin zum Rundfunk reicht 
und die verschiedenen Gesichtspunkte der Bedürfnisstruktur, der 
Technik, der Organisation und der Finanzierung enthält, ist in diesem 
umfassenden Zuschnitt erstmalig bearbeitet worden. Da die Unter­
suchungen und Beratungen in weniger als zwei Jahren abzuschließen 
waren, mußten sie sich auf die wichtigsten Objekte und Aspekte der 
Telekommunikation konzentrieren. 

Ein Erfolg ist in der Tatsame zu sehen, daß die Mitglieder der Kom­
mission das vorgefundene Konfliktpotential nidJ.t ignoriert oder 
untersdJ.ätzt, sondern in einem Prozeß wachsenden gegenseitigen 
Verständnisses offengelegt und sadJ.lidJ. bearbeitet haben. Nur da­
durch wurde es möglich, den vorgelegten Bericht, der den Problemen 
nicht ausweicht, einvernehmlich fertigzustellen. 

Die Kommission ist von allen Seiten, insbesondere von der Deut­
schen Bundespost und der Interministeriellen Arbeitsgruppe, wirk­
sam unterstützt worden. Alle erbetenen Informationen wurden unein­
geschränkt zur Verfügung gestellt. 

Die Kommission hat in voller Unabhängigkeit gearbeitet. 

Zur ErleidJ.terung des Uberblicks und zur SdJ.nellinformation habe 
ich das zusammengefaßte Ergebnis dem Bericht vorangestellt. Die 
dazugehörigen Ableitungen und Begründungen befinden sich in Kapi­
tel 6 des Telekommunikationsberichts. Zur vertiefenden Information 
wird auf die 8 Anlagebände verwiesen. 

Ich danke den Kommissionsmitgliedern, allen Vortragenden und 
Sachverständigen in den Arbeitskreisen und Untergruppen sowie der 
Interministeriellen Arbeitsgruppe für ihre engagierten Beiträge zu 
der geleisteten gemeinsamen Arbeit. 

München, im Dezember 1975 

Prof. Dr. Eberhard Witte 
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1 ZusammengeiaBtes Ergebnis 

Das Telekommunikationssystem der Bundesrepublik Deutschland 
(stets einschließlich Berlin) gewinnt als Infrastruktur zur Vermittlung 
und Verteilung von Kommunikationsinhalten eine wachsende Bedeu­
tung für die wirtschaftliche, soziale und politische Entwicklung. Die 
von der Deutschen Bundespost realisierten Telekommunikations­
dienste haben einen hohen technischen und wirtschaftlichen Ent­
wicklungsstand erreicht. Sie sind auch weiterhin entwicklungsfähig. 

Insbesondere können auf den bestehenden Netzen neue Telekommu­
nikationsformen realisiert werden. Dadurch werden beachtenswerte 
Innovationseffekte ausgelöst, ohne daß völlig neue Netze errichtet 
werden müßten. Zur Vorbereitung zukünftiger Entscheidungen über 
die Errichtung von Breitbandverteilnetzen (z. B. für das Kabelfern­
sehen und andere Telekommunikationsformen) bedarf es der Durch­
führung von Pilotprojekten zur Gewinnung entscheidungsrelevanter 
Informationen. Die in weiterer Zukunft liegende (mögliche) Errich­
tung von Breitbandvermittlungsnetzen (z. B. für das Bildfernsprechen) 
setzt Fortschritte in Forschung und Entwicklung voraus. 

Zum Vorteil des Wirtschafts- und Sozialsystems der Bundesrepublik 
Deutschland sollte dem Ausbau der Telekommunikationsnetze und 
der in ihnen vollziehbaren Kommunikationsformen unter Berücksich­
tigung der Gegebenheiten der herkömmlichen Kommunikations­
medien eine hohe Priorität zuerkannt werden. 

Forschung und Entwicklung auf wichtigen Gebieten der Telekommu­
nikation bedürfen der intensiven Förderung. Eine Voraussetzung für 
den Ausbau des technischen Kommunikationssystems sind verstärkte 
Bemühungen um eine internationale Standardisierung der neuen 
Telekommunikationsformen. 

Die Deutsche Bundespost als Infrastrukturunternehmen der Telekom­
munikation ist technisch und wirtschaftlich in der Lage, den Ausbau 
des Telekommunikationssystems zu fördern, zu steuern und - soweit 
zuständig - zu vollziehen. Sie wird in steigendem Maße zu einem 
marktgerichteten Verhalten angeregt, je vielfältiger die Dienste sind, 
die sie auf ihren Netzen ermöglicht. Durch zusätzliche Nutzung be­
stehender Netze werden die Bemühungen der Deutschen Bundespost 
um international vergleichbar niedrige Preise für die angebotenen 
Telekommunikationsdienste unterstützt. 

Die Arbeitsergebnisse der Kommission können in der Zukunft nur 
dann als Grundlage von Entscheidungen herangezogen werden, wenn 
die für das Jahr 1975 ermittelten Fakten, Alternativen und Zielkrite­
rien fortgeschrieben werden. Es wird angeregt, daß der von der Kom­
mission begonnene Informations- und ErfahrungsaustausdJ. zwisdJ.en 
allen Partnern des Telekommunikationssystems in geeigneter Form 
fortgesetzt wird. 



Im einzelnen gelangt die Kommission zu den folgenden Feststellun­
gen (F) und Empfehlungen (E), die in verdichteter Form die Ergeb­
nisse der Kommissionsarbeit zusammenfassen: 

Bestehende Telekommunikationsformen 

Fl 
Das Fernsprechen wird auch in Zukunft die bedeutendste Form der 
individuellen Telekommunikation bleiben. - S. 57 -

F2 

Der Fernsprechdienst hat in der Bundesrepublik Deutschland ein 
hohes technisches und organisatorisches Niveau erreicht. 
-8.58-

F3 

Das Fernsprechnetz bietet durch verstärkte und erweiterte Nutzung 
zur Ubertragung von Sprache, Daten, Text und Festbildern ein erheb­
liches Innovationspotential an. - S. 58 -

F4 
Der Fernsprechdienst hat in der Bundesrepublik Deutschland - im 
Vergleich zu anderen Industriestaaten- erst einen geringen Versor­
gungsgrad erreicht; die Gebühren sind vergleichsweise hoch. 
-8.60-

F5 

In privaten Haushalten ist noch ein ungedeckter Bedarf an Fern­
sprechanschlüssen vorhanden. - S. 61-

F6 

Die Deckung des Bedarfs an Fernsprechanschlüssen und Fernsprech­
diensten ist wirtschaftlich vernünftig und gesellschaftlich wün­
schenswert. - S. 63 -

F7 

Das Fernsprechnetz ist in hervorragender Weise als Notrufsystem 
geeignet. - S. 63 -

2 



F8 

E1 
Es wird empfohlen, das Fernsprechnetz vorrangig, be­
schleunigt und kontinuierlich mit dem Ziel der Vollver­
sorgung aller Haushalte auszubauen. - S. 64 -

Das Fernschreiben nimmt im Vergleich zum Fernsprechdienst ein be­
scheidenes ökonomisches Volumen ein. - S. 65-

F9 
In der Bundesrepublik Deutschland besteht das größte zusammenhän­
gende Telexnetz der Welt. - S. 65-

F 10 

Der Fernschreibdienst ist entwicklungsfähig. Er ist wegen seiner 
internationalen Standardisierung und weltweiten Erreichbarkeit im 
Selbstwählverkehr ausbauwürdig. - S. 66-

Fll 
Der Bedarf an Telexanschlüssen in den Institutionen der Wirtschaft 
und Verwaltung zeigt weiterhin eine ansteigende Tendenz. 
-S.67-

F 12 
Die Deckung des Bedarfs an Fernschreibanschlüssen und Fern­
schreibdienstell ist wirtschaftlich vernünftig und gesellschaftlich 
neutral. - S. 68 -

F 13 

E2 
Es wird empfohlen, den Fernschreibdienst bedarfsgerecht 
weiter auszubauen und das Fernschreibnetz so weiter­
zuentwickeln, daß neue, international zu standardisie­
rende Formen des schnellen Textaustausches in diesem 
Netz durchgeführt werden können. - S. 68-

Die von der Deutschen Bundespost eingeführten Datei-Dienste erfül­
len im wesentlichen den gegenwärtigen Bedarf der Teilnehmer nach 
Datenkommunikation. - S. 69 -
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F 14 
Die Ansprüche an die Datenkommunikation steigen und können 
durch die Leistungsmerkmale des in Einführung befindlichen öffent­
lichen Fernschreib- und Datennetzes sowie dessen Weiterentwick­
lung erfüllt werden. - S. 69 -

F 15 
Von der Standardisierung der Endgeräte wird erwartet, daß einerseits 
die für die gegenseitige Kommunikation notwendigen Festlegungen 
(Schnittstellen sowie Prozeduren für Verbindungsaufbau, -abbau, 
-Überwachung) erfüllt sind, andererseits aber eine möglichst große 
Freizügigkeit für die technologische und funktionelle Gestaltung des 
Datenendgerätes selbst und seiner Zusammenarbeit mit der Daten­
verarbeitungsanlage besteht. Dies gilt insbesondere für Datenend­
geräte mit gesicherter Datenübertragung. - S. 70 -

F 16 
Nach der stürmischen Entwicklung der letzten Jahre kann - ent­
sprechend aller Voraussagen- auch für die Zukunft mit einem star­
ken Anwachsen des Bedarfs an Datenkommunikation gerechnet wer­
den. -S. 71-

F 17 
Die Bedarfsentwicklung wird langfristig wahrscheinlich noch schnel­
ler voranschreiten, als dies in der Eurodata-Studie 1972 vorausgesagt 
wurde. - S. 72 -

F 18 
Die Deckung des Bedarfs an Datenkommunikationsdiensten ist ins­
besondere für Wirtschaft und Verwaltung notwendig. Es ergeben 
sich positive gesellschaftliche Wirkungen. - S. 73-

F 19 

E3 
Es wird empfohlen, das in Einführung befindliche öffent­
liche Fernschreib- und Datennetz in Anpassung an den 
steigenden Bedarf an Datenkommunikation ohne Verzö­
gerung auszubauen. - S. 73 -

Der Europäische Funkrufdienst kann mit geringen Anforderungen an 
den Frequenzbereich zahlreichen mobilen Teilnehmern einen Ruf 
bzw. eine damit verbundene Kurznachricht übermitteln. - S. 74 -
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F20 
Der öffentlidle beweglidle Landfunkdienst erlaubt Gesprädlsdialog­
Verbindungen zwischen Teilnehmern in Fahrzeugen und Teilnehmern 
im Fernsprechwählnetz. Der Dienst hat in der Bundesrepublik 
Deutschland einen hohen Entwicklungsstand erreicht. Er ist aller­
dings im Vergleich zu anderen Diensten noch mit hohen Kosten ver­
bunden. - S. 75-

F21 

E4 
Es wird empfohlen, für den öffentlichen beweglichen 
Landfunkdienst eine europaweite Standardisierung anzu­
streben und seinen Ausbau verstärkt voranzutreiben. 
-S. 75-

Die Versorgung des Gebietes der Bundesrepublik Deutschland mit 
den zur Zeit angebotenen Rundfunkprogrammen nähert sich der Voll­
versorgung. - S. 75-

E5 
Für den Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen) wird vorge­
schlagen, die Vollversorgung der Bevölkerung jedenfalls 
mit den zur Zeit angebotenen, nach den Rundfunkgesetzen 
der Länder für das jeweilige Sendegebiet gesetzlich be­
stimmten Programmen weiterhin anzustreben. Soweit eine 
drahtlose Versorgung unmöglich oder unwirtschaftlich ist, 
bietet sidl eine Verkabelung an. - S. 76-

Neue Telekommunikationsformen in bestehenden Netzen 

F22 
Die neue Telekommunikationsform des Bürofernschreibens ist im 
bestehenden Fernmeldenetz möglich und wird durch ein neuartiges 
Endgerät charakterisiert, das sowohl der Erstellung als auch der 
Ubermittlung von Texten mit dem vollen Zeichenvorrat einer Sdlreib­
maschine dient. - S. 78 -

F23 
Das Bürofernschreiben kann bereits heute für die Textkommunikation 
von Unternehmen und Behörden im Verkehr untereinander eine wirt­
sdlaftlidle Telekommunikationsform sein. - S. 81 -

5 



F24 
In Wirtschaft und Verwaltung besteht bereits heute ein Bedarf an 
Bürofernschreiben. - S. 82 -

F25 

E6 
Es wird empfohlen, die neue Telekommunikationsform 
des Bürofernschreibens einzuführen. - S. 83 -

Die Telekommunikationsform des Fernkopierens kann auf dem be­
stehenden Fernmeldenetz vollzogen werden. Sie ist insbesondere für 
die Dbertragung von Vorlagen geeignet, die den Charakter von Fest­
bildern (auch Handschriften) tragen. - S. 84-

F26 
Der Bedarf nach der neuen Telekommunikationsform des Fernkopie­
rens ist in Unternehmen und Behörden erkennbar. Wenn die Investi­
tionen und Kosten des Fernkopierens wesentlich gesenkt werden 
könnten, wird auch in privaten Haushalten ein Bedarf nach Fern­
kopieren von handschriftlichen Briefen entstehen. - S. 90 -

F27 

E7 
Es wird empfohlen, die neue Telekommunikationsform 
des Fernkopierens einzuführen. - S. 90-

Die elektronische Briefübermittlung ist bereits mit der heute verfüg­
baren Technik realisierbar. - S. 92 -

F28 

E8 
Die Entwicklung neuer Endgeräte für die Aufnahme und 
Wiedergabe von Texten und Festbildern bedarf der inten­
siven Forschung. - S. 92 -

In langfristiger Entwicklung bietet sich eine teilweise Substitution 
der herkömmlichen Briefpost durch die elektronische Briefübermitt­
lung an. - S. 98 -
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F29 
Die in der langfristigen Entwicklung zu erwartende teilweise und 
schrittweise Substitution der Briefpost durch die elektronische Brief­
übermittlung ist wirtschaftlich erwünscht. Soziale Härten für die 
Bediensteten der Deutschen Bundespost sind vermeidbar. - S. 100-

F30 
Mit der Einführung der neuen Telekommunikationsformen des Büro­
fernschreibens und des Fernkopierens wird zunächst im Bereich der 
Unternehmen und Behörden eine teilweise und schrittweise Substitu­
tion der herkömmlichen Briefkommunikation durch die elektronische 
Briefübermittlung vollzogen. Die Einbeziehung der privaten Haus­
halte setzt ein System öffentlich zugänglicher Endgeräte (elektro­
nische Briefkästen) bzw. die Vollversorgung mit Fernsprechanschlüs­
sen und ein Angebot an preiswerten Endgeräten der Textübertragung 
und des Fernkopierens voraus. Hierzu bedarf es einer Intensivierung 
der Forschung und Entwicklung. - S. 100-

F 31 
Die Faksimile-Zeitung ist eine technisch mögliche, rechtlich zulässige 
neue Telekommunikationsform, die jedoch in absehbarer Zeit wirt­
schaftlich nicht realisierbar ist. - S. 101 -

F32 
Videotext ist eine neue Telekommunikationsform, die in bestehenden 
Netzen technisch realisiert werden kann und niedrige Kosten ver­
ursacht. - S. 102-

F33 
Durch die Verbindung des Fernsprechwählnetzes mit dem Heimfern­
sehgerät werden neue Telekommunikationsformen auf bestehenden 
Netzen möglich. Der Informationsinhalt kann aus Texten und aus 
Festbildern bestehen. Der Teilnehmer erhält die Möglichkeit, aus 
einer Vielzahl angebotener Informationen durch individuellen Abruf 
den Empfang der von ihm gewünschten Information zu veranlassen. 
Die technischen Voraussetzungen und die wirtschaftlichen Nutzungs­
formen bedürfen aufmerksamer Beobachtung und Förderung. 
-S.104-

F34 
Zur Verwirklichung von Telekommunikationskonferenzen eignet sich 
die Femsprechkonferenz; sie ist technisch einfach zu realisieren und 
verursacht geringe Kosten. Als gesprächsbegleitende Kommunika­
tionsform bieten sich das Fernkopieren und das Fernsprech-Einzelbild 
an. -S.105-

1 
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Telekommunikationsformen in Breltbandvertellnetzen 

F35 

Die Gemeinschaftsantennenanlagen zum Empfang von Hörfunk- und 
Fernsehprogrammen werden sich weiter ausbreiten und bedürfen 
einer Standardisierung des Kabelnetzes und der Anschlüsse, um einen 
möglichen künftigen Zusammenschluß zu überregionalen Kabelnetzen 
nicht auszuschließen. - S. 106-

F36 
Kabelfernsehen bedeutet die Verteilung von Rundfunkprogrammen 
(Fernsehen und Hörfunk) über Kabelsysteme, in denen neben den 
ortsüblich empfangbaren Programmen weitere am Ort drahtlos nor­
malerweise nicht empfangbare - oder neue - Programme über­
tragen werden. - S. 107-

F37 
Ein Kabelfernsehnetz mit Baumstruktur (Verteilsystem) ist keine Vor­
stufe zu einem Sternnetz (Vermittlungssystem zum Dialog von Teil­
nehmer zu Teilnehmer) . - S. 107-

F38 
Breitbandverteilnetze mit Rückkanal erlauben die Informationsvertei­
lung, den Informationsabruf, die Informationserfassung und einen 
begrenzten Dialog zwischen Teilnehmer und Zentrale. - S. 108-

F39 

Breitbandverteilnetze ohne Rückkanal erlauben die Realisierung des 
Abonnement-Fernsehens. - S. 109-

F40 
Das Investitionsvolumen für das Errichten eines Breitbandverteil­
netzes ohne Rückkanal wird geschätzt: 

Bei Einbeziehung aller Gemeinden mit mehr als 33 000 Einwohnern 
(Versorgungsgrad 53 Ofo) etwa 9 Mrd. DM, bei Einbeziehung aller 
Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern (Versorgungsgrad 74 °/o) 
etwa 14 Mrd. DM und bei Vollversorgung aller zusammenhängenden 
Wohngebiete (ohne abgelegene Einzelgebäude) etwa 22 Mrd. DM. 
Hinzu kommen etwa 3 Mrd. DM für das Weitverkehrs- und Regio­
nalnetz. Die wesentlichen Investitionsausgaben liegen in den End­
verzweigungen der Kabelfernsehortsnetze. - S. 110-
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F41 
Die Betriebskosten für ein Breitbandverteilnetz ohne Rückkanal be­
wegen sich in der Größenordnung von 200 DM pro Jahr und Teil­
nehmer. - S. 110-

F42 
Das zusätzliche Investitionsvolumen für den schmalbandigen, indi­
viduellen Rückkanal, für die notwendigen Anlagen in der Kabel­
fernseh-Zentrale und für die zusätzlichen Geräte des Teilnehmers 
wird bei einfacher Ausstattung auf 2 000 DM bis 3 000 DM pro An­
schluß geschätzt. - S. 111 -

F43 
Die Versorgung des Gebietes der Bundesrepublik Deutschland mit 
vier zusätzlichen Fernsehprogrammen durch den Einsatz von Fernseh­
Rundfunksatelliten ist technisch realisierbar und erfordert Erst­
investitionen von ca. 800 Mio. DM für das Satellitensystem. Hinzu 
kommen - bei Einzelempfang und Vollversorgung - zwischen 15 
und 25 Mrd. DM Investitionen für die Empfangsanlagen. - S. 112 -

F44 
Rundfunksatelliten sind kein Ersatz, sondern eine Ergänzung von 
Breitbandkabelsystemen. - S. 112 -

F45 
Audiovisuell gespeicherte Programme können in Konkurrenz zum 
Rundfunk treten. - S. 114-

F46 
Das Bedürfnis nach lokalen Hörfunk- und Fernsehprogrammen ist 
wenig ausgeprägt und wird für die Zukunft nicht mit hinreichender 
Sicherheit prognostiziert. - S. 115-

F 4'1 
Es besteht z. Z. kein drängender Bedarf nach einer größeren Anzahl 
anzubietender Fernsehprogramme. - S. 116-

F48 
Ein bedarfsgerechter weiterer Ausbau der Versorgung mit Rundfunk 
und anderen Telekommunikationsformen in Breitbandverteilnetzen 
mit Rückkanal ist gesellschaftlich positiv zu bewerten. - S. 118 -
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F49 

E9 
Da die Errichtung eines bundesweiten Breitbandverteil­
netzes wegen des Fehlens eines ausgeprägten und drän­
genden Bedarfs heute noch nicht empfohlen werden kann, 
und da neue Inhalte - auch solche, die nicht Rundfunk 
sind - erst der Entwicklung bedürfen, werden zunächst 
Pilotprojekte (Modellversuche) mit Breitbandkabelsyste­
men empfohlen. - S. 119-

E 10 
Für Breitbandverteilsysteme (insbesondere Kabelfern­
sehen) wird vorgeschlagen, die Trennung zwischen Netz­
verantwortung und Verantwortung über die Informations­
inhalte (insbesondere Programme) grundsätzlich beizu­
behalten. Die Netzneutralität gilt auch gegenüber anderen 
Telekommunikationsformen in diesem Netz, die nicht 
Rundfunk sind. Die Zugangsregelung darf nicht dem Netz­
betreiberüberlassen werden. - S. 120-

Wenn die Anzahl der zu verteilenden Fernsehprogramme erhöht wer­
den soll, dann bedarf es einer Verkabelung (und evtl. eines ergänzen­
den Einsatzes von Rundfunksatelliten). - S. 121-

F50 
Die Länder und die Rundfunkanstalten haben bisher nicht vorge­
sehen, die Anzahl der Fernsehprogramme zu erhöhen oder lokale 
Programme anzubieten. Der Aufbau von Breitbandverteilnetzen 
würde jedoch - von der Beseitigung von Abschattungsschäden ab­
gesehen - eine Erhöhung der Programmzahl, zumindest die Ober­
nahme von am Ort nicht empfangbaren, aber in der Bundesrepublik 
Deutschland ausgestrahlten Programmen oder deren Wiederholungen 
voraussetzen. - S. 121-

F51 
Von seiten der Zeitungs- und Zeitschriftenverlage, anderer privater 
Unternehmen, von kommunaler Seite sowie von einigen Gruppen 
und Organisationen ist die Trägerschaft bzw. Mitträgerschaft im Be­
reich der Informationsinhalte (Programme) angeboten worden. 
-8.121-
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F52 
Es ist sachlich unerläßlich, daß die insbesondere im Rundfunkbereich 
rechtlich zuständigen Länder alsbald in den aufgeworfenen Fragen 
des Programmangebots zu Entscheidungen gelangen. Der Netzausbau 
hängt von diesen Entscheidungen ab. - S. 122 -

F53 

EH 
Auch wenn nicht sofort eine Vollverkabelung für das 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland erwogen wird, 
muß doch sichergestellt werden, daß alle entstehenden 
Teil- und Versuchsnetze in Richtung auf ein gemein­
sames, kompatibles, die zukünftige techno-ökonomische 
Entwicklung förderndes Netz errichtet werden. Im Inter­
esse dieser Zielsetzung wird angeregt, einen technischen 
Rahmenplan für ein bundesweites Breitbandverteilnetz zu 
erarbeiten. Es wird vorgeschlagen, im Interesse aller in 
Zukunft nur denkbaren Nutzungsarten eines Breithand­
verteilnetzes die Verteilkapazität der Kabel auf maximal 
30 Kanäle mit Fernsehbandbreite auszulegen. - S. 122 -

Die Pilotprojekte zur Errichtung und Nutzung von Breitbandverteil­
netzen mit Rückkanal dienen der Bewältigung eines Innovationspro­
blems und verlangen deshalb hohe Flexibilität. - S. 126-

E 12 

In den Pilotprojekten sollten primär alternative Telekom­
munikationsformen und deren technische Varianten sowie 
außerdem alternative Organisationsformen der Träger­
schaft von Breitbandverteilnetzen getestet werden. 
-S.126-

E 13 

Als Netzträger werden die Deutsche Bundespost, Ge­
meinden (bzw. deren Eigenbetriebe) und Privatunterneh­
mungen vorgeschlagen, die jeweils zumindest in einem 
der Pilotprojekte das Netz errichten und betreiben. Die 
Deutsche Bundespost kann bei der Erteilung der Geneh­
migung Auflagen erteilen. - S. 126-
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E 14 

Auch für Pilotprojekte wird die Trennung von Netz­
kompetenz und Nutzungskompetenz vorgeschlagen. Da­
bei ist zu prüfen, ob die Trennung bei allen - auch den 
heute noch unbekannten - Kommunikationsformen 
praktikabel ist. - S. 127-

E 15 

Zu den Informationsinhalten (insbesondere Programmen) 
wird vorgeschlagen, in den Pilotprojekten eine mög­
lichst vielfältige Versuchsanordnung zu wählen, um die 
Akzeptanz und Attraktivität der Nutzung von Breitband­
verteilnetzen testen zu können. Hierzu ist - soweit es 
sich um Rundfunk handelt - eine Entscheidung der 
rechtlich kompetenten Länder unerläßlich. - S. 127-

Telekommunikationsformen in Breitbandvermittlungsnetzen 

F54 

Die Realisierung des Breitbanddialogs mit Bildwiedergabe in Fern­
sehqualität ist grundsätzlich bereits möglich. Bevorstehende tech­
nologische Fortschritte erhöhen die Realisierungschancen für die 
Zukunft. - S. 129-

F55 

Der Bedarf an Breitbanddialog in Form des Bildfernsprechens, der 
Bildfernsprechkonferenz und des Bewegtbildabrufs ist noch wenig 
ausgeprägt. - S. 131 -

12 

E 16 

Die Einführung des allgemeinen öffentlichen Bildfern­
sprechens ist wegen der hohen finanziellen Investitionen 
und im Hinblick auf den wenig ausgeprägten Bedarf 
heute noch nicht zu rech'tfertigen. - S. 132-



E 17 
Die Forschung, Entwicklung und Erprobung neuer Tech­
nologien zur Ubertragung und Vermittlung von Breit­
bandsignalen einschließlich der erforderlichen Endgeräte 
sollte intensiv gefördert werden. - S. 133-

Prioritäten und zeitlidle Entwicklung 

F56 
Die Arbeitsergebnisse der Kommission können in der Zukunft nur 
dann als Grundlage von Entscheidungen herangezogen werden, 
wenn die für das Jahr 1975 ermittelten Fakten, Alternativen und Ziel­
kriterien fortgeschrieben werden. - S. 140-
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2 Die Kommission 

2.1 Auftrag 

In der Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 stellte Bundes­
kanzler Willy Brandt fest: 

,.Neuerungen auf dem Gebiet der Informationsverarbeitung und Kom­
munikation beeinflussen mehr und mehr die technisch-wirtschaft­
liche Entwicklung, aber auch das Zusammenleben der Menschen. Für 
den Ausbau des technischen Kommunikationssystems wird die Bun­
desregierung zusammen mit den Ländern, der Wissenschaft und der 
Wirtschaft ihre Vorschläge entwickeln. Bei der Entwicklung der 
Nachrichtentechnologie fällt der Bundespost eine besondere Rolle 
zu." 

Entsprechend kündigte der Bundesminister für Forschung und Tech­
nologie und für das Post- und Fernmeldewesen, Prof. Ehmke, in seiner 
Rede .Möglichkeiten und Aufgaben der Nachrichtentechnologien" 
vor dem Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger in Berlin am 
3. September 1973 die Berufung einer unabhängigen Kommission an, 
die sich mit der Entwicklung alter und neuer Telekommunikations­
formen, insbesondere mit Fragen der Datenübertragung und des 
Kabelfernsehens befassen solle. 

Die Bundesregierung beschloß am 2. November 1973, eine ,.Kommis­
sion für den Ausbau des technischen Kommunikationssystems" (KtK) 
einzurichten, die ihr bis Ende 1975 Vorschläge für den Ausbau des 
technischen Kommunikationssystems vorlegen sollte. Die zu erarbei­
tenden Vorschläge sollten ein wirtschaftlich vernünftiges und gesell­
schaftlich wünschenswertes technisches Kommunikationssystem der 
Zukunft zum Ziel haben und zur Lösung folgender Fragen beitragen: 

1. Für welche Kommunikationsformen besteht ein gesellschaftliches, 
politisches und volkswirtschaftliches Bedürfnis? 

2. Welche Möglichkeiten für neue Kommunikationsformen werden 
durch die sich abzeichnende technische Entwicklung - insbeson­
dere Breitbandtechnik - eröffnet? 

3. Welche finanziellen Aufwendungen sind mit der Realisierung 
neuer Kommunikationsformen verbunden? 

4. In welchem Zeitraum soll der Ausbau des technischen Kommuni­
kationssystems realisiert und wie soll er finanziert werden? 

5. Durch wen und unter welchen Rahmenbedingungen sollen die 
verschiedenen technischen Einrichtungen für ein künftiges Kom­
munikationssystem jeweils geplant, errichtet und betrieben wer­
den? 
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2.2 Zusammensetzung 

Die Kommission bestand aus 22 Mitgliedern: dem vom Bundesmini­
ster für das Post- und Fernmeldewesen berufenen Vorsitzenden Prof. 
Dr. Eberhard Witte, vier weiteren Vertretern der Wissenschaft, Ver­
tretern der Länder, der Gemeinden, der Parteien, der Presse, des 
Rundfunks, der Gewerkschaften und der Wirtschaft. 

Als Stellvertreter des Kommissionsvorsitzenden wurden die beiden 
Vertreter der Länder gewählt. Jedes Mitglied mit Ausnahme der 
Wissenschaftler hatte einen ständigen Vertreter, der nach der Ge­
schäftsordnung, die die Kommission sich in ihrer ersten Sitzung gab, 
auch bei Anwesenheit des Mitglieds an den Sitzungen der Kommis­
sion beratend teilnehmen konnte. 

Mitglied Ständiger Vertreter 

Parteien Klaus-Jürgen Hoffie Dr. Burkhard Hirsch 
Mitglied des Bundestages Mitglied des Bundestages 
Freie Demokratische Freie Demokratische 
Partei Partei 

(bis April1975) 

Prof. Dr.-Ing. 
Karl-Hans Laermann 
Mitglied des Bundestages 
Freie Demokratische 
Partei 
(ab August 1975) 

Dr. Peter Glotz Lothar Schneider 
Mitglied des Bundestages Sozialdemokratische 
Sozialdemokratische Partei 
Partei Deutschlands Deutschlands 
(bis Juni 1974) 

Dipl.-Phys. 
Oskar Lafontaine 
Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands 
(ab Oktober 1974) 

Christian Lenzer Hans Bachern 
Mitglied des Bundestages Leitender Ministerialrat 
Christlich-Demokratische Christlich-Demokratische 
Union Union 

Richard StückJen Dr. Reinhold Kreile 
Mitglied des Bundestages Mitglied des Bundestages 
Christlich-Soziale Union Christlich-Soziale Union 
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Mitglied Ständiger Vertreter 

Länder Willibald Hilf Dr. Waldemar 
Staatssekretär Schredcenberger 
Rheinland-Pfalz Ministerialdirigent 

Rheinland-Pfalz 

Dr. Harald Schulze Hans-Joachim Kruse 
Staatsrat Senatsdirektor 
Freie und Hansestadt Freie und Hansestadt 
Harnburg Harnburg 

Gemeinden Dr. Bruno Weinherger Hermann Scheffler 
Bundesvereinigung der Mitglied des Bundestages 
kommunalen Spitzen- Bundesvereinigung der 
verbände kommunalen Spitzen-

·1erbände 

Wirtsdtaft Prof. Dr. Dr. Hans Stonk 
Karl F. Hagenmüller Gemeinschaftsausschuß 
Gemeinschaftsausschuß der Deutschen Gewerb-
der Deutschen liehen Wirtschaft 
Gewerblichen Wirtschaft (bis März 1974) 

Dipl.-Volksw. 
Ernst W. David 
Gemeinschaftsausschuß 
der Deutschen Gewerb-
liehen Wirtschaft 
(ab Mai 1975) 

Wolfgang Schmidt Hermann Hoffmann 
Gemeinschaftsausschuß Gemeinschaftsausschuß 
der Deutschen der Deutschen Gewerb-
Gewerblichen Wirtschaft Iichen Wirtschaft 

Hersteller nachridtten- Karl Edmund Michel Dipl.-Kfm. 
tedtnisdter Anlagen Verein Deutsdler Heinz Bubenheim 

Masdlinenbau-Anstalten Verein Deutscher 
Maschinenbau-Anstalten 

Dipl.-Phys. Dipl.-Ing. 
Dieter von Sanden Joost von Wrangel 
Zentralverband der Zentralverband der 
Elektrotechnischen Elektrotechnischen 
Industrie Industrie 

Gewerksdlaften Günter Stephan Dr. Detlef Hensdle 
Deutsd!er Gewerkschafts- Deutsd!er Gewerkschafts-
bund bund 

Dipl.-Pol. Fritz Weise Hans-Werner Burmeister 
Deutsdie Angestellten- Deutsche Angestellten-
Gewerkschaft Gewerkschaft 
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Rundfunkanstalten 

Verleger 

Journallsten 

Wissensmalten 

Elektrische 
Nachrichtentechnik 

Volkswirtschaft 

Kommunikations­
wissenschaft 

Rechtswissenschaft 

Betriebswirtschaft 

Mitglled 

Prof. Dr. Hans Bausch 
Arbeitsgemeinschaft der 
öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten der 
Bundesrepublik 
Deutschland 

Prof. Dr. Karl Holzamer 
Zweites Deutsches 
Fernsehen 

Ständiger Vertreter 

Manfred Jenke 
Arbeitsgemeinschaft der 
öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten der 
Bundesrepublik Deutsch­
land 

Dr. Ernst W . Fuhr 
Zweites Deutsches 
Fernsehen 

Dr. Johannes Binkowski Karl-Friedrich Göltz 
Bundesverband Deutscher Bundesverband Deutscher 
Zeitungsverleger 

Werner Emenputsch 
Deutscher Journalisten­
verband 

Prof. Dr.-Ing. 
Wolfgang Kaiser 
Universität Stuttgart 

Prof. Dr. 
Bernd-Peter Lange 
Universität Osnabrück 

Prof. Dr. 
Wolfgang R. Langenbucher 
Universität München 

Prof. Dr. Peter Lerche 
Universität München 

Prof. Dr. Eberhard Witte 
Universität München 

Zeitungsverleger 

Dr. Hermann Meyn 
Deutscher Journalisten­
verband 
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2.3 Arbeitsweise 

Die Kommission trat zu ihrer konstituierenden Sitzung am 27. und 
28. Februar 1974 in Bonn zusammen. Sie beschloß die Bildung von 
vier Arbeitskreisen: 

Arbeitskreis Aufgabenbereich Vorsitzender 

.,Bedürfnisse" Bedürfnisse und Bedarf für Prof. Bausch 
Telekommunikation Stellvertreter: 

Prof. Langenbucher 

2 • Technik und Technische Möglichkeiten, Prof. Kaiser 
Kosten" Investitionsvolumen und Stellvertreter: · 

Kosten der Telekommunikation von Sanden 

3 .,Organisation• Organisation und Rahmen- Prof. Witte 
bedingungenvon Tele- Stellvertreter: 
kommunikationssystemen Prof. Lerche 

4 .,Finanzierung" Finanzierungsmöglichkeiten Prof. Hagenmüller 
von Telekommunikationsnetzen Stellvertreter: 

Jenke 

Nach der Geschäftsordnung konnten jedes Mitglied und jeder stän­
dige Vertreter nur einem Arbeitskreis stimmberechtigt und einem 
weiteren ohne Stimmrecht angehören. Kommissionsmitgliedern und 
ständigen Vertretern stand es jedoch frei, sich in den Arbeitskreisen 
gegenseitig zu vertreten. 

Die Arbeitskreise setzten sich wie folgt zusammen (stimmberechtigte 
Arbeitskreismitglieder kursiv): 

Arbeitskreis 1 .,Bedürfnisse" 

Bachern, Bausch, Binkowski, David (ab Mai 1975), Ernenputsch, Fuhr, 
Hensche, Hilf, Hoffie, Hoffmann, Holzamer, Laermann (ab August 
1975). Lange, Langenbucher, Lenzer, Michel, Schmidt, Schneider, 
Schulze, Stücklen, Weise, Witte, von Wrangel 

Arbeitskreis 2 .,Technik und Kosten" 

Bachern, Bubenheim, Burmeister, David (ab Mai 1975), Göltz, Kaiser, 
Laermann (ab August 1975), Lafontaine (ab Oktober 1974), Lenzer, 
von Sanden, Scheffler, Schmidt, Stephan, Stücklen, Witte, von Wran­
gel 

Arbeitskreis 3 .,Organisation" 

Burmeister, Fuhr, Glotz (bis Juni 1974), Göltz, Hirsch (bis April 1975), 
Hoffie, Hoffmann, Jenke, Kreile, Kruse (bis März 1975). Lafontaine 
(ab Oktober 1974), Lange, Langenbudl.er, Lerche, Meyn, Sdl.effler, 
Schreckenberger, Stephan, Weinberger, Witte 
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Arbeitskreis 4 ,.Finanzierung" 

Binkowski, Hagenmüller, Hensche, Jenke, Kreile, Kruse (ab April 
1975), Michel, Schulze (bis März 1975), Weinberger, Weise, Witte 

Das Ergebnis der Beratungen der Arbeitskreise wurde in Form von 
Berichten der Kommission vorgelegt und - soweit für die Feststel­
lungen und Empfehlungen relevant - in den Telekommunikations­
beridlt der Kommission eingearbeitet. Die Berichte der Arbeitskreise 
stellen im übrigen Materialien zum Telekommunikationsbericht dar 
und ersdleinen zusammengeiaßt in 8 Anlagebänden wie folgt: 

Arbeits­
kreis 

Bedürfnisse 

Technik 
und 
Kosten 

Organisation 

Finanzie­
rung 

Titel des Berichts 

Bedürfnisse und Bedarf für 
Telekommunikation 

Technik und Kosten bestehender und 
möglicher neuer Telekommunikationsformen 
(enthält die Zusammenfassung der Anlage­
bände 3, 4, 5 und 6) 

Bestehende Fernmeldedienste 

Neue Telekommunikationsformen 
in bestehenden Netzen 

Kabelfernsehen 

Breitbandkommunikation 

Organisation von Breitbandverteilnetzen 

Finanzierung von Telekommunikations­
netzen 

Anlage­
band 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Die Kommission und die Arbeitskreise zogen S a c h v e r ständig e 
(Anhang 1) und Vortragende (Anhang 2) hinzu. Zur Erarbei­
tung von Entwürfen wurden von der Kommission eine Ad-hoc-Gruppe 
und von den Arbeitskreisen Untergruppen gebildet (Anhang 3). 

Insgesamt wurden an 107 Tagen Sitzungen abgehalten, und zwar von 
der Kommission an 17 Tagen, von den Arbeitskreisen an 45 Tagen 
und von den Untergruppen an 50 Tagen. 

Die Kommission wurde bei der Durchführung ihres Auftrages von 
einer Intermini s t e r i e 11 e n A r b e i t s g r u p p e mit einer 
Geschäftsstelle unterstützt (Anhang 4), die vor allem die Vorberei­
tung der Sitzungen, die Niederschriften, die Vergabe von Studien 
usw. erledigte, die Verbindung zu den Bundes-Ressorts herstellte, 
Unterlagen erarbeitete und erforderlidle Informationen beschaffte. 

Mitglieder der Kommission haben in persönlichem Kontakt mit öffent­
lichen und privaten Institutionen sowie Wissenschaftlern in folgen-

19 



den Staaten bzw. mit internationalen Organisationen, in denen an 
vergleichbaren Aufgaben gearbeitet wird, problembezogene Ge­
spräche geführt: Australien, Europäische Gemeinschaft, Finnland, 
Großbritannien, Japan, Kanada, OECD, USA. 

Die Kommission hat die in Tabelle 1 aufgeführten Studien durchfüh­
ren lassen. 

Kurz-
Untersuchungsgegenstand Auftragnehmer bezeichnung 

Deiphistudie Strukturierung der Bedürfnisse des Diehold Deutsch-
Individuums und der gesellschaftlichen land GmbH, 
Institutionen nach fernmelde- Frankfurt 
technischer Kommunikation 

Empirische Feld- Empirische Kommunikationsverhaltens- Infratest, 
untersuchung und Einstellungsstudie zur München 

Abschätzung der Bedürfnisse nach 
technischer Kommunikation im Bereich 
Individuum/ private Haushalte 

Literaturanalyse Technisch vermittelte Kommunikation Arbeitsgemein-
als soziales Verhalten schaftfür 
(Literaturanalyse zum Tele- Kommunika-
komm unikations bedarf) tionsforschung, 

München 

Kaufkraft- Kommunikationsbezogene Ausgaben Prognos AG, 
prognose privater Haushalte Basel 

Internationaler Organisation der technischen P. A. Interna-
Organisations- Kommunikationssysteme im inter- tional Manage-
vergleich nationalen Bereich ment Consul-

tants Ltd., 
Fribourg 

Tabelle 1: Im Auftrag der Kommission dur<hgeführte Studien 
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3 Systematik der Telekommunikationsformen 

Der Begriff Kommunikation wird in der Fachliteratur in unter­
schiedlichen Bedeutungen verwendet. Im weiteren Sinne versteht 
man darunter alle Prozesse der Informationsübermittlung. Im enge­
ren Sinne bedeutet Kommunikation einen Vorgang der Verständi­
gung, d. h. des Austausches von N a c h r i c h t e n , insbesondere in 
einem interaktiven Dialog. Dabei gibt es nicht nur die Kommunika­
tion zwischen Menschen, sondern allgemein zwischen Systemen, die 
in der Lage sind, Nachrichten aufzunehmen, zu speichern und zu 
verarbeiten. So kennt man die Mensch-Maschine-Kommunikation 
und die Maschine-Maschine-Kommunikation (z. B. bei der Datenver­
arbeitung). Damit die Verständigung möglich ist, besteht die Nach­
richt aus Zeichen oder kontinuierlichen Funktionen, die auf Grund 
bekannter oder unterstellter Abmachungen eine Information darstel­
len. Das Signa 1 ist die Darstellung der Nachricht durch physika­
lische Größen, beispielsweise durch den zeitlichen Verlauf einer 
Spannung oder eines Stromes. Man nennt das Signal digital, 
wenn es nur aus Zeichen besteht, d. h. codiert ist, und a n a 1 o g , 
wenn der Signalparameter nach einer kontinuierlichen Funktion 
verändert wird. 

Te 1 e kommuni k a t i o n bezeichnet Kommunikation zwischen 
Menschen, Maschinen und anderen Systemen mit Hilfe von nachrich­
tentechnischen Dbertragungsverfahren. Das Wort ist aus dem Ausland 
übernommen und ist dort in seiner Bedeutung ähnlich den deutschen 
Begriffen: Nachrichtentechnik, Fernmeldewesen, Nachrichtenübertra­
gung. 

Wie Kommunikation ist auch das Wort Nachricht ein Wort 
der Umgangssprache, das viele und vielartige Bedeutungen haben 
kann. Hier soll unter Nachricht alles verstanden werden, was die 
Kenntnisse eines Empfängers vermehren oder eine bestimmte Reak­
tion bei einem Empfänger auslösen kann (Mitteilungen, Fragen und 
Antworten, Befehle usw.). 

Eine einseitig gerichtete Verbindung (Kommunikations­
kette) zwischen zwei Kommunikationsteilnehmern zeigt das fol­
gende Bild 2. Nachrichtenquellen bzw. -senken sind z. B. der Mensch, 
Meßgeräte, Maschinen, nachrichtenverarbeitende Geräte oder Nach­
richtenspeicher. Zur Entstehung und Verarbeitung der Nachricht 
bedarf es entsprechender Teilnehmerleistungen. 

Das N a c h r i c h t e n üb e r t r a g u n g s s y s t e m besteht aus 
dem Sender, dem Dbertragungskanal und dem Empfänger. Der Dber­
tragungskanal kann z. B. aus Drahtleitungen, Funkstrecken, Ver­
stärkern, Modulationsgeräten und Speichern zusammengesetzt sein. 
Man unterscheidet die drahtgebundene, drahtlose und neuerdings 
auch die optische Dbertragung. 
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Nachrichtenquelle 
(Entstehung der 
Nachricht) 

I o-H Sender 

I~ 
OrtA 

Nachrichtensenke 
(Verarbeitung der 
Nachricht) 

I 

H Ubertragungskanal 1-+1 Empfänger H-0 
- *I Nachrichtenübertragungssystem 

Ort B 

Bild 2 Einseitig gerichtete Nachrichtenverbindung 

Von besonderer Bedeutung ist die Telekommunikation zwischen 
Menschen, die sich mit Hilfe gesprochener oder geschriebener Um­
gangssprache verständigen wollen. Dazu ist es notwendig, daß der 
Empfänger nicht nur die Syntax (Struktur) der Nachricht erkennt, 
sondern auch die Semantik (Sinngehalt) versteht. Dieser Erkenntnis­
prozeß ist jedoch nur möglich, wenn Sender und Empfänger über 
einen g e m e i n s a m e n Z e i c h e n v o r r a t verfügen, der ent­
weder vereinbart ist oder durch einen Lernvorgang erworben wer­
den kann. 
Eine einseitig gerichtete Verbindung erlaubt nur eine gerichtete 
Kommunikation (Monolog). Kommunikation im engeren Sinne, 
d. h. Nachrichtenaustausch, kommt nur zustande, wenn zwischen 
Sender und Empfänger in beiden Richtungen eine Verbindung be­
steht. Dies kann, wie das folgende Bild 3 zeigt, dadurch geschehen, 
daß der Ubertragungskanal ab w e c h s e l n d für die Richtung 
A-B bzw. B-A genutzt wird, oder daß zwei Ubertragungskanäle 
gleichzeitig zur Verfügung gestellt werden. Dies kann bei­
spielsweise auf ein und derselben Leitung durch Multiplexverfahren 

Richtungsverkehr 
(Simplex) 

A 

Sender 

B 

Ubertragungsweg 
Empfänger 

Wechselverkehr 
(Halbduplex) 

Sender ~ Empfänger 
1--~Lt------_____, 

Empfänger Sender 

Gegenverkehr 
(Duplex) 

Bild 3 Verkehrsarten 
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erreicht werden. Bei dieser Verkehrsart (Gegenverkehr) besteht eine 
echte Möglichkeit des Dia 1 o g s. Sie ist allerdings stark einge­
schränkt, wenn der zweite Dbertragungskanal hinsichtlich der auf 
ihm möglichen Dbertragungsgeschwindigkeit nicht gleichwertig 
dem ersten Kanal ist. 

Die bisherigen Betrachtungen beschränkten sich auf die Telekom­
munikation zwischen zwei Partnern. Sollen viele derartige, zweisei­
tig gerichtete Kommunikationsvorgänge gleichzeitig zwischen Part­
nern an ganz verschiedenen Orten möglich sein, so benötigt man 
eine Vielzahl von Verbindungen, d. h. ein Te 1 e kommuni k a­
t i o n s netz. 

Im Prinzip könnte man jeden Teilnehmer mit jedem anderen über 
einen Dbertragungskanal verbinden. Dies würde aber bei n Teil­
nehmern 1/2 • n · (n-1) Kanäle voraussetzen und damit zu einem untrag­
bar großen Aufwand führen. Anstatt dessen werden in das Netz 
Vermittlungen in hierarchischer Gliederung eingeschaltet, die dafür 
sorgen, daß die Zahl der Dbertragungskanäle an den tatsächlichen 
Verkehrsbedarf angepaßt und damit der Aufwand wesentlich redu­
ziert wird. Man spricht von einem Netz mit vermittelten Verbindungen 
oder kurz auch von einem Te 1 e k o m m uni k a t i o n s - V e r -
mit t1 u n g s netz ("Jeder mit Jedem") . Derartige Netze haben 
beispielsweise eine Stern-, Maschen- oder Verbundstruktur. 

Ganz andere Anforderungen an das Netz liegen dann vor, wenn 
-wie beim Rundfunk- Nachrichten nur in einer Richtung weiter­
gegeben werden müssen ("Einer zu Vielen"). Dann genügt ein 
V e r t e i 1 netz , das entweder aus einem Funksender und vielen 
Funkempfängern bestehen oder bei Gestaltung als Kabelnetz in 
Form einer baumartigen Netzstruktur verwirklicht werden kann. 
Verglichen mit dem Vermittlungsnetz benötigt das Verteilnetz 
einen merklich geringeren Aufwand. 

Für die Kommunikationsmöglichkeit "Viele zu Einem" kann ein 
Sam m e 1 netz dienen, das jedem Teilnehmer eine Verbindung 
zurück zu einer gemeinsamen Zentrale ermöglicht. Derartige Sam­
melnetze werden nur selten separat installiert; häufiger kommen sie 
in Verbindung mit Verteilnetzen vor. So stellt eine Kabelfernseh­
anlage mit schmalbandigem Rückkanal die Kombination eines breit­
bandigen Verteilnetzes mit einem schmalbandigen Sammelnetz dar. 

Die Zusammenfassung der verschiedenen Telekommunikations­
netze und der in ihnen verwirklichten Telekommunikations­
f o r m e n kann als T e 1 e k o m m u n i k a t i o n s s y s t e m be­
zeichnet werden. In einem derartigen System gibt es entsprechend 
den vielen verschiedenen Telekommunikationsformen eine Vielzahl 
von S c h n i t t s t e ll e n technischer, betrieblicher und organisa­
torisch/finanzieller Art. 

Nach dieser Erläuterung der wesentlichen Begriffe sollen die Tele­
k o m m uni k a t i o n s f o r m e n systematisch gegliedert vorgestellt 
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werden. Der Begriff Telekommunikations d i e n s t kennzeichnet 
Leistungen von nachrichtentechnischen Systemen, die Teilnehmern 
angeboten werden, um ihre Telekommunikationsbedürfnisse zu er­
füllen. Kommen zu dem Telekommunikationsdienst die entsprechen­
den Te i In eh m e r I e i s tun g e n hinzu, so spricht man insgesamt 
von Telekommunikationsform (Bild 4). Dabei umfassen die Teil­
nehmerleistungen die Entstehung und Verarbeitung der jeweiligen 
Nachrichten (Nutzungsinhalte) und die Bedienung des nachridlten­
technischen Systems. Die Endgeräte sind entweder Bestandteil des 
Telekommunikationsdienstes oder der Teilnehmerleistung. 

Teilnehmer­
leistung Telekommunikationsdienst 

Telekommunikationsform 

I 
Teilnehmer­

leistung 

-------~ 

Bild 4 Veranschaulichung des Begriffs "Telekommunikationsform" 

Es gibt eine Vielzahl von Telekommunikations f o r m e n , abhängig 
davon, welcher Art die Kommunikationspartner sind (Mensch, Ma­
schine, Datenverarbeitungsanlage usw.) und wie die Nachrichten auf­
genommen, umgeformt, gespeichert, übermittelt, verarbeitet und wie­
dergegeben werden. Im folgenden werden diejenigen Telekommuni­
kationsformen behandelt, die aus der Fülle der möglichen Formen 
dadurch herausragen, daß sie entweder eingeführt sind ode~; daß ihre 
Einführung in absehbarer Zukunft denkbar ist. Dabei wird in 

Bestehende Telekommunikationsformen 

Neue Telekommunikationsformen in bestehenden Netzen 

Telekommunikationsformen in Breitbandverteilnetzen 

Telekommunikationsformen in Breitbandvermittlungsnetzen 

gegliedert. 

3.1 Bestehende Telekommunikationsformen 

Das Fernsprechen, d. h. die gegenseitige a k u s t i s c h e Ver­
ständigung von Mensch zu Mensch, ist die sowohl in der Bundes­
republik Deutschland als auch im Ausland am meisten gebräuchliche 
Form der Telekommunikation. Zur Durchführung des Fernsprech­
dienstes wurde das Fernsprechwählnetz als öffentliches Vermit t­
I u n g s n e t z geschaffen. 

F er n s c h reib e n in der Form des Telexdienstes ist die bis jetzt 
eingeführte Form der Textkommunikation. Mit einer Geschwindigkeit 
von 400 Buchstaben oder Zeichen je Minute können weltweit Text­
nachrichten ausgetauscht werden. Das Telexwählnetz ist ebenfalls 
ein V e r m i t tl u n g s n e t z. 
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Bei der D a t e n k o m m u n i k a t i o n werden Zeichen, die einem 
definierten Zeichenvorrat angehören, übertragen. Die Nachrichten 
(Daten) sind jedoch vorwiegend nicht zur Wiedergabe in einem Druk­
ker, sondern zur Verarbeitung in einer datenverarbeitenden Anlage 
bestimmt. Die Bedürfnisse der Datenteilnehmer sind gekennzeichnet 
durch die große Vielfalt unterschiedlicher Dbertragungsgeschwindig­
keiten und Betriebsverfahren. 

Mob i 1 e Funkdienste erlauben die Verbindung zwischen Kraft­
fahrzeugen, Schienenfahrzeugen und Schiffen einerseits und den 
festen Landfunkstellen andererseits. Wenn die Landfunkstellen an das 
öffentliche Fernsprechnetz angeschlossen sind, spricht man vom 
öffentlichen beweglichen Landfunkdienst (öbL). Die beweglichen 
Stationen sind dann Teilnehmer an einem Vermit t 1 u n g s netz. 

Ton- und Fern s ehr u n d f u n k erlauben die e i n s e i t i g ge­
richtete V e r t e i l u n g v o n a k u s t i s c h e n u n d v i s u e ll e n 
Nachrichten an die Allgemeinheit und benötigen daher ein 
V e r t e i l netz. Dieses entsteht durch die Funkübertragung von den 
Rundfunksendern zu den bei den Teilnehmern aufgestellten Empfän­
gern. An manchen Orten sind auch Gemeinschaftsantennenanlagen 
installiert, bei denen die Rundfunksendungen von einer zentralen 
Empfangsstelle aus über ein baumartig ausgebildetes Kabel-Verteil­
netz den Heimempfängern zugeleitet werden. 

Darüber hinaus gibt es weitere Telekommunikationsformen, die aber, 
ungeachtet ihrer jeweiligen Bedeutung, bezüglich ihres Umfangs bis 
jetzt deutlich in den Hintergrund treten . 

• 
3.2 Neue Telekommunikationsformen in bestehenden Netzen 

Im folgenden werden einige wesentliche Telekommunikationsformen 
erläutert, die bis jetzt noch nicht oder nur mit eingeschränkten Lei­
stungsmerkmalen eingeführt sind. Sie können auf den bestehenden 
Netzen (evtl. mit Zusatzeinrichtungen) abgewickelt werden. 

Tabelle 5 gibt eine Dbersicht über diese neuen Telekommunikations­
formen, gegliedert nach Art der Telekommunikation, Telekommuni­
kationsform, Netz und Art der Wiedergabe der empfangenen Nach­
richt. Eine Kurzbeschreibung dieser Formen schließt sich unmittelbar 
daran an. 

Unter Festbildkommunikation versteht man die nachrich­
tentechnische Dbermittlung feststehender Bildvorlagen. Im Unter­
schied zur Textkommunikation handelt es sich um uncodierte Quel­
lensignale, bei denen nicht nur der Inhalt, sondern auch die Form 
der Darstellung (z. B. Handschrift, Zeichnung, Briefkopf usw.) wieder­
gegeben werden müssen. Dazu muß die Vorlage auf der Sendeseite 
punktweise (rasterförmig) abgetastet und auf der Empfangsseite aus 
den einzelnen Bildpunkten wieder zusammengesetzt werden. 
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Art der Tele- Telekommuni-
Netz kommunikation kationsform 

Festbild- Fernkopieren Fernsprechwählnetz, 
kommunikation Datenwählnetz 
(uncodierte Faksimile- Fernsprechwählnetz 
Nachricht) Zeitung bzw. Verteilnetz 

Video-Einzel- Fernsehverteilnetz 
bild (Funk und/ oder Kabel) 

Fernsprech- Fernsprechwählnetz 
Einzelbild 

Textkomm uni- Büro- Datenwählnetz oder 
kation fernschreiben Ubertragung 
(codierte Nach- im Fernsprechnetz 
riebt) mittels Modem 

Videotext 1) Fernsehverteilnetz 
(Funk und/ oder Kabel) 

Bildschirmtext 2) Fernsprechwählnetz, 
Datenwählnetz 

Telekonferenz Fernsprech- Fernsprechwählnetz 
konferenz mit Zusatz-

einrichtungen 

Videokonferenz Wenige Fernseh-
verbindungen, die von 
der Deutschen Bundes-
post überlassen 
werden 

. 

Fernwirken Fernsteuern Fernsprechwählnetz 
oder Datenwählnetz 

Fernüberwachen Fernsprechwählnetz 
oder Datenwählnetz 

Mobilfunk Funkruf Funkverteilnetz 

Sprechfunk Funknetz 

1) In Großbritannien • Teletext" genannt 
2) In Großbritannien • Viewdata • genannt 

Ausgabe 
der Nachridlt 

auf Papier (Kopie) 

auf Papier (Kopie) 

auf Bildschirm 

auf Bildschirm 

auf Papier 
(gedruckt) 

auf Bildschirm des 
Fernsehgerätes 

auf Bildschirm des 
Fernsehgerätes 

durch Telefonhörer 
bzw. Lautsprecher 

durch Lautsprecher 
und Bildwieder-
gabegeräte (Bild-
schirm- bzw. 
Projektionsgeräte) 
in Konferenzstudios 

durch Meß- und 
Anzeigegeräte, 
Schalter, evtl. auch 
durch akustische 
oder visuelle 
Anzeige 

durch akustische 
und visuelle 
Anzeige 

durch Telefonhörer 
bzw. Lautsprecher 

Tabelle 5: Ubersi<ht über neue Telekommunikationsformen 
in bestehenden Netzen 
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Ublicherweise erfolgt nur eine Schwarzweiß-Ubertragung. Die Uber­
tragung von feingestuften Grautönen oder von farbigen Bildern ist 
prinzipiell möglich, verteuert aber die Endgeräte und verlängert die 
Ubertragungszeit. 

Fe r n k o p i e r e n ist eine besonders wichtige Form der Festbild­
kommunikation. Für Faksimiletelegrafie sind in der Bundesrepublik 
Deutschland etwa 3 000 Geräte in Benutzung. 

Die F a k s im i l e - Z e i tu n g stellt einen Spezialfall des Fernko­
pierens dar, bei dem eine "Zeitung" elektronisch übermittelt und 
dann beim Empfänger als Kopie auf Papier wiedergegeben wird. 

Der Begriff V i d e o - E i n z e l b i l d kennzeichnet eine Telekom­
munikationsforin, bei der uneedierte Bildnachrichten über ein Funk­
und Kabel- V e r t e i l netz übertragen und am Empfangsort auf dem 
Bildschirm des Fernsehgerätes wiedergegeben werden. 

Beim F e r n s p r e c h - E i n z e l b i 1 d werden einzelne Bilder oder 
Festbildfolgen an den Empfangsort übertragen, zwischengespeichert 
und im Empfangsgerät mehrfach abgetastet, so daß die Wiedergabe 
auf einem Bildschirm möglich ist. 

Te x t k o m m uni k a t i o n ist der Sammelbegriff für die nachrich­
tentechnische Ubermittlung von Textnachrichten in codierter Form. 
Alle Buchstaben, Ziffern und Symbole des Textes sind nach einer 
vereinbarten Codevorschrift bestimmten Signalen zugeordnet. Da­
durch ergibt sich, verglichen mit den Möglichkeiten einfacher Fest­
bildkommunikation, eine wesentlich höhere Ubertragungsgeschwin­
digkeit. 

Büro f e r n s c h r e i b e n kennzeichnet eine Telekommunikations­
form, die im Gegensatz zum normalen Fernschreiben im Telexnetz 
eine etwa um den Faktor 4 höhere Schreibgeschwindigkeit und einen 
größeren Zeichenvorrat (große und kleine Buchstaben und viele Son­
derzeichen) ermöglicht. Darüber hinaus sollen die Geräte so gestaltet 
sein, daß sie dezentral in Büros aufgestellt werden können und durch 
Zwischenspeicher Möglichkeiten der Textbearbeitung bieten. Die 
Geräte sollen einerseits wie normale Speicherschreibmaschinen ein­
gesetzt werden, andererseits aber auch den Austausch von Nachrich­
ten über öffentliche Fernmeldenetze - auch ohne manuelle Bedie­
nung, z. B. nachts - erlauben. Hierbei ist insbesondere an den An­
schluß an das neue Fernschreib- und Datenwählnetz gedacht, wobei 
ein Umschalten auf Telexbetrieb möglich sein soll. 

Ein wesentlicher Teil der Briefpost umfaßt Geschäftsbriefe. Diese 
könnten durch den Dienst des Bürofernschreibens in großem Maße 
substituiert werden. 

Mit V i d e o t e x t wird eine Telekommunikationsform bezeichnet, 
bei der ähnlich dem englischen Teletext (bisher Ceefax bzw. Oracle 
genannt) Textnachrichten innerhalb des Fernsehbildsignals von den 
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Fernsehsendern ausgestrahlt, im Heimfernsehempfänger durch ein 
Zusatzgerät decodiert und auf dem Bildschirm sichtbar gemacht wer­
den können. 

B i l d s c h i r m t e x t kennzeichnet eine Telekommunikationsform, 
bei der Textnachrichten über das Fernsprechwählnetz oder Daten­
wählnetz anstattim Rahmen des Fernsehsignals übertragen werden. 

Der Ausdruck "Bildschirmzeitung" wird im Schrifttum unterschied­
lich verwendet. Da er die Telekommunikationsform nicht genau be­
schreibt und daher zu Mißverständnissen Anlaß gibt, sollte er ver­
mieden werden. 

Te l e k o n f e r e n z bezeichnet eine mit nachrichtentechnischen 
Einrichtungen durchgeführte Konferenz von Personen oder Personen­
gruppen, die sich in geographisch voneinander entfernten Orten auf­
halten. 

Die Fernsprech k o n f er e n z ermöglicht eine akustisme Ver­
ständigung der Konferenzteilnehmer untereinander. Findet die Kon­
ferenz zwischen Teilnehmern in mehreren Endstellenbereichen des 
Fernsprechwählnetzes statt, so muß das Netz durch Konferenzein­
richtungen erweitert werden. 

Bei der V i d e o k o n f e r e n z können sich die Konferenzteilneh­
mer nicht nur gegenseitig hören, sondern auch sehen. Sie müssen 
sich dazu allerdings in Videokonferenzstudios begeben, wo durch 
Großprojektoren und Richtungslautsprecher eine möglichst gute An­
passung an die natürliche Konferenzsituation erreicht werden soll. 
Die Ubertragung der Fernsehsignale kann auf überlassenen Leitun­
gen erfolgen. 

Der Begriff F e r n w i r k e n umfaßt verschiedene Möglimkeiten der 
Telekommunikation zwischen Mensch und Maschine oder Meßgerät. 
In der Richtung vom Menschen zur Maschine (Steuerung) spricht 
man von Fernsteuern, gegliedert in Ferneinstellen und Fernschalten. 
In der umgekehrten Richtung (Meldeweg) spricht man von Fern­
überwachen, gegliedert in Fernmessen und Fernmelden. Auch das 
Fernabfragen gehört dazu. Da im allgemeinen nur niedrige Uber­
tragungsgeschwindigkeiten benötigt werden, sind Verbindungen im 
Fernsprechwählnetz oder im Datenwählnetz häufig ausreichend. 

Der Begriff M ob i l funk umfaßt alle Möglichkeiten der Funk­
kommunikation zwischen Nicht-Rundfunk-Teilnehmern, von denen 
mindestens einer nicht ortsfest ist. Dazu bedarf es einer Vielzahl von 
Funkverbindungen. Im folgenden sollen nur zwei Formen der Funk­
kommunikation genannt werden: 

Der Funkruf erlaubt eine nur einseitig gerimtete Kommuni­
kation. Der Teilnehmer im öffentlichen Fernsprechnetz kann über 
eine feste Sendestelle Codesignale aussenden lassen, die von der 
beweglichen Empfangsstelle in einem Rufempfänger aufgenommen 
werden. Die Teilnehmer ordnen den Codesignalen eine entspre­
chende Bedeutung zu. 
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Im Gegensatz zum Funkruf gestattet S p r e c h f u n k eine Ge­
sprächsübermittlung in beiden Richtungen und damit einen Dialog. 
Eine zusätzliche Nutzung der für diese Dienste bestehenden öffent­
lichen und nicht öffentlichen Funknetze zur Ubertragung von Daten, 
Texten und Bildern ist technisch möglich. 

3.3 Telekommunikationsformen in Breitbandverteilnetzen 

Die B e w e g t b i l d k o m m u n i k a t i o n benötigt zur Ubertragung 
der bei der raster- oder zeilenförmigen Abtastung von bewegten Bil­
dern entstehenden Signale Verbindungen mit Bandbreiten von mehre­
ren MHz, d. h. Breitbandverbindungen mit einer im Vergleich zum 
Fernsprechkanal etwa 1 OOOfach größeren Bandbreite. Sollen die Bil­
der nur in eine r Richtung übertragen werden, so genügt ein 
B r e i t b an d v e r t e i l n e t z. Die heutigen Funknetze für Fernsehen 
sind derartige Verteilnetze. 

G e m e i n s c h a f t s a n t e n n e n a n l a g e n verteilen die ortsüb­
lich empfangbaren Programme über ein Kabelnetz, das - ausgehend 
von den Zentralstellen - baumartig bis zu den Teilnehmersteckdosen 
geführt wird. 

Kabelfernsehen ist als die Verteilung von Rundfunkprogram­
men über Kabelnetze anzusehen, in denen neben den ortsüblich emp­
fangbaren Programmen weitere, am Ort drahtlos normalerweise nicht 
empfangbare oder lokal erzeugte Programme übertragen werden. Das 
dazu notwendige Breitband-Kabelverteilnetz müßte neu geschaffen 
werden. Es erlaubt auch die Verteilung von Hörfunkprogrammen. Das 
Wort Kabelfernsehen hat sich im allgemeinen Sprachgebrauch ein­
gebürgert; präziser müßte man von "Kabelrundfunk" sprechen. 

Kabelfernsehen mit Rückkanal ist eine Form der Tele­
kommunikation, bei der einigen oder allen Teilnehmern in der Rück­
wärtsrichtung, d. h. zur Zentralstelle hin, die Ubertragung von Nach­
richten ermöglicht wird. Da dadurch eine, wenn auch beschränkte 
Möglichkeit der Rückäußerung gegeben ist, spricht man gelegentlich 
auch von interaktivem Fernsehen. Verteilnetze geben nur eine in 
engen Grenzen liegende Möglichkeit der zusätzlichen Nutzung für 
den RückkanaL Es können nur schmalbandige Rückkanäle oder nur 
extrem wenige Breithand-Rückkanäle gebildet werden. 

Abonnement- oder Münz-Fernsehen (Pay-TV) ist die Ab­
nahme eines Programms über einen besonderen Fernsehkanal gegen 
gesonderte Gebühr. 

3.4 Telekommunikationsformen in Breitbandvermittlungsnetzen 

Die vermittelte Ubertragung bewegter Bilder zwischen beliebi­
gen Partnern stellt die höchsten Anforderungen an ein Telekommuni­
kationsnetz. Verglichen mit einem reinen Breitband-Verteil netz 
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benötigt ein Breitband- V e r mit t 1 u n g s netz einen ungleich größe­
ren Aufwand. 

Die Ubertragung bewegter Bilder zwischen Teilnehmern ist vor allem 
für das Bi 1 d fernsprechen erforderlich. Diese Form der Tele­
kommunikation ermöglicht nicht nur die akustische Verständigung, 
sondern auch die optische, d. h. zur Sprache des Kommunikations­
partners tritt zusätzlich sein Bild. Außerdem können dem Gesprächs­
partner auch Dokumente und graphische Darstellungen gezeigt wer­
den, wenn auch mit begrenzter Qualität. 

Bei der Bi 1 d fern s p r e c h k o n f e r e n z werden mehrere Bild­
fernsprechverbindungen so zusammengeschaltet, daß die Konferenz­
teilnehmer an ihrem Arbeitsplatz verbleiben und dennoch akustisch 
und optisch an der Konferenz teilnehmen können. 

Beim Bewegt b i 1 da b ruf soll der Teilnehmer die Möglichkeit 
erhalten, Bewegtbildinformationen (z. B. Filme) an seinem Bildfern­
sprechgerät auf Abruf anschauen zu können. Dazu bedarf es entspre­
chender Informationsbanken. 
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4 Stand der Telekommunikation 1975 

Die folgenden Darlegungen geben die Bestandsaufnahme wieder, die 
die Kommission in den Jahren 1974 und 1975 erarbeitet hat. Darauf 
aufbauend werden in Kapitel 6 die Feststellungen und Empfehlungen 
abgeleitet. 

Die heute in der Bundesrepublik Deutschland realisierten Telekom­
munikationsfarmen lassen sich in zwei - deutlich voneinander 
unterscheidbaren- Gattungen zusammenfassen: 

1. Die vermittelte Telekommunikation 

Sie umfaßt im wesentlichen das Fernsprechen, das Fernschreiben 
und die Datenkommunikation. Es wird eine Zweiweg-Kommunika­
tion zwischen zwei Teilnehmern hergestellt (Individualkommuni­
kation). Das Kommunikationsnetz besitzt eine hierarchisch geglie­
derte Sternstruktur und schließt alle anderen potentiellen Teilneh­
mer von der zwischen zwei Kommunikationsstellen geschlossenen 
Verbindung aus (Fernmeldegeheimnis) . Die Gestaltung der Inhalte 
bleibt den Teilnehmern überlassen. 

2. Die verteilte Telekommunikation 

Von einer Zentrale werden Kommunikationsinhalte allen berech­
tigten Teilnehmern gleichzeitig angeboten (Massenkommunika­
tion). Das Netz besitzt eine Verteilstruktur (einseitig gerichtetes 
Versorgungssystem). Der Teilnehmer hat nur insoweit Einfluß auf 
den Kommunikationsinhalt, als er zwischen verschiedenen Kanä­
len wählen und auf die Versorgung ganz verzichten kann. Die ver­
teilte Telekommunikation im heute realisierten Sinne umschließt 
den Rundfunk in seinen beiden Varianten Hörfunk und Fernsehen. 

4.1 Die vermittelte Telekommunikation 

4.1.1 FernspreChen 

Unter den vermittelten Telekommunikationsdiensten nimmt das Fern­
sprechen eine überragende Stellung ein. An das inzwischen weltweit 
verbreitete System waren zum 1. Januar 1974 rund 340 Mio. Fern­
sprechstellen angeschlossen. In der Bundesrepublik Deutschland be­
standen Ende 1975 20,0 Mio. Sprechstellen, davon 13,2 Mio. Haupt­
anschlüsse. Die Expansion des Fernsprechnetzes wird deutlich, wenn 
man in Tabelle 6 die Vergleichszahlen der Hauptanschlüsse und 
Sprechstellen (Summe von Haupt- und Nebenanschlüssen) für die 
Jahre 1950, 1960 und 1970 heranzieht: 
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Ende des Jahres 

1950 1960 I 1970 

Spredlstellen (Mio.) 2,5 6,0 
I 

13,8 

Hauptanschlüsse (Mio.) 1,5 3,3 
I 

8,8 

Tabelle 6: Entwiddung der Hauptanschlüsse und Sprechstellen 
(Haupt- und Nebenanschlüsse) von 1950 bis 1975 

1975 

20,0 

13,2 

Einen ähnlichen Verlauf zeigt der Zuwachs der jährlich geführten 
Orts- und Ferngespräche. Im Jahr 1974 wurden rund 14 Mrd. Ge­
spräche geführt, davon etwa zwei Drittel Ortsgespräche und ein Drit­
tel Ferngespräche. 

Etwas mehr als die Hälfte (54%) aller Personen in der Bundesrepublik 
Deutschland wohnen in Haushalten mit einem Fernsprechanschluß. 
Allerdings streut der V e r s o r g u n g s g r a d deutlich nach der 
Schichtung des Einkommens, der Gemeindegröße und des Lebens­
alters. 

Die einkommensschwachen Familien weisen lediglich einen Versor­
gungsgrad von 21 °/o, die mittlere Schicht 43 Ofo und die einkommens­
stärkste Schicht 88 Ofo aus. Die Wachstumstendenz ist in der mittleren 
Sch:icht mit 10 Ofo am stärksten. 

Ein weniger deutliches Bild bietet die Schichtung nach Gemeindegrö­
ßenklassen. Während in Kleingemeinden (unter 5 000 Einwohner) 
47 °/o der Familien einen privaten Fernsprechanschluß besitzen, sind 
es in Großstädten (über 500 000 Einwohner) 69il/o. Bemerkenswert ist, 
daß auch in Großstadtrandgebieten lediglich ein Versorgungsgrad 
von 53 Ofo besteht. 

In der Schichtung nach Altersklassen zeigt sich, daß über 60jährige 
Personen deutlich unterversorgt sind. 

Eine zusätzliche Schichtung nach Berufen korreliert mit der Einkom­
mensschichtung und brJngt als zusätzliche Information lediglich, daß 
landwirtschaftliche Haushalte mit 30 Ofo besonders schwach versorgt 
sind. 

Der Fernsprechdienst hat in der Bundesrepublik Deutschland ein 
hohes technisches und organisatorisches Niveau erreicht. Wegen 
seiner großen S i c h e r h e i t und vergleichsweJse geringen Stör­
anfälligkeit ist das Fernsprechnetz als Notrufsystem prädestiniert. 

Im Automat i o n s g r a d des Fernsprechnetzes nimmt die Bun­
desrepublik Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern eine füh­
rende Rolle ein. Nach dem Erreichen der Vollautomation innerhalb 
der BundesrepubLik werden auch im abgehenden Auslandsverkehr in­
zwischen 97 Ofo aller Gespräche automatisch vermittelt. Durch den be­
gonnenen Ubergang von der EMD-Technik (Edelmetall-Motor-Dreh-
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wähler) zum EWS-System (Elektronisch gesteuertes Wählsystem) 
werden technische Verbesserungen, Rationalisierungen und zusätz­
liche Nutzungsformen (siehe Abschnitt 6.2) erreicht werden. 

Der Ubergang von der (den Tonschwingungen folgenden) Analog­
technik zur digitalen Ubertragungstechnik hat bereits begonnen und 
verspricht pos:itive technische und wirtschaftliche Effekte. 

Die T r ä g e r s c h a f t für das Errichten und Betreiben von Fern­
meldeanlagen steht nach dem Fernmeldeanlagengesetz (FAG) von 
1928 ausschließlich dem Bund zu. Für den nicht-militärischen Bereich 
ist der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen zuständig 
(Fernmeldehoheit). Die Ausübung der Rechte und Pflichten auf dem 
Gebiet des Post- und Fernmeldewesens sind der Deutschen Bundes­
post übertragen. 

Neben dem Fernmeldehoheitsrecht steht das Fernmeldebenutzungs­
recht. Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen erläßt 
gemäß § 14 Postverwaltungsgesetz nach Maßgabe der Beschlüsse des 
Postverwaltungsrates oder - in Ausnahmefällen gemäß § 13 Post­
verwaltungsgesetz - der Bundesregierung die Rechtsverordnungen 
über die Bedingungen und Gebühren für die Benutzung der Einrich­
tungen des Post- und Fernmeldewesens. Die Deutsche Bundespost ist 
grundsätzlich verpflichtet, jedermann als Benutzer ihrer Anlagen 
zuzulassen oder als Teilnehmer an das jeweilige Ortsnetz anzu­
schließen (§§ 7 und 8 FAG). Die Fernmeldeordnung (FO) regelt im 
einzelnen das Verhältnis zum Teilnehmer und definiert dessen Rechte 
und Pflichten. 

Die Deutsche Bundespost besitzt also ,im Bereich des Fernsprech­
dienstes - wie auch in anderen vermittelten Telekommunikations­
diensten - ein G e b i e t s m o n o p o l für die Bundesrepublik 
Deutschland. Sie hat jedoch in erheblichem Umfange von der Er­
mächtigung(§ 2 FAG) Gebrauch gemacht, die Errichtung und den Be­
trieb privater Fernmeldeanlagen zu genehmigen. Abgesehen von eini­
gen gesetzlichen Genehmigungen für Behördenanlagen, für Anlagen 
öffentlicher und einiger privater Verkehrs- und Transportbetriebe 
sowie für Grundstücksanlagen steht die Genehmigung grundsätzlich 
im Ermessen des Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen. 

Auf dem Wege der Anschl.ießungsgenehmigung entstanden bisher 
über 500 000 private N e b e n stell e n an l a g e n , die als gleich­
berechtigte Bestandteile des öffentlichen Fernsprechnetzes an der 
nationalen und internationalen Gesprächsvermittlung teilnehmen. 
Die jährliche Zuwachsrate beträgt etwa 9 °/o. Die Bedeutung der 
Nebenstellenanlagen kommt dadurch zum Ausdruck, daß rund 70 °/o 
des Fernsprechverkehrs, der über das öffentliche Fernsprechnetz ab­
gewickelt wird, in den Nebenstellenanlagen entsteht oder zu ihnen 
fließt. Wenn man berücksichtigt, daß insgesamt ca. 1 000 000 Neben­
stellenanlagen existieren, die privaten Anlagen also etwa die Hälfte 
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ausmachen und wegen ihrer Größe am Gesprächsvolumen einen eher 
noch größeren Anteil besitzen, dann wird die kooperative Hand­
habung des Gebietsmonopols deutlich. 

Einen S o n d e r dienst der Deutschen Bundespost ,im Rahmen des 
Fernsprechnetzes stellt der Fernsprechansagedienst dar. Obgleich ca. 
30 verschiedene Informationsinhalte angeboten werden, wird der 
Dienst nur in relativ geringem Umfange (360 Mio. Anfragen) genutzt, 
konzentriert sich auf wenige Informationsinhalte (Zeitansage 75 °/o) 
und ist rückläuf,ig. Der Vorteil des Dienstes besteht darin, daß er 
jederzeit für eine Gebühreneinheit erhältlich ist. 

Die Finanzierung der In v e s t i t i o n e n im Bereich des Fernsprech­
netzes obliegt - mit Ausnahme der privaten Nebenstellenanlagen -
der Deutschen Bundespost. Diese wird als Sondervermögen des 
Bundes mit der Auflage geführt, dhre Ausgaben durch Betriebs­
einnahmen zu decken (§ 15 Postverwaltungsgesetz- PostVwG). Die 
Deutsche Bundespost ist verpflichtet, ihre Rechnung nach betriebs­
wirtschaftlichen Grundsätzen zu führen (§ 18 Abs. 1 PostVwG). Der 
Bestand an Sachanlagen hat im Jahre 1974 eine Höhe von 41,9 Mrd. 
DM erreicht; davon entfallen rund 30,4 Mrd. DM auf Fernmelde­
anlagen. Die Brutto-Investitionen im Bereich des Fernmeldewesens 
betrugen 1974 7 471 Mio. DM, davon über 50 °/o in den Ortsnetzen. 

Die Ums atz er l ö s e der Deutschen Bundespost erreichten im 
Jahre 1974 24,9 Mrd. DM, davon entfielen 65,5°/o auf das Fernmelde­
wesen, an dem wiederum der Fernsprechdienst den weitaus größten 
Anteil hat. Die Gesamterträge beliefen sich im Jahre 1974 auf 26,0 
Mrd. DM. Sie reichten nicht aus, um die Aufwendungen des gleichen 
Zeitraums in Höhe von 26,8 Mrd. DM zu decken. Die Gewinn- und 
Verlustrechnung schloß daher mit einem Verlust von 810 Mio. DM 
ab. 
Gegenüber der Gewinn- und Verlustrechnung ergibt die Leistungs­
und Kostenrechnung des Jahres 1974 insgesamt eine Kostenunter­
deckung von 1 272 Mio. DM, die sich aus einer Kostenunterdeckung 
von 3 158 Mio. DM im Postwesen und aus einer Kostenüberdeckung 
von 1 886 Mio. DM im Fernmeldewesen errechnet. 

Da eine Selbstfinanzierung aus Gewinnen wegen fehlender Uber­
schüsse der Deutschen Bundespost (als Einheit des Post- und Fern­
meldewesens) nicht möglich war und da einer Erhöhung der Bigen­
kapitalbasis enge Grenzen gezogen sind, mußten die Investitionen zu 
66,1 OJo aus Fremdmitteln finanziert werden. Die Kapitalstruktur für 
das Post- und Fernmeldewesen wies 1974 einen Anteil von 15,1 OJo 
Eigenkapital und 84,9 OJo Fremdkapital auf. 

Der intern a t i o n a l e V e r g l e i c h rundet das Bild ab (Ta­
belle 7). Die Bundesrepublik Deutschland liegt im Vergleich zu ande­
ren hoch entwickelten Industriestaaten in der Verbreitung von Fern­
sprechhauptanschlüssen und Sprechstellen noch weit zurück, hat 
aber >in den letzten 10 Jahren beträchtlich aufgeholt, wie aus dem 
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Vergleich der 10-Jahres-Zuwachsraten hervorgeht. Sie liegt im welt­
weiten Vergleich der Sprechstellendichten inzwischen an 14. Stelle. 
Dieser Rangplatz ist u. a. eine Folge der Zerstörungen des 2. Welt­
krieges, wodurch die Fernsprechdichte in der Bundesrepublik 
Deutschland 1950 mit dem Stand von 1930 wieder beginnen mußte. 

Auch ,in der Benutzung der Fernsprechanschlüsse zeigt sich für die 
Bundesrepublik Deutschland noch eine erhebliche Entwicklungsmög­
lichkeit. 

Platz-
Sprech- Haupt- 10-Jahres-

Land stellen- anschluß- Zuwachs-
ziffer 1) dichte 2) dichte 2) rate (0/o) 3) 

USA 1 66,0 37,0 63,7 

Schweden 2 61,2 48,3 54,7 

Schweiz 3 55,7 35,3 80,4 

Großbritannien 9 34,1 21,4 104 

Japan 
I 

12 32,8 23,9 262 

Bundesrepublik 14 28,7 18,9 134 
Deutschland 

Frankreich 19 21,7 10,8 112 

1) Reihenfolge in der Sprechstellendichte im weltweiten Vergleich 
2) Jeweils bezogen auf 100 Einwohner am 1. 1. 1974 

Gespräche 
pro Ein-
wohner 

Mitte 73-
Mitte 74 

900 

') 

294 

') 

420 

227 

') 

8) Zuwachsrate der Zahl der Sprechstellen vom 1. 1. 1964 bis zum 1. 1. 1974 
4) keine vergleichbaren Angaben vorhanden 

Tabelle 7: Internationaler Vergleich der Fernsprechversorgung, der 
Zuwachsraten und der Gespräche pro Einwohner 5) 

Ein internationaler Gebührenvergleich für Fernsprech-Dienstleistun­
gen (Tabelle 8) zeigt zwar, daß die Bundesrepublik Deutschland hin­
sichtLich der absolut aufzuwendenden Gebühren mit an der Spitze 
liegt. Unter Berüc:ksichtigung des Lebensstandards bietet sich der 
relative Aufwand jedoch weniger ungünstig dar. 

6) Anlageband 1, Abschnitt 5.2.1.1 
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Haupt- Gebüh- Arbeits-anschluß- Jährliche Ortsge- Fernge- renauf-
Einrieb.- Grund- sprächs- sprächs- wand 5) 

zeit 6) 

Land tungs- gebühr gebühr gebühr 4) 

gebühr (jährlich) 

DM DM DM DM DM Stunden 

Frankreich 290 243 0,20 1,62 1 062 179 

Bundesrepublik 120 312 0,21 2,52 1 059 134 
Deutschland 

Japan 2 063 1) 111 0,073 3) 1,02 454 114 

Großbritannien 222 140 0,063 3) 1,14 822 95 

USA 30 177 2) 0,172 1,33 513 56 
(NewYork) 

Schweiz 290 144 0,083 0,58 359 48 
geschätzt 

' Schweden 175 94 0,082 0,98 398 43 

Währungsumrechnung nach Devisenkursen vom Juli 1973 
1) 518 DM als verlorene Einrichtungsgebühr und 206 bis 1 545 DM (je nach 

Ortsnetzgröße) als Anleihe (verzinst mit 6,8 °/o, Tilgung nach 10 Jahren) 
2

) Einschließlich Gebühren für 600 Ortsgespräche 
3) Für ein 3-Minuten-Gespräch 
4) Für ein 3-Minuten-Gespräch bis 100 km Entfernung 
5) Angenommener jährlicher Gebührenaufwand: 

Verteilung der Einrichtungsgebühren auf 10 Jahre; jährliche Grundgebühr 
für die größte Ortsnetzklasse; Gebühren für 500 Ortsgespräche und 
250 Ferngespräche a 3 min bis 100 km (zur vollen Taggebühr) 

6) Aufzuwendende Arbeitszeit, berechnet aus Bruttoarbeitsstundenlöhnen 
1972 bzw. 1971 für den unter 5) angenommenen Gebührenaufwand 

Tabelle 8: Internationaler Gebührenvergleich für Fernsprech-Dienst­
leistungen (Stand 1. 7. 73) 

4.1.2 Fernschreiben 

Im Vergleich zum Fernsprechdienst (20,0 Mio. Sprechstellen) nimmt 
der Fernschreibdienst (Telexdienst) mit rund 104 500 Teilnehmern 
Mitte 1975 ein geringes ökonomisches Volumen ein. Dennoch 
ist der EntwiCklungsstand insofern beachtlich, als die Bundes­
republik Deutschland mit BliCk auf die w e I t w e i t existierenden 
750 000 Teilnehmer das größte zusammenhängende Telexnetz besitzt. 
Die Verkehrssteigerungen in den letzten Jahren betrugen im Inlands-
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verkehr etwa 6 Ofo, im Auslandsverkehr etwa 12 Ofo jährlich. Wegen 
der weltweiten Standardisierung hat das Telexnetz im internationa­
len Nachrichtenaustausch eine bedeutende Rolle eingenommen, die 
auch in der Verkehrsstruktur erkennbar ist. Während im Fernsprech­
netz der Ortsverkehr noch heute den Fernverkehr überwiegt (2/s zu 
1/s) verbleiben nur 17 °/o des Telexverkehrs im eigenen Zentralver­
mittlungsstellenbereJch. Etwa 30 Ofo des Gesamtverkehrs gehen ins 
Ausland. 

Um den Telexdienst den Bedürfnissen moderner Nachrichtenüber­
mittlung anpassen zu können, wird das Netz der Deutschen Bundes­
post in den nächsten Jahren auf ein neu es e l e k t r o n i s c h e s 
V e r mit t l u n g s s y s t e m umgestellt. Dadurch werden z. B. Kurz­
wahl, Direktruf, Rundsenden und Gebühreninformation möglich sein. 
Daneben ermöglichen neue Telexnebenstellenanlagen mit elektroni­
schen Schaltgliedern und Speichern eine Anpassung an die Bedürf­
nisse der Büroorganisation. 

Der Telexdienst ist auch im Vergleich zum Briefpostdienst zu sehen. 
Diesem gegenüber dst er für viele Zwecke wirtschaftlicher und 
sicherer, weil sich Telexpartner im Schriftverkehr auf das Wesent­
liche beschränken, vielfältige Regiearbeiten des Kuvertierens, Fran­
kierens und Transportierens wegfallen und die Sicherheit von Ein­
schreibbriefen geboten wird. 

Das öffentliche Telexnetz ist ein fast ausschließlich auf G e -
s c h ä f t s kommuni k a t i o n ausgerichtetes Fernwählnetz mit 
einer Schrittgeschwindigkeit von 50 Baud. Im Gegensatz zum Fern­
sprechdienst beschafft der Teilnehmer das Fernschreibgerät selbst, 
während die Deutsche Bundespost das Netz und die Anschlußleitung 
stellt sowie grundsätzlich die Wartung des Fernschreibgerätes durch­
führt. 

Der Ums atz der Deutschen Bundespost im Telexdienst betrug 
665 Mio. DM im Jahre 1974. Der Bestand an Sachanlagen für den 
Telexdienst sowie die jährlichen Investitionen lassen sich schwer 
von den entsprechenden Werten des Fernsprechdienstes trennen, 
denn beide Dienste benutzen gemeinsam das Fernmeldenetz der 
Deutschen Bundespost. 

Ein dem Fernschreibverkehr verwandter Dienst der Deutschen Bun­
despost ist der Telegrammdienst. Die Texte werden in glei­
cher Weise übertragen. Der Telegrammdienst der Deutschen Bundes­
post ist im Gegensatz zum Telexdienst kein Teilnehmerdienst, son­
dern er steht jedermann für die Beförderung von Telegrammen zur 
Verfügung. Im Rahmen dieses Dienstes übernimmt die Deutsche Bun­
despost die Aufgabe, eine Nachricht entgegenzunehmen, sie elek­
trisch zum Bestimmungsort zu übermitteln und sie dort dem Empfän­
ger auszuhändigen. 

Der Telegrammdienst wird in der Hauptsache dann in Anspruch ge­
nommen, wenn Absender oder Empfänger dauernd oder zeitweise 
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über andere nachrichtentechnische Mittel nicht erreichbar sind. Er ist 
rückläufig und liegt mit seinem absoluten Nachrichtenvolumen um 
mehr als eine Größenordnung unter dem Telexdienst Er bleibt in den 
weiteren Kapiteln dieses Berichtes unberücksichtigt. 

4.1.3 Datenkommunikation 

Die Datenverarbeitung begann mit dem Einsatz von eigenständigen 
Computern mit lokaler Dateneingabe und Datenausgabe. Die Daten 
mußten auf körperlichen Datenträgern (Lochkarten, Magnetbändern, 
Magnetplatten) zum Computer hin und vom Computer weg transpor­
tiert werden. Mit der Einführung der Datenfernverarbeitung zu Be­
ginn der sechziger Jahre begann ein Zentralisierungsprozeß. Bisher 
eigenständige Computer wurden durch ein Rechenzentrum mit ent­
fernter Dateneingabe und Datenausgabe ersetzt, wobei auch diejeni­
gen Stellen mit erfaßt werden konnten, für die sich der Einsatz eines 
eigenen Computers bisher nicht lohnte. 

Deshalb treten heute D a t e n f e r n v e r a r b e i t u n g s s y s t e m e 
neben die in großer Zahl seit langem bestehenden örtlich konzentrier­
ten Computer. Weit verzweigte Systeme erlauben die Sammlung, Ver­
arbeitung und Verteilung von Daten, angepaßt an die verschiedenen 
Betriebsarten, z. B. den Stapelbetrieb und den Dialogbetrieb. Nach 
dem Konzept der Teilnehmer-Rechensysteme wird auch kleineren 
Unternehmen und Behörden die Möglichkeit gegeben, an der Daten­
verarbeitung teilzunehmen. Im Jahre 1973 verfügten 24 Ofo der Rech­
nersysteme über Einrichtungen zur Datenfernverarbeitung über das 
öffentliche Netz. In der Bundesrepublik Deutschland waren Ende 
1974 insgesamt 24 500 Datenstationen (Terminals) an das Fernmelde­
netz der Deutschen Bundespost angeschlossen. Es kann angenommen 
werden, daß zusätzlich etwa ebenso viele Datenstationen an inner­
betriebliche Netze angeschlossen sind. 

Aufgabe der Nachrichtentechnik ist es, die U b e r mit t 1 u n g der 
Daten zu ermöglichen und damit die Verbindung zwischen den 
Datenstationen und der Rechenzentrale bereitzustellen. 

Während sich die Zentraleinheiten mit einer Wachstumsrate von 
jährlich 100fo entwickeln, beträgt das Wachstum bei den Datenstatio­
nen z. Z. etwa 35 Ofo. 

Die Deutsche Bundespost hat unter dem umfassenden Begriff der 
Date 1- Dienste verschiedene Wege der Datenkommunikation 
geöffnet. Die technische Möglichkeit, öffentliche Fernmeldenetze, die 
für das Fernsprechen oder Fernschreiben errichtet wurden, auch für 
den Datenverkehr zu benutzen, erlaubte den Datei-Diensten eine ge­
wisse Vielfalt. 

Das Te 1 e x netz ist schon immer für die Datenübertragung mitbe­
nutzt worden. Als öffentliches Wählnetz gestattet es weltweiten Ver­
kehr, erlaubt jedoch nur Geschwindigkeiten bis zu 50 bit/ s und ist 
damit für viele Anwendungsfälle zu langsam. 
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Das D a tex-Netz ist auf die Erfordernisse der Datenübertragung 
besser abgestimmt. Es ermöglicht einen Vollduplex-Betrieb bis zu 
200 bit/ s in einer transparenten Verbindung, d. h. freizügig hinsicht­
lich Code und Geschwindigkeit. Jedoch können nicht alle Anforde­
rungen moderner Datenteilnehmer von diesem Netz erfüllt werden. 

Das Fe r n s p r e c h w ä h l n e t z wurde seinerzeit ausschließlich für 
die Ubermittlung von Sprachsignalen entwickelt und zeigt daher eine 
Reihe von systembedingten Unzulänglichkeiten für die Ubertragung 
von Daten. Deshalb sind viele Anwender der Datenfernverarbeitung 
dazu übergegangen, private Sondernetze mit überlassenen 
L e i t u n g e n aufzubauen oder das ö f f e n t l ·i c h e D i r e k t r u f -
netz zu benutzen. Dieses ermöglicht feste Verbindungen zwischen 
beliebigen Partnern des Datenverkehrs. Das Netz entspricht den be­
sonderen Anforderungen, die von Datenfernverarbeitungssystemen 
gestellt werden. An die Stelle des Telex- und Datexnetzes sowie für 
Aufgaben der schnellen Datenkommunikation (bis 48 000 bit/ s) wird 
das öffentliche Fernschreib- und Datennetz mit 
Vermittlungen vom Typ EDS eingerichtet. Da der Bedarf auf diesem 
Gebiet besonders stark wächst, sieht die Deutsche Bundespost vor, 
den Grundausbau des EDS-Netzes, in dem der Fernschreib- und 
Datenverkehr vermittlungstechnisch integriert wird, bereits bis 1980 
abzuschließen. Um zu verdeutlichen, daß diese Entwicklung ver­
gleichsweise stark beschleunigt wird, sei darauf hingewiesen, daß 
das elektronische Wählsystem für den Fernsprechdienst erst bis zum 
Jahre 1995 voll eingesetzt sein soll. 

Neben den öffentlichen Fernmeldenetzen, die von der Deutschen 
Bundespost errichtet, betrieben und für die allgemeine Benutzung zur 
Verfügung gestellt werden, gibt es private Fernmelde an l a­
g e n, die bei Erfüllung bestimmter Voraussetzungen von der Deut­
schen Bundespost genehmigt werden. Solche Anlagen dienen nur 
dem innerbetrieblichen Nachrichtenverkehr des Genehmigungsinha­
bers und dürfen grundsätzlich keine Verbindung zu den öffentlichen 
Fernmeldenetzen besitzen. Für private Fernmeldeanlagen überläßt 
die Deutsche Bundespost Stromwege. 

Die damit deutlich gewordene V i e l f a l t der D a t e n k o m m u n i -
k a t ionsweg e bedeutet jedoch nicht, daß alle Möglichkeiten 
gleichmäßig genutzt werden. Vielmehr bewegte sich Ende 1974 die 
Datenkommunikation zu 2,8 °/o auf dem Telexnetz, zu 5,8 °/o auf dem 
Datex-Netz, zu 34,6 Ofo auf dem Fernsprechwählnetz, zu 38,8 °/o auf 
überlassenen Stromwegen der verschiedenen Arten und zu 18 Ofo über 
Hauptanschlüsse für Direktruf. Auch hier zeigt sich wieder die her­
vorragende Bedeutung des Fernsprechnetzes. 

Das Datenübertragungsnetz gehört - mit Ausnahme der inner­
betrieblichen Netze - ausschließlich der Deutschen Bundespost. 
Während das öffentliche Datex-Netz ein Wählnetz ist und nur Einzel­
anschlüsse kennt, enthält das öffentliche Direktrufnetz ausschließlich 
fest geschaltete Verbindungen. 

39 



Um eine ordnungsgemäße Zusammenarbeit der privaten Teilnehmer­
endeinrichtungen (Datenverarbeitungsanlagen, Datenendgeräte) mit 
dem öffentlichen Direktrufnetz zu gewährleisten, legt die Deutsche 
Bundespost die Schnittstellenbedingungen und die übertragungstech­
nischen Werte für die Anschließung der Endeinrichtungen fest. Für 
die Benutzung des Fernsprechwählnetzes durch den Teilnehmer der 
Datenkommunikation stellt die Deutsche Bundespost den Modem 
(Modulator/Demodulator) zur Verfügung. 

Der Bestand der Sachanlagen und die Sachinvestitionen im Bereich 
der Datei-Dienste sind nicht isolierbar, weil die Dienste über bereits 
bestehende Netze abgewickelt werden. 

4.1.4 Weitere vermittelte Dienste 

Außer den behandelten Netzen und Diensten der vermittelten Tele­
kommunikation bestehen Funkdienste, die ebenfalls Punkt-zu-Punkt­
Verbindungen erlauben, wenn auch einige der Dienste technisch wie 
verteilte Dienste betrieben werden. Da mindestens einer der Teilneh­
mer eine bewegliche Einrichtung benutzt, werden diese Dienste auch 
als mobile Dienste bezeichnet. 

Landfunkdienste 

Funkfernsprechanschlüsse sind in der Form des öffentlichen beweg­
lichen Landfunkdienstes (öbL) nicht ortsgebundene Fernsprech­
hauptanschlüsse. Sie ermöglichen den Aufbau von Sprechverbindun­
gen von Landfahrzeugen (Straße und Schiene) und Schiffen zum öffent­
lichen Fernsprechnetz und können ihrerseits von allen inländischen 
und ausländischen Fernsprechanschlüssen erreicht werden. Dieser 
Dienst ist in seiner Ausdehnung und weitgehend auch in seiner tech­
nischen Perfektion wohl einmalig in der Welt, aber im Vergleich zu 
anderen Diensten mit hohen Kosten verbunden. Der Versorgungsgrad 
beträgt 95 OJo des geographischen Gebietes der Bundesrepubl-ik 
Deutschland. Ende 1975 waren etwa 8 000 private Funkfernsprech­
anschlüsse an den öffentlichen beweglichen Landfunkdienst ange­
schlossen. 

Eine Besonderheit ist der Internationale Rheinfunkdienst Ende 1974 
betrug die Gesamtzahl der Schiffsfunkstellen 8 244 (In- und Ausland). 

Der Funkrufdienst ist ein einseitig gerichteter Funkdienst, der als 
übernational vereinbarter Dienst von der Deutschen Bundespost 1974 
eröffnet wurde. Innerhalb dieses Europäischen Funkrufdienstes 
können von den Anschlüssen des öffentlichen Fernsprechnetzes aus 
bis zu vier unterschiedliche Signale an den beweglichen Funkruf­
empfängerausgesandt werden. Je nach Verabredung der Teilnehmer 
kann diesen Codesignalen eine bestimmte Information zugeordnet 
werden. 

Neben diesen öffentlichen Diensten steht der nichtöffenUiche beweg­
liche Landfunkdienst (nöbL). Er gewährt keinen Zugang zum öffent-
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liehen Fernsprechnetz und steht den Institutionen der Polizei, der 
Feuerwehr, der Gesundheitspflege sowie Benutzergruppen aus der 
Wirtschaft für die interne Kommunikation zur Verfügung. 

Seefunkdienst 

Zur Abwicklung des Nachrichtenverkehrs sowie des Notverkehrs mit 
Schiffen und zwischen Schiffen auf See findet Telekommunikation 
nach international vereinbarten Regeln statt. Die Zahl der geneh­
migten Seefunkstellen beträgt z. Z. etwa 4 000. 

Flugfunkdienst 

Zur Sicherung des Luftverkehrs wird unter Beteiligung der Bundes­
anstalt für Flugsicherung ein Internationaler Flugfunkdienst betrie­
ben. Es handelt sich um einen Funkverkehr, der die Kommunikation 
zwischen Bodenfunkstellen und Luftfahrzeugen sowie zwischen Luft­
fahrzeugen untereinander ermöglicht. Ende 1974 waren 7 879 Luft­
funkstellen und 1 024 Bodenfunkstellen in Betrieb. 

4.2 Die verteilte Telekommunikation 

In der heutigen Ausprägung bezieht sich die verteilte Telekommuni­
kation auf R u n d f u n k . Ob sich in der Zukunft Telekommunika­
tionsformen entwickeln, die dem geltenden Rundfunkbegriff nicht 
zuzuordnen sind, ist eine offene Frage, die in den folgenden Kapiteln 
dieses Berichts und im Anlageband 7 behandelt wird. 

Für die Regelung der Veranstaltung von Rundfunksendungen sind 
nach dem Grundgesetz die L ä n d e r zu s t ä n d i g , abgesehen von 
den Ausnahmen der Zuständigkeiten des Bundes für auswärtige An­
gelegenheiten und Angelegenheiten für Deutschland. Der sende- und 
empfangstechnische Bereich, der auch die Regelung über die Errich­
tung und den Betrieb von Fernmeldeanlagen für Zwecke des Rund­
funks umfaßt, ist hingegen als Teil des Post- und Fernmeldewesens 
nach Artikel 73 Nr. 7 Grundgesetz d e m Bund zugewiesen. 

Die Länder gehen von der in § 1 Abs. 1 des Staatsvertrages über die 
Regelung des Rundfunkgebührenwesens vom 31. Oktober 1968 fest­
gelegten und in Art. 1 des neuen Rundfunkgebührenstaatsvertrages 
vom 5. Dezember 1974 beibehaltenen B e griff s bestimmun g 
aus, wonach Rundfunk "die für die Allgemeinheit bestimmte Ver­
anstaltung und Verbreitung von Darbietungen aller Art in Wort, Ton 
und Bild unter Benutzung elektrischer Schwingungen ohne Verbin­
dungsleitung oder längs oder mittels eines Leiters" ist. Diese Defini­
tion haben die Chefs der Staats- und Senatskanzleien in einem Be­
schluß vom 19. Juni 1975 katalogartig präzisiert und den Minister­
präsidenten am 10. Juli 1975 zur Kenntnis gebracht. 
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Im Gegensatz zum alltäglichen Sprachgebrauch umfaßt der Begriff 
Rundfunk sowohl Hörfunk (Tonrundfunk) als auch Fernsehen 
(Fernsehrundfunk) . 

Die Veranstaltung von Rundfunksendungen ist, wie das "Fernseh­
Urteil" des Bundesverfassungsgerichts vom 28. Februar 1961 festge­
!ltellt hat, eine öffentliche Aufgabe. Daran hält das Bundesverfas­
sungsgericht in seinem .Mehrwertsteuerurteil" vom 27. Juli 1971 aus­
drücklich fest. 

Einer publ.izistischen Angebotsvielfalt, wie sie heute im Verlags­
wesen vorliegt, stehen bei den elektronischen Medien gegenwärtig 
sowohl technische als auch organisatorische und finanzielle Hinder­
nisse entgegen. 

Eine gesetzliche Regelung für die Zulassung von Veranstaltern priva­
ten Rechts zu Rundfunksendungen besteht bisher nur im Saarland. 
Mit den damit verbundenen verfassungsrechtlichen Fragen ist derzeit 
das Bundesverfassungsgericht befaßt. Nach Art. 111 a Abs. 2, Satz 1 
der Bayerischen Verfassung darf Rundfunk nur in öffentlicher Ver­
antwortung und in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft betrieben wer­
den. 
Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten finanzieren sich durch 
G e b ü h r e n , deren Höhe durch Staatsvertrag der Länder festgelegt 
wird, und aus Einnahmen aus der Werbung. Die Grundgebühr für den 
Hörfunk beträgt derzeit 36 DM, die Fernsehgebühr 90 DM jährlich. 
Ein Vergleich zu anderen europäischen Ländern ergibt sich aus Ta­
belle 9. 

Die Rundfunkgebühren müssen mit Beginn des Jahres 1976 an eine 
Gebühreneinzugszentrale entrichtet werden. Damit wird der seit 
Gründung des Rundfunks im Jahre 1923 übliche Gebühreneinzug 
durch die Deutsche Bundespost aufgegeben. Die Kosten für die tech­
nischen Einrichtungen und Leistungen der Deutschen Bundespost 
werden ihr von den Rundfunkanstalten nach dem Selbstkostenpr·inzip 
erstattet. 

4.2.1 Rundfunkorganisation 

Rechtsgrundlagen für die neun Landesrundfunkanstalten bilden 
Gesetze b z w. Staatsverträge der Länder, für Deut­
sche Welle und Deutschlandfunk ein Bundesgesetz. Das 
Zweite Deutsche Fernsehen beruht auf einem Staatsvertrag aller Län­
der. Die Landesrundfunkanstalten und die beiden Anstalten des Bun­
desrechts sind in der Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutschland (ARD) zusam­
mengeschlossen. Alle diese Anstalten, wie auch der von einem deut­
schen Intendanten geleitete und als Gast der ARD angehörende ame­
rikanische RIAS-Berlin, verbreiten ein oder mehrere Hörfunkpro­
gramme. Die Landesrundfunkanstalten gestalten gemeinsam das Erste 
Fernsehprogramm (Deutsches Fernsehen), Regionalprogramme für 
ihre Sendebereiche und fünf Dritte Fernsehprogramme. Das Zweite 
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Jährliches Entgelt in DM 2) 

Land Tonrundfunk- Fernsehrundfunk- Kombinierter Erläuterungen 
empfang empfang Tonrundfunk- und 

allein allein Fernsehempfang 

Belgien 23,- je Haushalt Für tragbare Geräte und Autoradios 
zusätzliche Genehmigung 

87,- je Haushalt 100,- je Haushalt Schwarzweißempfänger 
137,- je Haushalt 150,- je Hau5halt Farbempfänger 

Bundesrepublik 

I 
36,- je Haushalt 126,- je Haushalt Für gewerblich genutzte Autoradios 

Deutschland zusätzliche Genehmigung 

Dänemark .12,- je Haushalt 172,- je Haushalt Schwarzweißempfänger } Nur für 
private 

287,- je Haushalt Farbempfänger Nutzung 

Frankreich 17,50 je Haushalt private Nutzung 
35,- je Gerät gewerbliche Nutzung 
70,- je Gerät gewerbliche Nutzung mit zahlendem 

Publikum 
82,- je Haushalt Schwarzweißempfänger, private 

Nutzung 
123,- je Haushalt Farbempfänger, private Nutzung 
330,- je Gerät Schwarzweißempfänger, gewerbliche 

Nutzung 
490,- je Gerät Farbempfänger, gewerbliche Nutzung 

. 

t; Tabelle 9: Jährliches Entgelt für Tonrundfunk- und Fernsehempfang 1975 1) 



t Jährliches Entgelt in DM 2) 

Land Tonrundfunk- Fernsehrundfunk- Kombinierter Erläuterungen 
empfang empfang Tonrundfunk- und 

allein allein Fernsehempfang 

Großbritannien Tonrundfunk genehmigungsfrei 

44,- je Haushalt Schwarzweißempfänger 

98,- je Haushalt Farbempfänger 

Italien 9,30 je Haushalt Für Autoradios zusätzliche 
Genehmigung 

54,- während der 
ersten zwei Jahre, l Nudü• 
danach private Nutzung 
49,-

Niederlande 32,- je Haushalt 
96,- je Haushalt Kabelanschluß 

105,- je Haushalt 

170,- je Haushalt Kabelanschluß 

Norwegen 28,- je Haushalt 
150,- je Haushalt Schwarzweißempfänger 

196,- je Haushalt Farbempfänger 

Osterreich 46,- je Haushalt 162,- je Haushalt 
.. . ·--

noch Tabelle 9: Jährliches Entgelt für Tonrundfunk- und Fernsehempfang 1975 1) 
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Jährlidles Entgelt in DM 2) 

Land Tonrundfunk-

i 
Fernsehrundfunk- Kombinierter 

empfang empfang Tonrundfunk- und 
allein allein Fernsehempfang 

Portugal 10,- je Gerät I 37,- je Gerät I I 
Sdlweden 30,- je Haushalt 

130,- je Haushalt 

188,- je Haushalt 

Sdlweiz 62,- je Haushalt 

107,- je Haushalt 

100,- je Haushalt 

143,- je Haushalt 

125,- je Haushalt 

244,- je Haushalt 

Spanien 

1) EBU-Review XXVI,4 (1975) 
2) Währungsumrechnung nadl Devisenkursen vom 1. 9. 1975 

t; noch Tabelle 9: Jährliches Entgelt für Tonrundfunk- und Fernsehempfang 1) 

Erläuterungen 

Für gewerblidl genutzte Autoradios 
zusätzlidle Genehmigung 
Sdlwarzweißempfänger 

Farbempfänger 

private Nutzung 

gewerblidle Nutzung 

Telephonrundsprudl, private Nutzung 

Telephonrundsprudl, gewerblidle 
Nutzung 

private Nutzung 

gewerbliche Nutzung 

Der Ton- und Fernsehrundfunkempfang 
ist genehmigungs- und gebührenfrei 



Fernsehprogramm wird zentral von der Anstalt ,.Zweites Deutsches 
Fernsehen" (ZDF) mit dem Sitz in Mainz veranstaltet. 

Die Sender für den Hörfunk werden von den Landesrundfunk­
anstalten selbst betrieben. Die Sendeanlagen für Deutsche Welle und 
Deutschlandfunk sind Einrichtungen der Deutschen Bundespost und 
werden von dieser auch betrieben. Die Sender des Ersten Fernseh­
programms werden durch die Landesrundfunkanstalten betrieben, 
während Bau und Betrieb der Fernsehsender zur Ausstrahlung des 
Z w e i t e n P r o g r a m m s und der D r i t t e n P r o g r a m m e in 
den Händen der Deutschen Bundespost liegen. Diese Regelung hat 
historische Gründe. Nachdem die Besatzungsbehörden eine strikte 
Trennung zwischen Post und Rundfunk angeordnet hatten, bauten die 
neugeschaffenen Landesrundfunkanstalten ihre Sendernetze selbst aus. 
Das ,.Fernseh-Urteil" des Bundesverfassungsgerichts vom 28. Februar 
1961 sprach dem Bund und damit der Deutschen Bundespost grundsätz­
lich das Recht zu, Sendeanlagen zu bauen und zu betreiben. Zugleich 
stellte es aber fest, daß der Grundsatz bundesfreundlichen Verhaltens 
verletzt wäre, .. wenn der Bund heute von der Befugnis zur Regelung 
des Fernmeldewesens unter Berufung auf sein Funkregal in einer 
Weise Gebrauch machen würde, die darauf hinausliefe, den beste­
henden öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten das Verfügungs­
recht über die in ihrem Eigentum stehenden und von ihnen betriebe­
nen Sendeanlagen zu entziehen". Unbestritten seit den Anfängen des 
Rundfunks ist jedoch das Monopol der Deutschen Bundespost geblie­
ben, das Leitungsnetz von den Studios zu den Sendern und zwischen 
den Sendern zu errichten und zu betreiben. Für technische Leistun­
gen im Rahmen der Vereinbarung mit den Rundfunkanstalten hatten 
diese im Jahre 1974 einen Betrag von 313 Mio. DM an die Deutsche 
Bundespost zu vergüten, darüber hinaus sind für die vorübergehende 
Uberlassung von nationalen und internationalen Ton- und Meldelei­
tungen rund 5 Mio. DM bezahlt worden. Deutsche Welle und 
Deutschlandfunk, die die technischen Leistungen nach der Fern­
meldeordnung vergüten, zahlten im Jahr 1974 rund 76 Mio. DM. 

Die gesamten G e b ü h r e n e in n ahmen der Rundfunkanstalten 
beliefen sich 1974 auf 2 276 Mio. DM. Davon entfielen 700 Mio. DM 
auf Einnahmen aus der Grundgebühr (früher Hörfunkgebühr) und 
1 576 Mio. DM auf Einnahmen aus der Fernsehgebühr. 30 °/o des Fern­
sehgebührenaufkommens, nämlich 473 Mio. DM erhielt das Zweite 
Deutsche Fernsehen. 

Einschließlich der Erträge aus der Werbung in den Programmen von 
ARD und ZDF haben die Rundfunkanstalten im Jahre 1974 zur 
Deckung der Kosten für alle Aufgaben folgende Beträge einge­
nommen: 
Landesrundfunkanstalten der ARD: 
Zweites Deutsches Fernsehen: 
Deutsche Welle: 
Deutschlandfunk: 
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Die Einnahmen der Deutschen Weile stammen aus dem Bundeshaus­
halt. Zum Etat des Deutschlandfunks leisteten die Landesrundfunk­
anstalten über den Finanzausgleich der ARD einen Beitrag von 
33,6 Mio. DM. 

4.2.2 Programmangebote und ihre Nutzung 

Der Sättigungsgrad der Haushaltungen ist mit 21,06 Mio. 
Haushaltungen, die am 1. Oktober 197S als Hörrundfunkteilnehmer 
registriert sind, praktisch erreicht. Der Gesamtbestand an Hör­
funkgeräten wird auf SO Millionen geschätzt, da im Durchschnitt 
2,4 Empfangsgeräte pro Rundfunkgenehmigung angenommen werden 
dürfen. Die Zahl der tragbaren oder in Fahrzeuge eingebauten Geräte 
ist weiterhin im Steigen begriffen. Etwa 4S 0/o der Kraftfahrzeuge sind 
mit Autoradio ausgerüstet. Die Hälfte der Neuproduktion von Radio­
empfängern sind Stereoanlagen, die vor allem bei oberen Einkom­
mensschichten und jüngeren Altersgruppen überdurchschnittlich 
benutzt werden. 

Das P r o g r a m mange b o t des Hörfunks rund um die Uhr, das 
vom frühen Morgen bis zum späten Abend eine Auswahl zwischen 
Programmen für Mehrheiten und wechselnde Minderheiten erlaubt, 
ist im Laufe der letzten Jahre wieder in steigendem Maße genutzt wor­
den, nachdem mit der Ausbreitung des Fernsehens ein deutlicher 
Rückgang in der Nutzung, insbesondere in den Abendstunden, ein­
herging. Bezogen auf die Gesamtbevölkerung (Personen ab 14 Jah­
ren) erhöhte sich die durchschnittliche werktägliche Hördauer (Mon­
tag bis Samstag) zwischen 1970 und 1974 um ca. 40 Minuten ; sie liegt 
damit bei knapp zwei Stunden und entspricht in etwa der durch­
schnittlichen werktäglichen Sehdauer. 

Das am 1. Oktober 197S in 19,14 Mio. Teilnehmerhaushalten empfang­
bare Angebot des Fernsehens setzt sich zusammen aus überwiegend 
gleichzeitig ausgestrahlten Programmen von ARD, ZDF und fünf Drit­
ten Programmen. Im Jahr 1974 umfaßte das ARD-Gemeinschaftspro­
gramm durchschnittlich täglich 7 Stunden und 10 Minuten. 2 Stunden 
bzw. 11/ 2 Stunden zusätzlich entfielen auf die Regionalprogramme; 
das ZDF sendete rund 8 Stunden und SO Minuten. Die in- und aus­
ländischen Fernsehprogramme wurden 1974 von der Gesamtbevölke­
rung an einem durchschnittlichen Werktag (Montag bis Samstag) 
etwas mehr als 2 Stunden genutzt. Dieser Durchschnitt ist - bezogen 
auf Personen in Fernsehhaushalten - seit mehr als 10 Jahren fast 
unverändert. 

Obwohl die Programmangebote von Hörfunk und Fernsehen über 
Sendernetze verbreitet werden, die rund 9S 0/o aller Haushalte er­
reichen, haben sich in den letzten Jahren Gemeinschaftsantennen­
anlagen ausgebreitet, die in der Lage sind, die Zahl der drahtlos emp­
fangbaren Programme zu erhöhen und die Empfangsqualität zu ver­
bessern. Nach einer Statistik der Deutschen Bundespost sind Mitte 
197S rund S SOO Gemeinschaftsantennenanlagen mit 
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mehr als 100 angeschlossenen Wohneinheiten installiert. Davon 
erfassen ca. 90 Anlagen mehr als 1 000 Wohneinheiten. Weniger als 
10 Ofo dieser großen Anlagen versorgen gegenwärtig mehr als 10 000 
Wohneinheiten. Die Anlagen befinden sich fast ausschließlich in pri­
vater Hand. Ihre Einrichtung bedarf der Genehmigung durch die 
Deutsche Bundespost. 

48 



5 Das aktuelle Problemfeld 

Nach der Kennzeichnung des Entwicklungsstandes der Telekommum­
kation in der Bundesrepublik Deutschland sind nun die Problemim­
pulse und Entwicklungslinien aufzuzeigen, die zur Einsetzung der 
Kommission für den Ausbau des technischen Kommunikationssy­
stems geführt haben. Die darzulegenden politischen, wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und technischen Aspekte sollen nicht nur die Ent­
scheidungsaufgabe kennzeichnen, zu der die Vorschläge der Kommis­
sion eine Orientierungshilfe anbieten. Vielmehr sollen darüber hin­
aus auch die beachtenswerten Nebenwirkungen eines Ausbaus des 
Telekommunikationssystems genannt werden. 

Wesentliche Anstöße zur Weiterentwicklung des Telekommunika­
tionssystems gehen vom t e c h n i s c h e n F o r t s c h r i t t aus. So­
lange dieser sich vergleichsweise langsam und kontinuierlich in 
langfristig überschaubaren Intervallen vollzieht, kann ihm durch 
einen entsprechend kontinuierlichen Anpassungsprozeß der wirt­
schaftlichen Innovation gefolgt werden. Die derzeitige Situation ist 
jedoch durch eine derartige Beschleunigung im technischen Fort­
schritt charakterisiert, daß praktisch Innovationssprünge auftreten, 
die wesentliche Weichenstellungen verlangen. 
Ein deutlicher Akzent ist durch die rasche Entwicklung der Mikro -
e I e k t r o n i k gegeben. Sie ist gekennzeichnet durch das Prinzip der 
Großintegration, d. h. durch die Zusammenfassung vieler logischer 
Funktionen und vieler Speicherelemente auf kleinstem Raum. Die Be­
deutung der Mikroelektronik ist in erster Linie darin zu sehen, daß 
ihr durch starke Senkung der Herstellungskosten eine unvergleich­
bare Steigerung der Wirtschaftlichkeit von elektronischen Geräten 
gelingt. Ihr Einfluß auf die Entwicklung der Technik sowohl der 
Nachrichtenübermittlung als auch der Informationsverarbeitung ist 
von gleichermaßen großer Bedeutung. Unter dem Stichwort .,Compu­
ters and Communications" werden in diesem Zusammenhang zwei 
getrennte, sich gegenseitig beeinflussende Entwicklungslinien disku­
tiert: einerseits ermöglicht diese Technologie mit dem Durchbruch 
zum software-programmierbaren Mikroprozessor eine stärkere De­
zentralisierung der Datenverarbeitung und damit eine Verlagerung 
von Intelligenz an den Arbeitsplatz, andererseits ermöglicht der Ein­
satz der Mikroelektronik in der Nachrichtentechnik die wirtschaftliche 
Ausbildung erweiterter oder neuer Telekommunikationsformen. Ihre 
Verwirklichung wird einerseits in neue n oder erweiterten 
Te I e kommuni k a t ionsnetzen, andererseits durch die Aus­
prägung n e u e r oder e r w e i t e r t e r N u t z u n g s f o r m e n in be­
stehenden Telekommunikationsnetzen erfolgen. 

Ein Indiz für die letztgenannte Aussage sind z. B. heute bereits erkenn­
bare Entwiddungslinien zu neuen Textübertragungsgeräten und zu 
neuen Faksimilegeräten zur Dbertragung von Schriftstücken und 
Dokumenten. 
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Gerade die Entwicklung von neuartigen und leistungsfähigen End­
gerät e n zum Empfangen und Aussenden von Nachrichten wird für 
die bereits p I an b a r e Zukunft neue Impulse zur Förderung der 
Telekommunikation bieten. Ihre Leistungsmerkmale werden geprägt 
sein einerseits von der Mikroelektronik, andererseits von der Entwick­
lung neuartiger Bausteine und Verfahren zur Wiedergabe und Uber­
tragung von Bildern wie z. B. flacher Bildschirm oder Redundanzver­
minderung bei Faksimile. 

Für unterschiedliche Telekommunikationsdienste sind nicht immer in 
allen Ebenen getrennte Netze erforderlich. Vor allem können Uber­
tragungsnetze für mehrere Dienste gemeinsam benutzt werden. Man 
spricht dann von übertragungstechnischer Integration. 

Bereits heute werden die Dienste des Fernsprechens, des Fernschrei­
bens und der Datenkommunikation sowie in begrenztem Umfang auch 
die Rundfunkdienste über ein einheitliches Ubertragungsnetz geleitet. 
Allerdings benötigen die verschiedenen Kommunikationsformen 
unterschiedliche Ubertragungskapazitäten. 12 Fernsprechkanäle ent­
sprechen z. B. zwei Tonrundfunkkanälen und 1 800 Fernsprechkanäle 
entsprechen einem FernsehrundfunkkanaL 

Andererseits kann man einen Fernsprechkanal in 24 bzw. 12 Fern­
schreibkanäle oder in 6 Datexkanäle aufteilen. 

Zur Mikroelektronik tritt die o p t i s c h e Na c h r i c h t e n t e c h n i k 
hinzu, die die Ubertragung großer Informationsmengen über Licht­
leiter (Glasfasern) erlauben wird. Sie verspricht Ubertragungsmedien 
bereitzustellen, mit denen auch sehr breitbandige Formen der Tele­
kommunikation, wie Bildfernsprechen, allgemein und umfassend 
verwirklicht werden können. Mit ihrem Einsatz wird sich auch die 
übertragungstechnische Integration verstärken. 

Vielfach werden im Zusammenhang mit der Rationalisierung von Bü­
rotätigkeiten neue Formen der elektronischen Textkommuni -
k a t i o n diskutiert, die den bestehenden Fernschreibdienst durch 
einen neuen Dienst "Bürofernschreiben" ergänzen könnten. Außer­
dem könnte das Fernkopieren als "Elektronische Briefübermittlung" 
zur Rationalisierung der klassischen Briefpost 
beitragen. · 

Ein von dieser Entwicklung unabhängiger technischer Entwicklungs­
impuls geht von der K ab e 1 t e c h n i k und von der Rundfunk­
e m p f an g s t e c h n i k aus. Die sich schnell ausbreitenden Ge­
meinschaftsantennenanlagen bieten freie Ubertragungskapazitäten, 
die durch die Einspeisung zusätzlicher Programme genutzt werden 
können. Gemeinschaftsantennenanlagen werden zu Kabelfernsehanla­
gen. "Kabelfernsehen" in dieser Form hat eine lebhafte aktuelle Dis­
kussion ausgelöst. 

Die Gemeinschaftsantennenanlagen waren zunächst deshalb instal­
liert worden, weil sie in geographisch ungünstigen Lagen und im 
Funkschatten von Bauten eine Erhöhung der Empfangsqualität 
sicherstellen. Sie bieten jedoch die Möglichkeit, mehr als die z. Z. 
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drahtlos empfangbaren Rundfunkprogramme zu verteilen. Diese freie 
Kapazität legt eine zusätzliche Nutzung durch ein erweitertes Pro­
grammangebat nahe. Die Diskussion in diese Richtung wird durch 
Vorbilder in den USA und in verschiedenen europäischen Nachbar­
staaten angeregt. 

Ein weiterer Impuls geht von der technischen Möglichkeit aus, Breit­
bandverteilsysteme mit einem sogenannten Rückkanal auszu­
statten, der die Ubertragung von Informationen vom Teilnehmer zur 
Zentrale gestattet. Dadurch werden die Erfassung von Informationen 
beim Teilnehmer, der Abruf von Programmen durch den Teilnehmer 
und schließlich in begrenztem Umfange der Dialog zwischen Teilneh­
mer und Zentrale ermöglicht. Der Rückkanal hat in besonderem 
Maße die medienpolitische Phantasie der Offentlichkeit angeregt, da 
er sich als ein Mittel anzubieten scheint, um in stärkerem Maße als 
bisher das Postulat von der Teilnahme des Bürgers am politischen 
Geschehen zu verwirklichen. 

Die aufgezeigten technologischen Impulse und systemtechnischen 
Ansätze für neue Medien der Telekommunikation können zu einer 
Evolution sowohl der schmalbandig vermittelten Telekommunikation 
als auch der breitbandig verteilten Massenkommunikation führen. 
Sie bleiben auch nicht ohne Einfluß auf die Technik zur Herstellung 
und Verbreitung traditioneller Druckmedien, z. B. durch elektro­
nische Herstellung und Ubermittlung des Drucksatzes. Schließlich 
bieten sie auch Wege zur Faksimile-Ubertragung von Druckerzeug­
nissen an. Das nähert hinsichtlich der Kommunikationstechnik und 
der Rezeptionssituation Drucktechnik und Rundfunk einander an und 
wirft damit für die Zukunft verstärkt die Frage nach der jeweils adä­
quaten Organisationsform auf. Klärungsbedürftig auf allen drei Ebe­
nen - der T e c h n i k , der R e z e p t i o n s s i t u a t i o n , der 0 r -
g a n i s a t i o n s f o r m - wäre dabei zunächst, welche Sektoren der 
Presse, d. h. der drucktechnisch realisierten Kommunikationsmedien, 
davon betroffen sind. Die Presse umschließt Tages- und Wochen­
zeitungen, Zeitschriften aller Bereiche (allgemeine, konfessionelle und 
Fachzeitschriften), Bücher sowie verschiedene andere Druckerzeug­
nisse. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, daß sich 
insbesondere im Bereich der Druckindustrie erhebliche sozialpolitische 
und wirtschaftliche Folgewirkungen (z. B. Verlust von Arbeitsplätzen 
und fehlgeleitete Ausbildungsprogrammel ergeben können. 

Bereits an dieser Stelle wird erkennbar, daß die Problemstruktur 
keineswegs nur die Entscheidung über alternative Techniken verlangt, 
sondern ausschlaggebenden Einfluß auf verschiedene Dienstleistungen 
und ihre organisatorische Trägerschaft besitzt. Die M e d i e n k o n­
k u r r e n z und M e d i e n k o m p l e m e n t a r i t ä t wird vollends 
deutlich, wenn auch die audiovisuellen Medien wie Bildplatte und 
Video-Kassette in die Diskussion einbezogen werden. 

Während die technischen Entwicklungsimpulse und ihre Ausprägung 
in neuen Dienstleistungen zunächst als Chancen für die Zukunft der 
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Telekommunikation gesehen werden, lenkt die wirtschaftliche und 
soziale Betrachtung des Problemfeldes die Aufmerksamkeit auf die 
Fragen der Entwicklung der industriellen Produktion und der Dienst­
leistungen in den hochindustrialisierten Ländern. Unter dem Ge­
sichtspunkt des langfristigen Wirtschaftswachstums kommt dem 
Produktivitätszuwachs im Dienstleistungssek­
t o r eine erhöhte Bedeutung zu. Der Beitrag des Ausbaus des techni­
schen Kommunikationssystems zur Rationalisierung im tertiären Sek­
tor ist in diesem Zusammenhang zu sehen. Desgleichen ist dieser 
Ausbau im Hinblick auf die Herstellung bzw. langfristige Erhaltung 
der internationalen Konkurrenzfähigkeit zu betrachten, zumal auch 
im Ausland eine wachsende wirtschaftliche Bedeutung der'technisch 
vermittelten Kommunikation festzustellen ist. Diese Aspekte verwei­
sen auf Fragen nach der Entwicklung der Industriestruktur und auf 
Probleme der staatlichen Industriepolitik. 

Im Zusammenhang mit der Wirtschaftsstrukturentwicklung und der 
Telekommunikation sind außerdem sozialpolitische Probleme des Ar­
beitsmarktes sowie der Berufs- und Qualifikationsstruktur zu be­
achten. 

Schließlich sind die gesamtwirtschaftlichen Schwerpunkte der Erwei­
terung und Verbesserung der technischen Kommunikationssysteme 
im Zusammenhang mit der Entwicklung der Unternehmens­
p o l i t i k d e r D e u t s c h e n B und e s p o s t zu betrachten. Hier 
ist das Spannungsfeld zwischen Infrastrukturpolitik durch Errichten 
und Betreiben von Telekommunikationsnetzen einerseits und erlös­
orientierter Unternehmensplanung andererseits von besonderer Be­
deutung. 

Die wir t s c h a f tl ich e und s o z i a l e Betrachtung des Problem­
feldes bietet die Entscheidungskriterien und die zu beachtenden Ne­
benwirkungen an. Im Auftrag an die Kommission für den Ausbau des 
technischen Kommunikationssystems wird ausdrücklich gesagt, daß 
ein wirtschaftlich vernünftiges und gesellschaftlich wünschenswertes 
Kommunikationssystem der Zukunft angestrebt wird. 

Ausgangspunkt der Uberlegungen ist die Ermittlung des individuel­
len und gemeinschaftlichen Bedürfnisses nach Telekommunikation 
sowie der Ausstattung dieses Bedürfnisses durch kaufkräftige Nach­
frage. Erst dadurch entsteht ein wirtschaftlicher B e d a r f , der mit 
Aussicht auf Kostendeckung (und damit Amortisation der Investitio­
nen) erfüllt werden kann. Stehen wir nach den Konsumwellen des 
Wohn-, Bekleidungs- und Reisekomforts vor einem Bedarf nach Kom­
munikationskomfort? 

Im Bereich der bekannten Telekommunikationsdienste läßt sich die 
Entwicklung des zukünftigen Bedarfs durch Trendberechnungen noch 
relativ zuverlässig ermitteln. Die Prognose wird bereits schwieri­
ger, wenn Substitutionen zwischen verschiedenen Dienstleistungen 
(z. B. zwischen Briefpost und Fernschreiben) beachtet werden müs­
sen. Die Bedarfserfassung wird vollends zum offenen Problem, wenn 
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sie sich auf heute noch unbekannte Kommunikationsformen wie z. B. 
das Kabelfernsehen oder das Bildfernsprechen richtet. 

Der Grund für die Unsicherheit der Bedarfserfassung liegt im soge­
nannten A k z e p t a n z p r o b l e m. Es muß gefragt werden, ob der 
Mensch bereit ist, die an sich schwerfällige Beförderung von Perso­
nen und Gütern durch den Transport von Informationen weitgehend 
zu ersetzen und z. B. statt einer Reise einen telekommunikativen Dia­
log zu vollziehen oder statt eines Einkaufganges seine Dispositionen 
über Bildabruf zu treffen. Führt es zur Verinnerlichung oder zur Ver­
einsamung, wenn der Mensch seinen Informationsbedarf in Bildung, 
Konsumwahl, Problemlösung und Unterhaltung ganz individuell -
ungesellig - deckt? Auch ergonomische Probleme im Verhältnis 
zwischen Mensch und Maschine sind zu beachten. Obgleich sich der 
Systembenutzer in den letzten Jahrzehnten durch die Entwicklung 
der Nachrichtentechnik an vorher unbekannte Medien und Kommu­
nikationstechnologien gewöhnt hat, bleibt doch die Frage offen, ob er 
im Sinne der neuen technischen Herausforderungen ein "homo infor­
maticus" ist oder werden will. 

Soweit der Bedarf in Umrissen erkennbar ist, wird die Frage nach 
seiner wirtschaftlichen Deckung aufgeworfen. Die zur Realisierung 
der verschiedenen technischen Möglichkeiten notwendigen Investi­
tionen werden in den folgenden Kapiteln im einzelnen abgeleitet. 
Aber bereits mit Blick auf die Gegenwart läßt sich die beachtliche 
D i m e n s i o n d es In v e s t i t i o n s p r o b l e m s abschätzen. Der 
größte Teil der Investitionen des Telekommunikationssystems fällt 
bei der Deutschen Bundespost als Infrastrukturunternehmen der Tele­
kommunikation an. Die Investitionen in Sachanlagen beliefen sich bei 
der Deutschen Bundespost im Jahre 1974 auf 8,1 Mrd. DM (darunter 
6,4 Mrd. DM für fernmeldetechnische Anlagen und 1 Mrd. DM für 
Grundstücke, Gebäude und Kraftfahrzeuge des Fernmeldewesens) 
und damit auf mehr als ein Fünftel der Investitionen in Sachanlagen 
der gesamten deutschen Industrie (1974: 34,7 Mrd. DM nach letzter 
Schätzung ifo München) . Mit Blick auf neue und erweiterte Telekom­
munikationsfarmen hat die Kommission das erforderliche Investi­
tionsvolumen zu schätzen und alternative Wege zu seiner Finanzie­
rung anzugeben. 

Die gesamtwirtschaftlichen Wirkungen der vorzubereitenden Ent­
scheidungen beziehen auch Fragen der Wirtschaftsordnung der Re­
gionalstruktur und des Städtebaus ein. Es ist zu bedenken, daß durch 
die neuen Telekommunikationsformen sowohl die Konzentration als 
auch die Dezentralisierung von Unternehmungen und Behörden be­
einflußt werden können, da einerseits ein voll versorgter Verdich­
tungsraum erhebliche Anziehungskraft entwickeln wird, andererseits 
i n n e r h a l b der V e r d i c h t u n g s r ä u m e und zwischen ihnen 
durch die Telekommunikation eine Dezentralisierung wesentlich er­
leichtert wird. Wenn also hierdurch der Verdichtungsraum an At­
traktivität gewinnt, wird zugleich der Tendenz zu einer gesellschafts­
und wirtschaftspolitisch unerwünschten Abwanderung aus den mit 
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hoher Infrastruktur ausgestatteten Verdichtungsräumen entgegenge­
wirkt. Die Stadt wäre in der Lage, ihren Bewohnern durch die Tele­
kommunikation einen gewissen Ausgleich gegenüber den Vorteilen 
des Wohnens auf dem vorerst damit nicht versehenen Lande zu 
bieten. 

Im Hinblick darauf, daß mit Breitbandkabelverteilnetzen der unge­
störte Rundfunk- und Fernsehempfang auch in sogenannten "Ab­
schattungsgebieten" und in mit vielen Störquellen versehenep dicht 
bebauten Bereichen erreicht werden kann, haben die neuen Telekom­
munikationsfarmen auch eine hohe Bedeutung für die Stadtentwick­
lung und den Städtebau. Sie befreien die s t ä d t e b a u l i c h e P l a -
n u n g und die Stadterneuerung von der Rücksichtnahme auf diese 
Probleme und können auch insofern einen Beitrag zur Humanisierung 
der Städte leisten. 

Der sozialpolitische Aspekt hat bereits in den vorstehenden 
Problemmerkmalen eine wesentliche Rolle eingenommen. Er wird um 
so deutlicher, wenn der Einfluß der Einkommenshöhe, der regionalen 
Schichtung und der Altersstruktur auf die Beteiligung an der Tele­
kommunikation einbezogen wird. Führen neue Kommunikations­
systeme zu einem Abbau von Informationsprivilegien oder generie­
ren sie neue? Werden nun lebensbegleitende Lernprozesse möglich, 
die heute noch erheblichen Barrieren begegnen? Die Nutzung von 
Dialogsystemen im Bildungs- und Gesundheitswesen könnte einen 
beachtenswerten Einfluß auf die sozialpolitische Entwicklung aus­
üben. Nicht zu übersehen sind auch die Probleme der Datensiche­
rung und der Schutz der Privatsphäre vor dem Eindringen allzu leicht 
zugänglicher Telekommunikationstechniken. Schließlich ist die so­
ziale und politische Wirkung des Rückkanals in Kabelfernsehsy­
stemen zu nennen. Hier drängt sich die Frage auf, ob durch die stän­
dige Rückkopplung der Meinung des Fernsehzuschauers neue plebis­
zitäre Elemente in die repräsentative parlamentarische Demokratie 
eingehen. 

Re c h t l i c h- o r g an i s a t o r i s c h e Aspekte ergeben sich aus 
der Kompetenztrennung im Rundfunkbereich. So hat der Bund auf­
grundder Fernmeldehoheit die Kompetenz für den Netzbereich, wäh­
rend die Länder für die Gesetzgebung im Bereich der Organisation 
des Rundfunks als Veranstalter von Programmen- ohne die Rund­
funkanstalten des Bundesrechts "Deutsche Welle" und "Deutschland­
funk" - zuständig sind. Sollte nun unter Nutzung neuer Techniken 
die Kapazität des Ubertragungsnetzes wesentlich erweitert werden, 
so ließe sich die Anzahl der angebotenen Programme erhöhen. Unter 
solchen Umständen sähen sich die Länder vor die Frage gestellt, ob 
und unter welchen Bedingungen neben den jetzt bestehenden öffent­
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten andere Veranstalter von Rund­
funkdarbietungen zugelassen werden sollen. Im Blick auf den Ge­
samtzusammenhang in der "Medienlandschaft" ist vor allem die For­
derung der Zeitungs- und Zeitschriftenverleger zu erwähnen, Zugang 
zu den "elektronischen Medien" zu erhalten. 
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Aber auch innerhalb der Netz e selbst bleiben prinzipielle organi­
satorische Entscheidungsprobleme offen. Während die Deutsche Bun­
despost im Bereich der vermittelnden Telekommunikationsnetze nach 
geltendem Recht die volle Kompetenz besitzt und auch weitgehend 
ausfüllt, ist die Frage aufgeworfen worden, ob die kabelgebundene 
Rundfunkverbreitung in den Lokal- und Regionalnetzen unterschied­
lichen Organisationsformen zugänglich ist. Ahnlieh wie bei der Orga­
nisation der Nebenstellenanlagen im Fernsprechsystem könnte an der 
Peripherie eine gewisse organisatorische Vielfalt erwogen werden. 
Allerdings ist Wildwuchs zu vermeiden und deshalb nach einem ein­
heitlichen kompatiblen Entwicklungsplan zu suchen, wobei der 
Schnittstellenproblematik zwischen öffentlicher Infrastruktur und pri­
vater Nutzung ein besonderer Stellenwert zukommt. 

Die Kommission konnte die Frage der Schnittstellen in vermittelnden 
Netzen nicht im einzelnen beraten, sondern nur in ihrer Grundproble­
matik ansprechen. Sie nimmt die Feststellung des Arbeitskreises 2 
zur Kenntnis, daß es in vermittelnden Netzen eine Vielzahl von 
Schnittstellen gibt. Die einzelnen Telekommunikationsformen, die in 
den Fernmeldenetzen realisiert werden, bedürfen verschiedener 
Schnittstellen technischer und betrieblicher Art. 

Ein von diesen technischen Alternativen gesonderter Aspekt ist die 
Frage nach der n u t z u n g s o r g a n i s a t o r i s c h e n S c h n i t t -
s t e 11 e. Je nach Aufgabenstellung der einzelnen Leistungsbeiträge 
innerhalb einer Telekommunikationsform übernehmen der jeweilige 
Netzträger, die Teilnehmer, aber auch Dritte {Anlagenvermieter, Da­
tenbankinstitute, Software-Produzenten, Programmveranstalter und 
andere) unterschiedliche Leistungsbeiträge. Diese Leistungsbeiträge 
werden jeweils durch eine "organisatorische Schnittstelle" vonein­
ander abgegrenzt. Dadurch wird die gesetzliche, vertragliche und 
finanzielle Verantwortung der Telekommunikationspartner festge­
legt. Für die organisatorische Schnittstelle kommt eine größere Ge­
staltungsfreiheit als für die technische Schnittstelle in Betracht. Die 
Kommission ist der Auffassung, daß die damit verbundenen organi­
satorischen Probleme, deren grundsätzliche Bedeutung sie nicht ver­
kennt, weiterer Behandlung bedürfen. 

Die Z e i t s t r u k tu r d e r E n t w i c k 1 u n g wirft bei einem derart 
komplexen System der verschiedenen Telekommunikationsdienste 
besondere Probleme auf. Die der Kommission gestellte Beratungsauf­
gabe bezieht sich auf ein langfristiges Planungs- und Gestaltungs­
problem. Die Suche nach dem Telekommunikationssystem "der Zu­
kunft" verlangt eine zeitliche Präzisierung. Nach dem erklärten Ver­
ständnis des Auftraggebers und nach dem Selbstverständnis der 
Kommission wird als Planungshorizont der Zeitraum 1985 bis 2000 
angesehen. 

Diese weit in die Zukunft greifende Betrachtung rückt in unmittel­
bare Realisationsnähe, wenn man den Tatbestand berücksichtigt, daß 
bei der heute bereits entschiedenen Umstellung des Fernsprechnetzes 

55 



zum elektronischen Wählsystem (EWS) erst ab 198.5 alle Neuzugange 
und notwendigen Auswechslungen in dieser Technik erfolgen kön­
nen. Das z. Z. gebräuchliche EMD-System ist im Jahre 1956 einge­
führt worden und erreicht erst im Jahre 1979 seinen Höhepunkt in 
der bundesweiten Verbreitung. Alle Beratungsergebnisse und Ent­
scheidungen, die heute erwogen werden, können also ihre ersten 
Auswirkungen frühestens im Jahre 1980 und ihre bundesweite Ver­
breitung kaum vor dem letzten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts erwar­
ten lassen. Selbst in denjenigen tedmischen Sektoren, in denen ein 
schnellerer Ausbau möglich ist, wie z. B. im elektronischen Daten­
vermittlungssystem (EDS), sind Einführungszeiten von 5 bis 10 Jah­
ren das Minimum. 

Die heute unter Heranziehung der verfügbaren aktuellen Informatio­
nen getroffenen Feststellungen sind also bei aller Gegenwartsnähe 
zwangsläufig auf den Zeit h o r i z o n t 1985-2000 gerichtet. Da 
andererseits während der Planungs- und Realisationsperiode eine 
Fülle zusätzlicher Informationen, Ereignisse und Testergebnisse zu 
verarbeiten ist, kann der Gesamtkomplex der anstehenden Probleme 
nicht durch eine statische Entscheidung bewältigt werden. Vielmehr 
muß es sich um eine Kette v o n E n t s c h e i dun g s p r o z e s -
s e n im Zeitverlauf handeln, die- durch erste Vorentschlüsse heute 
begonnen - in der Zukunft eine möglichst große Flexibilität offen­
hält. Damit werden die erst in der Zukunft anfallenden Erkenntnisse 
(z. B. die Anwendungsreife der optischen Nachrichtentechnik) für 
korrigierende und weiterführende Entscheidungen nutzbar gemacht. 

Das Prob l e m v e r s t ä n d n i s d e r K o m m i s s i o n besteht 
also darin, die bereits verfügbaren Informationen und Planungstatbe­
stände so umfassend wie möglich zu komprimieren und zu alterna­
tiven Vorschlägen an die Bundesregierung zu verarbeiten. Uber die­
ses Beratungsergebnis hinaus sind die Gattungen der zukünftigen In­
formationen und Ereignisse zu benennen, die geeignet sein werden, 
weitere Entscheidungen und Problemverzweigungen auszulösen. 
Weiterhin war die Kommission bemüht, durch Erarbeitung eines Ka­
talogs von Bewertungs k rite r i e n 1) die politischen Entschei­
dungen zu erleichtern. 

1) Anlageband 1, Kapitel6 
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6 :f:eststellungeh und Empfehlungen 
zur Weiterentwicklung 
des Telekommunikationssystems 

Ausgehend von dem Stand der Telekommunikation 1975 (Kapitel 4) 
hat die Kommission die im aktuellen Problemfeld (Kapitel 5) enthal­
tenen Aspekte beraten und legt ihre Feststellungen (F) und Empfeh­
lungen (E) entsprechend der Systematisierung der Telekommunika­
tionsformen (Kapitel 3) vor. In den folgenden Abschnitten werden die 
einzelnen Telekommunikationsformen zunächst getrennt behandelt. 
Im Kapitel 7 werden sie dann gemeinsam unter den Aspekten der 
Priorität und der zeitlichen Entwicklung betrachtet. 

6.1 Bestehende Telekommunikationsformen 

Hier werden nur diejenigen Telekommunikationsformen behandelt, 
die bereits heute in der Bundesrepublik Deutschland realisiert sind, 
und die im Abschnitt über den Stand der Telekommunikation 1975 
(Kapitel 4) belegt wurden. Die Feststellungen und Empfehlungen 
richten sich also nicht auf eine Neueinführung, sondern auf eine 
qualitative und quantitative Weiterentwicklung. 

6.1.1 Fernsprechen 

Der Stand der Telekommunikation 1975 (Kapitel 4) zeigt in seinen 
qualitativen Aussagen und quantitativen Belegen eindeutig, daß das 
Fernsprechen im Vergleich zu allen übrigen Telekommunikationsfor­
men-insbesondere wegen seiner weltweiten Verbreitung im Selbst­
wählverkehr - eine hervorragende Bedeutung einnimmt. Zwar ist 
der Versorgungsgrad bei den Rundfunkdiensten höher. Sie erfüllen 
jedoch Aufgaben ganz besonderer Art und können grundsätzlich 
keine individuellen Kommunikationsverbindungen herstellen. Wäh­
rend für den Rundfunk bei einem Gebührenaufkommen einschließlich 
der Werbeeinnahmen mit jährlich 3,4 Mrd. DM die Sättigungsgrenze 
nahezu erreicht ist, beträgt das Gebührenaufkommen im Fernsprech­
dienst jetzt bereits 14,8 Mrd. DM (1974), obwohl das derzeitige Ver­
sorgungsvolumen eine weitere stetige Aufwärtsentwicklung erwar­
ten läßt. Daraus ergibt sich folgende Feststellung: 

Fl 

Das Fernsprechen wird auch in der Zukunft die bedeutendste 
Form der individuellen Telekommunikation bleiben. 

Da der Automationsgrad des Fernsprechnetzes in der Bundesrepublik 
Deutschland im Inlandsverkehr 100 Ofo und im abgehenden Auslands-
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verkehr 97 OJo erreicht hat und der Ubergang zum elektronisch ge­
steuerten Wählsystem (EWS-System) sowie die Einführung der digi­
talen Ubertragungstechnik (PCM) bereits eingeleitet wurde, kann die 
Kommission feststellen: 

F2 

Der Fernsprechdienst hat in der Bundesrepublik Deutschland 
ein hohes technisches und organisatorisches Niveau erreicht. 

6.1.1.1 Entwicklungsiähigkeit 

Dieser Entwicklungsstand könnte den Schluß nahelegen, daß das 
Fernsprechnetz und die auf ihm vollzogenen Fernsprechdienste ihrer 
technischen und ökonomischen Maximalentfaltung bereits nahekom­
men. Dies ist jedoch nicht der Fall. Sowohl die Ubertragungstechnik 
als auch die Vermittlungstechnik werden in Zukunft neue Leistungs­
merkmale ermöglichen, die teilweise bereits durch die Einführung 
des elektronisch gesteuerten Wählsystems, zum anderen Teil jedoch 
erst in weiteren Entwicklungsstufen realisierbar sein werden. 
Hinzu kommt die Tatsache, daß das Fernsprechnetz den bei weitem 
größten Anteil am Fernmeldenetz (unter Einschluß der Fernschreib­
und Datenübertragungsnetze) einnimmt. Das Fernsprechen gab wie 
kein anderer Dienst den Anlaß zum Ausbau des umfassenden Fern­
meldenetzes und hat dessen Leistungsmerkmale geprägt. Durch den 
Umstand, daß die Nutzung der Fernsprechdienste auf wenige Bal­
lungszeiten während des 24-Stunden-Tages konzentriert ist und die 
Kapazitätsauslegung tendenziell auf die Maximalbelastung abge­
stimmt wird, ergeben sich freie Kapazitäten in den verkehrsarmen 
Tages- und insbesondere Nachtstunden (Bild 10). Die temporal freien 
Kapazitäten könnten durch neue und zusätzliche Telekommunika­
tionsformen {Abschnitt 6.2) ausgefüllt werden. Es handelt sich dabei 
insbesondere um das Bürofernschreiben und das Fernkopieren. Be­
reits heute läßt sich abschätzen, daß durch diesen zusätzlichen Nut­
zungsimpuls weitere technische und ökonomische Entwicklungen 
auch im Fernsprechdienst ausgelöst werden. 

F3 

Das Fernsprechnetz bietet durch verstärkte und erweiterte Nut­
zung zur Ubertragung von Sprache, Daten, Text und Festbildern 
ein erhebliches Innovationspotential an. 

Aus Kapitel 4 ist ersichtlich, daß die Bundesrepublik Deutschland 
im Vergleich zu anderen hoch entwickelten Industriestaaten in der 
Verbreitung von Fernsprechhauptanschlüssen und Sprechstellen noch 
weit zurückliegt. Wenn man als Vollversorgung einen Zustand be-
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Bild 10 Auslastung des deutschen Fernsprech-Fernnetzes an einem 
Werktag im Mai 1975 

zeichnet, in dem alle Personen in Haushalten mit mindestens einem 
Fernsprechanschluß leben, dann beträgt in der Bundesrepublik 
Deutschland der Versorgungsgrad 54 °/o, während die USA mit 97 Ofo 
praktisch die Vollversorgung erreicht haben. Da die international 
gebräuchliche Statistik jedoch eine andere Bezugsbasis (Haupt­
anschlüsse je 100 Einwohner und Sprechstellen je 100 Einwohner) 
verwendet, ist eine Umrechnung zwischen Versorgungsgrad und Ver­
sorgungskennziffern notwendig. Die Anzahl der Fernsprechhaupt­
anschlüsse je 100 Einwohner betrug am 1. Januar 1974 in der Bundes­
republik Deutschland 18,9. 

Die Deutsche Bundespost geht davon aus, daß bei einer Haupt­
anschlußdichte von 60 Hauptanschlüssen je 100 Einwohner eine 
Sättigung zu erwarten ist. 1) Das Schwergewicht liegt bei den Woh­
nungsanschlüssen, für deren Wachstumsquote dem Haushaltseinkom­
men eine entscheidende Rolle zugeschrieben wird. Im Sättigungs­
zustand wird jeder Haushalt einen Erstanschluß und 15 Ofo der Haus­
halte einen Zweitanschluß besitzen. Das bedeutet in der Umrechnung 
etwa 50 Hauptanschlüsse je 100 Einwohner. Zusätzlich werden im 
Sättigungszustand 10 reine Geschäftshauptanschlüsse je 100 Einwoh­
ner eingerichtet sein. 

1) Anlageband 1, Abschnitt 5.2.1.2 
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Gegenüber dem Stand der Versorgung mit Fernsprechhauptanschlüs­
sen Anfang 1975 würde das Erreichen der Vollversorgung etwas mehr 
als eine Verdoppelung der Fernsprechhauptanschlüsse bedeuten, 
während bis zur Sättigung fast eine Verdreifachung stattfinden müßte. 
Die Vollversorgung wird nach den bisherigen Prognosen der Deut­
schen Bundespost - auch ohne die im folgenden abgeleiteten Emp­
fehlungen der Kommission- zwischen den Jahren 1990 und 1995 er­
reicht werden. 

Unter Zusammenfassung des Zahlenmaterials läßt sich feststellen: 

F4 

Der Fernsprechdienst hat in der Bundesrepublik Deutschland 
- im Vergleich zu anderen Industriestaaten - erst einen ge­
ringen Versorgungsgrad erreicht; die Gebühren sind vergleichs­
weise hoch. 

6.1.1.2 Bedarf 

Der Ausbau des Fernsprechsystems ist nicht nur eine Frage der In­
vestitionen durch die Deutsche Bundespost. Dadurch kann lediglich 
das Angebot an realisierbaren Fernsprechanschlüssen gesteigert wer­
den. Zur ökonomischen Realisierung des Systemausbaus ist die Ein­
beziehung der Bedürfnisse (subjektive Kommunikationswünsche) und 
des Bedarfs (kaufkräftige Nachfrage) unerläßlich. 

Die aus der Deiphistudie entwickelte Prognose der Bedürfnisse stellt 
fest, daß im Jahre 1985 90 Ofo der privaten Haushalte einen Fern­
sprechhauptanschluß wünschen. Auch für die gesellschaftlichen In­
stitutionen (als Summe aller Institutionen im sozialen, kulturellen, 
wirtschaftlichen und politischen Bereich) sagt die Deiphistudie eine 
weitere Steigerung der Fernsprechanschlüsse voraus. 

Während die Deiphistudie sich auf die Entwicklung der Bedürfnisse 
konzentriert, also den Preis für die angebotene Dienstleistung des 
Fernsprechens nicht ausdrücklich berücksichtigt, bezieht die empi­
rische Felduntersuchung den Bedarf im Sinne einer kaufkräftigen 
Nachfrage mit ein. Die befragten Personen gaben Auskunft, ob sie in 
den nächsten 1 bis 3 Jahren die Anschaffung eines privaten Telefons 
planen. Die Frage zielt also nicht auf den bloßen Kommunikations­
wunsch, sondern auch auf seine Realisierung unter Beachtung der 
Gebühren und ihrer Relation zu den persönlichen Einkommensver­
hältnissen ab. 

Der empirische Befund zeigt, daß die Bevölkerung in allen Schichtun­
gen des Einkommens, des Alters und der Gemeindegrößenklassen den 
Erwerb eines eigenen Fernsprechanschlusses plant. 1) Am stärksten 

1) Anlageband 1, Abschnitt 5.2.1.1 
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ist die ansteigende Tendenz bei Personen mit mittlerem Einkommen, 
bei Einwohnern von Gemeinden zwischen 50 000 und 500 000 Einwoh­
nern und bei Personen im Alter unter 30 Jahren. 

Diese Einstellung zum Bedarf und seiner weiteren Entwicklung kommt 
im Rahmen der empirischen Felduntersuchung auch darin zum Aus­
druck, daß der private Fernsprechanschluß - zusammen mit den 
Massenmedien - an der Spitze der Bewertungsskala steht. Der Be­
fragte wurde um eine individuelle Kosten/ Nutzen-Schätzung gebeten 
und ausdrücklich auf mögliche Sparmaßnahmen in Krisenzeiten hin­
gewiesen. Auf einer Testskala von den Werten 0 (die Ausgaben 
dafür lohnen sich überhaupt nicht) bis zum Wert 6 (die Ausgaben 
dafür lohnen sich außerordentlich) erreichte das private Telefon den 
Durchschnittswert 5,1. Hinsichtlich der Vergleichswerte zu anderen 
Kommunikationsformen wird auf den Bericht des Arbeitskreises 1 
verwiesen. 1) 

Die Kommission kommt zu dem folgenden Ergebnis : 

F5 

In privaten Haushalten ist noch ein ungedeckter Bedarf an 
Fernsprechanschlüssen vorhanden. 

6.1.1.3 Wirtschaftliche und soziale Effekte 

Zur Erfüllung der Aufgabe, die der Kommission gestellt ist, genügt es 
nicht, die technische Entwicklungsfähigkeit des Systems und den 
wirtschaftlichen Bedarf nach Realisierung dieser Entwicklung zu be­
legen. Die Kommission ist darüber hinaus aufgefordert, zu prüfen, 
ob und inwieweit der Ausbau des technischen Kommunikations­
systems wirtschaftlich vernünftig und gesellschaftlich wünschens­
wert ist. Dies bedeutet, daß eine Bedarfsdeckung nicht unter allen 
Umständen anzustreben ist. Es ist vielmehr zu fragen, ob der Ausbau 
des Fernsprechsystems in Richtung auf eine Vollversorgung aus der 
Sicht der Deutschen Bundespost betriebswirtschaftlich sinnvoll ist, 
ob er aus übergeordnet~ wirtschaftlichen Uberlegungen heraus 
zu bejahen ist, und nicht zulet ob er den sozialen Bewertungs­
kriterien entspricht. Die makroökon ischen und gesellschaftspoliti­
schen Bewertungskriterien sind im Be 'cht des Arbeitskreises im 
einzelnen dargelegt. 2) 

Als bedeutendes Bewertungskriterium für den Ausbau des Fern­
sprechsystems sieht die Kommission das Merkmal der Individuation 
(Selbstverwirklichung) an. Im Gegensatz zu Kommunikationsverteil­
systemen, in denen von einer Zentrale zu vielen (passiven) Teilneh-

1) Anlageband 1, Absdlnitt 5.2.1.3 
1) Anlageband 1, Absdlnitt 6.3.3 
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mern Kommunikationsinhalte gesendet werden, bietet das Fernsprech­
netz eine individuelle Verbindung zwischen zwei Teilnehmern an. 
Durch die freie Wahl des Kommunikationspartners auch über große 
Entfernungen hinweg wird ein wesentlicher Anspruch der persön­
lichen Freiheit realisiert. Der Austausch von Nachrichten erhöht 
nicht nur die Transparenz für die Einschätzung der persönlichen Um­
welt, sondern schafft auch einen erweiterten Informationshorizont 
unter den Aspekten der sozialen Chancen, der Wirtschaft, der Rechts­
pflege und der umfassenden Beteiligung am Leben der Gemeinschaft. 

Hinzu treten die Möglichkeiten der individuellen Problemlösung, d . h. 
der Beschaffung von Fakten und Orientierungshilfen zur Bewältigung 
individueller Entscheidungsaufgaben. Hierbei spielt der Zugang zu 
Bildung und Kultur eine wesentliche Rolle. Die Effekte werden ins­
besondere für diejenigen Personen hoch eingeschätzt, die wegen ihres 
Ausbildungsstandes, ihres Einkommens, ihrer regionalen Isolierung, 
ihres Alters oder ihres Gesundheitszustandes als kommunikativ 
unterprivilegiert gelten, wenngleich durch die Nutzungsmöglichkeit 
allein noch keine Änderung in den Kommunikationsgewohnheiten 
eintreten muß. 

Das Fernsprechsystem steht auch insofern im Dienste der Partizipa­
tion, als der Staatsbürger sich nicht nur passiv informieren kann, 
sondern aktive Artikulationschancen erhält. Die Deiphistudie und die 
empirische Felduntersuchung haben gezeigt, daß nicht nur die 
Haushaltungen selbst ein Bedürfnis nach Fernsprechanschlüssen nen­
nen, sondern daß auch die Institutionen des sozialen, kulturellen, 
wirtschaftlichen und politischen Bereiches daran interessiert sind, von 
den privaten Haushaltungen erreicht zu werden. Insbesondere in klei­
nen und mittleren Gemeinden kann der Ausbau des Fernsprechnetzes 
dazu beitragen, die Distanz zu öffentlichen Institutionen zu reduzieren. 

In volkswirtschaftlicher Beurteilung wird das Telekommunikations­
system, insbesondere das Fernsprechsystem in seinem weiteren Aus­
bau, als Förderungskraft der gesamtwirtschaftlichen Leistung ange­
sehen. In weiten Bereichen des Dienstleistungssektors (Fernsprech­
verkehr zwischen Unternehmen bzw. staatlichen Institutionen und 
privaten Teilnehmern) wird der schnellere Informationsaustausch zur 
Rationalisierung von Verwaltungsabläufen und zu erhöhter Ge­
schwindigkeit von Transaktionen führen. Durch die Verbesserung der 
kommunikativen Infrastruktur wird ein Beitrag zur Produktivitäts­
steigerung der gesamten Wirtschaft geleistet. 

Unter betriebswirtschaftlichem Aspekt ergibt sich das folgende Bild: 
- Neue Hauptanschlüsse haben zunächst unterdurchschnittliche 

V erkehrsin tensi tä t; 
- bei vorhandenen und bei neu eingerichteten Hauptanschlüssen 

wächst die Verkehrsintensität im Laufe der Zeit infolge der Ge­
wöhnung an das Telefon, durch die steigende Zahl der erreich­
baren Partner und durch die Einkommenssteigerungen im Zeit­
ablauf. 
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Personen in Haushalten mit eigenem Fernsprechanschluß führen je 
Woche durchschnittlich 10 private Telefongespräche. Personen in 
Haushalten ohne eigenen Fernsprechanschluß führen dagegen je 
Woche nur 2 private Telefongespräche (über öffentliche Fernsprecher 
oder im Betrieb oder über andere private Anschlüsse). 1) 

Nach Berechnungen der Deutschen Bundespost wachsen zusätzliche 
Anschlüsse bald in den Bereich der betriebswirtschaftliehen Kosten­
deckung hinein. Auch unter diesem Gesichtspunkt ist der Ausbau des 
Fernsprechnetzes also zu befürworten. 

Die Kommission kommt unter Würdigung der angelegten Bewer­
tungskriterien insgesamt zu dem Ergebnis: 

F6 

Die Deckung des Bedarfs an Fernsprechanschlüssen und Fern­
sprechdienstell ist wirtschaftlich vernünftig und gesellschaftlich 
wünschenswert. 

Das Bewertungskriterium der persönlichen Sicherheit besitzt einen 
besonderen Stellenwert und veranlaßt die Kommission zu einer ge­
sonderten Feststellung. 

Das Fernsprechsystem bietet wegen seiner großen Sicherheit und 
seiner vergleichsweise geringen Störanfälligkeit die beste Garantie, 
als Notrufsystem verwendet zu werden. Die Aussage bezieht sich auf 
alle Notrufe bei krimineller Bedrohung, bei Unfällen und akuten 
Krankheitsfällen. Die schnelle Individualkommunikation dient dar­
über hinaus der technischen Sicherheit im Betrieb und im Verkehr, 
der Rechtssicherheit in der Verbrechensbekämpfung und dem Schutz 
vor Umweltbelastungen. In umfassendem Sinne dient ein jedermann 
zugänglicher Fernsprechanschluß der Chance zur persönlich-mensch­
lichen Hilfe. 

Als Ergebnis wird festgestellt : 

F7 

Das Fernsprechnetz ist in hervorragender Weise als Notruf­
system geeignet. 

Als Ergebnis der Feststellungen zum Fernsprechdienst und unter 
Heranziehung der dargelegten Argumente kommt die Kommission zu 
ihrer ersten Empfehlung: 

1) Anlageband 1, Absdlnitt 5.2.1.3 
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El 
Es wird empfohlen, das Fernsprechnetz vorrangig, be­
schleunigt und kontinuierlich mit dem Ziel der Vollver­
sorgung aller Haushalte auszubauen. 

6.1.1.4 Investition und Finanzierung 

Zum Vorrang der Entwicklung des Fernsprechnetzes wird auf Kapi­
tel 7 verwiesen. Der kontinuierliche Ausbau empfiehlt sich im In­
teresse einer wirtschaftlichen Ausnutzung der technischen und wirt­
schaftlichen Investitionskraft der Deutschen Bundespost und der 
nachrichtentechnischen Industrie. 
Die Beschleunigung bezieht sich nicht auf die Zuwachsraten der ver­
gangenen Jahre, sondern auf die fortgeschriebenen Prognosen der 
Deutschen Bundespost. Während danach die Vollversorgung aller 
Haushalte erst im letzten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts erwartet 
wird, rät die Kommission im Hinblick auf den Rückstand im inter­
nationalen Vergleich, die wirtschaftlichen und sozialen Effekte und 
die positiven Wirkungen auf andere Telekommunikationsformen zu 
einem beschleunigten Ausbau. Damit ist das Erreichen der Vollver­
sorgung innerhalb der nächsten 10 bis 15 Jahre gemeint. Eine den 
Zugang zum Fernsprechnetz erleichternde Gebührenpolitik würde 
der Realisierung dieser Empfehlung dienen. 
Die Trägerschaft zum Errichten und Betreiben des Fernsprechnetzes 
liegt nach dem Fernmeldeanlagengesetz eindeutig bei der Deutschen 
Bundespost. 
Das bestehende Fernsprechnetz hat in Preisen des Jahres 1975 einen 
Inv.estitionswert von etwa 60 Mrd. DM. Um die Vollversorgung der 
privaten Haushalte mit Fernsprechanschlüssen zu erreichen, müßten 
- aufbauend auf Zahlenmaterial der Deutschen Bundespost - In­
vestitionen (einschließlich Ersatzinvestitionen) in Höhe von etwa 
60 Mrd. DM (in Preisen von 1975) getätigt werden. Sollte die Vollver­
sorgung bereits in den nächsten 10 bis 15 Jahren angestrebt werden, 
müßten also innerhalb der Gesamtinvestitionen für das Fernmelde­
wesen jährlich ca. 5 bis 6 Mrd. DM gezielt für die Einrichtu1;1g von 
Fernsprechhauptanschlüssen bei privaten Haushalten investiert wer­
den. Damit wird das Ausmaß der Investitionen im Bereich des Fern­
meldenetzes um ein bis zwei Mrd. DM höher zu veranschlagen sein, 
als dies in den fortgeschriebenen Prognosen der Deutschen Bundes­
post vorgesehen ist. Falls die Finanzierungskraft der Deutschen Bun­
despost nicht ausreicht oder aus übergeordneten Erwägungen des 
öffentlichen Interesses eine Erhöhung des Investitionsvolumens nicht 
bejaht werden kann, verzögert sich der Ausbau zur Vollversorgung 
entsprechend. 
Zur Finanzierung von Telekommunikationsnetzen hat der Arbeits­
kreis 4 ein Finanzierungssystem konzipiert. Es kann sowohl für den 
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Ausbau bestehender Telekommunikationsnetze als auch beim Auf­
bau neuer Telekommunikationsnetze flexibel angewandt werden. Im 
einzelnen wird auf den Bericht des Arbeitskreises 4 verwiesen. 1) 

6.1.2 Fernschreiben 

Unter Heranziehung der in Kapitel 4 ausgewiesenen Teilnehmer­
zahlen für das Fernsprechen (13,2 Mio. Hauptanschlüsse) und das 
Fernschreiben (104 500 Anschlüsse) läßt sich feststellen: 

F8 

Das Fernschreiben nimmt im Vergleich zum Fernsprechdienst 
ein bescheidenes ökonomisches Volumen ein. 

Jedoch darf nicht übersehen werden, daß weltweit lediglich 750 000 
Anschlüsse existieren. 

F9 

In der Bundesrepublik Deutschland besteht das größte zusam­
menhängende Telexnetz der Welt. 

6.1.2.1 Entwicklungsfähigkeit 

Wegen der weltweiten Standardisierung hat das Fernschreiben im 
internationalen Nachrichtenaustausch eine bedeutende Rolle einge­
nommen, die sich auch darin ausdrückt, daß etwa 30 OJo des Gesamt­
verkehrs ins Ausland gehen. 2) Ein Ende des Wachstums der Teilneh­
merzahlen - zur Zeit im Weltdurchschnitt über 10 °/o im Jahr - ist 
nicht abzusehen. 

Während ein großer Teil der Telexstationen in kleinen und mittleren 
Organisationen bereits direkt am Arbeitsplatz steht, ist in größeren 
Organisationen heute noch meist eine zentrale Fernschreibstelle üb­
lich. Der damit verbundene notwendige innerbetriebliche Nachrich­
tentransport durch Hauspost sowie mehrstufige organisatorische Ab­
läufe (Entwurf, Unterschrift, Sendefreigabe, Sortierung, Transport) 
haben den Eindruck entstehen lassen, der Telexdienst sei modernen 
Anforderungen in großen Organisationen nicht mehr angemessen. 
Hinzu kommen die langsame S<hrittges<hwindigkeit, die auss<hließ­
liche Verwendung kleiner Buchstaben und die Geräuschentwicklung 
des Geräts. 

1) Anlageband 8, Kapitel3 
1) Anlageband 1, Abschnitt 5.2.4.1 
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Die bereits begonnene Modernisierung der Fernschreibtechnik er­
möglicht die Einrichtung von Fernschreibnebenstellenanlagen und 
führt damit die Telexstationen direkt an den Arbeitsplatz im Büro 
heran. Das bei der Deutschen Bundespost 'in Einrichtung befindliche 
elektronische Datenvermittlungssystem (EDS) erlaubt die Kurzwahl, 
den Direktruf, das Rundsenden und die Gebühreninformation. Mo­
derne Technologien werden die Fernschreibmaschine benutzerfreund­
licher machen. 

F 10 
Der Fernschreibdienst ist entwicklungsfähig. Er ist wegen 
seiner internationalen Standardisierung und weltweiten Er­
reichbarkeit im Selbstwählverkehr ausbauwürdig. 

6.1.2.2 Bedarf 

Die Deutsche Bundespost rechnet bis zum Jahre 1985 mit einer Stei­
gerung auf ca. 150 000 Telexanschlüsse. 1) 

Allerdings muß beachtet werden, daß diese Entwicklung von der 
Aufnahme neuer Telekommunikationsformen auf bestehenden Netzen 
(Bürofernschreiben und Fernkopieren) beeinflußt wird. Auf Ab­
schnitt 6.2 des Berichtes wird verwiesen. 

Die Deiphistudie kommt ebenfalls zu dem Ergebnis, daß der Bedarf 
nach Telexanschlüssen steigen wird. Aus der Tatsache, daß eine 
große Anzahl der Befragten ein deutliches Bedürfnis nach Textüber­
tragung mit Hilfe von Zusatzeinrichtungen zum Fernsprechnetz 
äußert, wird geschlossen, daß der heutige Fernschreibdienst teilweise 
in neuen Telekommunikationsformen (Bürofernschreiben) aufgehen 
wird. 

Das öffentliche Telexnetz ist ein fast ausschließlich auf Geschäfts­
kommunikation ausgerichtetes Fernwählnetz. Im Gegensatz zum 
Fernsprechdienst beschafft der Teilnehmer das Fernschreibgerät 
selbst, während die Deutsche Bundespost das Netz errichtet und be­
treibt sowie die Geräte wartet. Nach der Deiphistudie haben die Sek­
toren Dienstleistung und Warenproduktion einen Anteil von 90,3 °/o 
am Gesamtbedarf nach Telexdiensten. Hier wird ein zusätzliches Be­
dürfnis zum Senden von Textinformationen an mehrere Empfänger 
(Rundschreiben) festgestellt. 

Auch andere Bedarfsstudien gelangen zu der Aussage, daß der Fern­
schreiber im Jahre 1985 noch die weitest verbreitete Einrichtung für 
die Ubertragung von Textsendungen auf nachrichtentechnischem 
Wege sein wird. 1) 

1) Anlageband 1, Abschnitt 5.2.4.2 
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Die Kommission gelangt zu dem Ergebnis: 

F11 
Der Bedarf an Telexanschlüssen in den Institutionen der Wirt­
schaft und Verwaltung zeigt weiterhin eine ansteigende Ten­
denz. 

6.1.2.3 Wirtschaftliche und soziale Effekte 

Das Fernschreiben ist für die Deutsche Bundespost ein kastendecken­
der Dienst. Er wird (wie das Fernsprechen und der Datenverkehr) 
über das gemeinsame Fernmeldenetz geführt. Der Ausbau des öffent­
lichen Fernschreib- und Datennetzes auf der Basis des elektronischen 
Datenvermittlungssystems EDS wird nach den bestehenden Plänen 
schnell vorangetrieben. Betriebswirtschaftliche Argumente, die die­
ser Entwicklung entgegenstehen, sind nicht erkennbar. 

Der Ausbau des Fernschreibdienstes ist in engerem Zusammenhang 
mit der Briefpost zu sehen. Während die Briefpost ein Textübertra­
gungssystem unter Verwendung körperlicher Nachrichtenträger dar­
stellt und insoweit energie- und arbeitsintensiv ist, bietet das Fern­
schreiben die Möglichkeit der immateriellen (nachrichtentechnisch 
vermittelten) Textübertragung an. Im Interesse einer sparsamen Ver­
wendung knapper Ressourcen muß bei überproportional steigenden 
Personalkosten die - zumindest teilweise - Substitution der Brief­
post durch den Fernschreibdienst als gesamtwirtschaftlich wün­
schenswert bezeichnet werden. Die in den Unternehmungen festzu­
stellende ständig steigende funktionale Anforderung an die 
Präzision und Geschwindigkeit der Kommunikationsvorgänge weist 
in die gleiche Richtung. Der Wettbewerb auf den nationalen und 
internationalen Märkten richtet sich in zunehmendem Maße auf die 
Frage, wer vor einer wirtschaftlichen Entscheidung schneller und 
exakter problembezogen mit treffenden Informationen versorgt ist 
und wer mit aktiven Informationen schneller und wirkungsvoller ein­
greift. Wettbewerb wird also in zunehmendem Maße Kommunika­
tionswettbewerb. Ein hoher Rang in der fernmeldetechnischen Bewäl­
tigung der Textkommunikation dient dem internationalen Wett­
bewerb der deutschen Wirtschaft. 

Der Ausbau des Fernschreibsystems erschließt weitere Möglich­
keiten der Dezentralisierung von Unternehmungen und Verwaltun­
gen und dient damit gleichzeitig dem Ziel einer Entzerrung der Bal­
lungsräume. 

Unter dem Aspekt der gesellschaftlichen Bewertungskriterien erge­
ben sich keine hervorstechenden Aussagen, da die teilweise (und 

61 



sich langsam vollziehende) Substitution der Briefpost durch nach­
richtentechnisch vermittelte Textübertragung soziale Härten bei den 
Postbediensteten zu vermeiden erlaubt. 

Die Kommission gelangt zu dem Ergebnis: 

F 12 

Die Deckung des Bedarfs an Fernschreibanschlüssen und Fern­
schreibdiensten ist wirtschaftlich vernünftig und gesellschaft­
lich neutral. 

Unter Würdigung des im internationalen Vergleich beachtlichen Ent­
wicklungsstandes, unter gleichzeitigem Erkennen der Entwicklungs­
fähigkeit des Fernschreibdienstes und nach der Feststellung des Be­
darfs sowie seiner wirtschaftlichen Deckung ergibt sich insgesamt: 

E2 
Es wird empfohlen, den Fernschreibdienst bedarfsgerecht 
weiter auszubauen und das Fernschreibnetz so weiterzu­
entwickeln, daß neue, international zu standardisierende 
Formen des schnellen Textaustausches in diesem Netz 
durchgeführt werden können. 

6.1.2.4 Investition und Finanzierung 

Zum bedarfsgerechten weiteren Ausbau des Fernschreibnetzes sind 
nur verhältnismäßig geringfügige spezielle Investitionen nötig. Sie 
betreffen im wesentlichen die Ortsnetze und die individuellen An­
schlüsse sowie die - jedoch auch aus anderen Gründen - betrie­
bene Umstellung auf das EDS-System. Im übrigen wird das Fern­
meldenetz benutzt, das bereits aus Gründen der Expansion des Fern­
sprechdienstes ausgebaut wird. 

Die Endgeräte werden vom Teilnehmer beschafft, so daß auch hier 
für die Deutsche Bundespost keine gesonderte Finanzierungsproble­
matik entsteht. 

Die Trägerschaft zum Errichten und Betreiben des Fernschreibnetzes 
liegt nach dem Fernmeldeanlagengesetz eindeutig bei der Deutschen 
Bundespost. Der Anschluß der Endgeräte erfolgt nach Genehmigung 
durch die Deutsche Bundespost. 

6.1.3 Datenkommunikation 

Die Datenkommunikation über Fernmeldenetze hat in den wenigen 
Jahren ihres Bestehens eine stürmische Entwicklung genommen. Die 
Deutsche Bundespost hat unter dem umfassenden Begriff der Datei-
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Dienste verschiedene Wege der Datenübertragung geöffnet. Der 
Datenverkehr wird sowohl über das Fernsprechnetz als auch über 
das Fernschreibnetz und ein eigens geschaffenes Datex-Netz abge­
wickelt. Zusätzlich stehen das öffentliche Direktrufnetz und über­
lassene Stromwege zur Verfügung. Seitens der Deutschen Bundespost 
wurde 1972 der .Ausschuß für Fragen der Datenfernverarbeitung" 
gegründet, in dem Hersteller und Anwender von Einrichtungen und 
Systemen zur Datenfernverarbeitung vertreten sind. Er dient dem 
Austausch von Informationen und der Klärung der Bedürfnisse der 
Teilnehmer nach Datenkommunikation. Auf Grund der dort erzielten 
Beratungsergebnisse läßt sich sagen: 

F 13 

Die von der Deutschen Bundespost eingeführten Datei-Dienste 
erfüllen im wesentlichen den gegenwärtigen Bedarf der Teil­
nehmer nach Datenkommunikation. 

6.1.3.1 Entwicklungsfähigkeit 

Aufgrund der Diskussion der Entwicklungstendenzen in der Konfi­
guration der Hardware, der Software und der Ausprägung neuartiger 
Organisationsformen erkennt die Kommission, daß die technologi­
schen Ansprüche an die Datenfernübertragung und die Datenfernver­
arbeitung noch steigen werden. Die Deutsche Bundespost hat sich auf 
diese Entwicklung bereits weitgehend eingestellt, indem sie das 
öffentliche Fernschreib- und Datennetz auf der Grundlage des elek­
tronischen Datenvermittlungssystems EDS beschleunigt einführt und 
in den Leistungsmerkmalen weiterentwickelt. Deshalb läßt sich fest­
stellen: 

F 14 

Die Ansprüche an die Datenkommunikation steigen und kön­
nen durch die Leistungsmerkmale des in Einführung befind­
lichen öffentlichen Fernschreib- und Datennetzes sowie dessen 
Weiterentwicklung erfüllt werden. 

Die Datenfernverarbeitung hat u. a. das Ziel, die Computerleistung 
direkt an den Arbeitsplatz zu bringen. Dies wird entweder durch die 
Benutzung eines öffentlichen fernmeldetechnischen Ubertragungs­
dienstes oder durch die Bildung eigener, unabhängiger innerbetrieb­
licher Netze zwischen einem zentralen Computer und den Datensta­
tionen erreicht. Während der Computer ursprünglich als isoliertes 
"Rechenzentrum" fungierte, wird er durch den Datenfernverkehr zu 
einem Element der Telekommunikation. 
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• 

Datenübertragung ist heute über gewählte und fest geschaltete Ver­
bindungen möglich. Dabei bietet sich bei geringem Datenvolumen an, 
die Wählleitungen eines öffentlichen Netzes zu verwenden und sich 
entsprechend an die Bedingungen des benutzten öffentlichen Dienstes 
anzupassen. Bei hohem Datenvolumen sind Direktverbindungen wirt­
schaftlich vorteilhaft und bei hoher Datenrate auch technisch erfor­
derlich. 
Es liegt im öffentlichen Interesse, die Datenkommunikation zwischen 
verschiedenen Teilnehmerbereichen zu erleichtern. Hierzu dienen 
u . a. Standardisierungen bei den Endeinrichtungen. Dabei soll ein 
Gleichgewicht zwischen Standardisierungsanspruch und Nutzungs­
vielfalt erreicht werden. 

F 15 
Von der Standardisierung der Endgeräte wird erwartet, daß 
einerseits die für die gegenseitige Kommunikation notwen­
digen Festlegungen (Schnittstellen sowie Prozeduren für Verbin­
dungsaufbau, -abbau, -Überwachung) erfüllt sind, andererseits 
aber eine möglichst große Freizügigkeit für die technologische 
und funktionelle Gestaltung des Datenendgeräts selbst und 
seiner Zusammenarbeit mit der Datenverarbeitungsanlage be­
steht. Dies gilt insbesondere für Datenendgeräte mit gesicherter 
Datenübertragung. 

6.1.3.2 Bedarf 

Alle Prognosen zum Datenverkehr sagen für die kommenden Jahre 
ein starkes Wachstum voraus. So erwartet man, daß in der Bundes­
republik Deutschland die Zahl der Datenstationen, die Fernmelde­
leitungen der Deutschen Bundespost benutzen, bereits vor 1985 die 
Anzahl der Telexteilnehmer erreichen wird. 1) 

Während 1985 in der Bundesrepublik (nach der Eurodata-Studie) etwa 
6,8mal soviel Computer installiert sein werden wie 1972, wird die An­
zahl der Datenstationen (Terminals) 1985 15malso hoch sein. 

Bezogen auf die Anzahl der Computerinstallationen waren 1973 24 Ofo 
der Systeme mit Einrichtungen zur Datenfernverarbeitung über das 
öffentliche Netz ausgerüstet. 1980 werden es bereits 36 Ofo der 
Systeme sein. 1) 

Der Anteil der kleineren Rechner soll von 20 Ofo im Jahre 1972 auf 
62 Ofo im Jahre 1985 anwachsen. Entsprechend geht der relative Anteil 
der mittleren und großen Systeme von 51,3 °/o auf 22,2 Ofo bzw. von 
28,7 Ofo auf 15,7 Ofo zurück. Absolut wird jedoch in allen drei Klassen 
eine starke Zunahme erwartet. Die Änderung in der relativen Vertei­
lung von Groß-, Mittel- und Kleinsystemen wird als ein Trend zur 

1) Anlageband 1, Abschnitt 5.2.5.2 
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Dezentralisierung der Datenverarbeitung interpretiert, wobei die 
kleineren Rechner oft im Verbund mit größeren Systemen (Rechner­
verbundnetz) betrieben werden. 1) 

Ende 1974 waren in der Bundesrepublik Deutschland 24 500 Daten­
stationen (Terminals) an das Fernmeldenetz der Deutschen Bundes­
post angeschlossen (dazu etwa gleich viel Terminals in grundstücks­
internen Netzen). Nach den Ergebnissen der Eurodata-Studie wird 
1985 in allen Ländern die Zahl der Datenstationen 7- bis 10mal so 
groß sein wie 1972. Der Bundesrepublik Deutschland wird mit über 
200 000 Datenstationen, die Fernmeldeleitungen der Deutschen Bun­
despost benutzen, der größte Bestand in Westeuropa vorausgesagt. 
Es wird erwartet, daß auch in Zukunft die Mehrzahl der Datenstatio­
nen mit relativ niedriger Ubertragungsgeschwindigkeit arbeiten wird. 
Vor allem die Dialogstationen (als Bestandteile von Informations­
und Teilnehmersystemen) werden in den kommenden Jahren ein star­
kes Wachstum zeigen, während die Zahl der - meist im Stapel­
betrieb arl;>eitenden - Sammelsysteme und Verteilsysteme prozentual 
geringer zunehmen wird. Ein zusätzlicher Anreiz wird dann entstehen, 
wenn ein kostengünstiger Zugriff zu Informationen in allgemein zu­
gänglichen Datenbanken möglich wird. 

Unter Heranziehung der verschiedenen Prognosedaten stellt die 
Kommission fest: 

F 16 
Nach der stürmischen Entwicklung der letzten Jahre kann -
entsprechend aller Voraussagen - auch für die Zukunft mit 
einem starken Anwachsen des Bedarfs an Datenkommunikation 
gerechnet werden. 

Die im Auftrage der Kommission durchgeführte Deiphistudie kommt 
zu dem Schluß, daß die Bedarfsprognosen der letzten Jahre die tat­
sächliche Entwicklung unterschätzt haben. Es ergeben sich Anhalts­
punkte dafür, daß der Austausch von Daten zwischen ortsfesten 
Endstellen und der Zugriff zu Daten im Dialog eine besonders schnelle 
Entwicklung nehmen werden. Die zusätzlichen Bedürfnisse nach den 
verschiedenen Formen der Datenkommunikation werden in der 
Deiphistudie vor allem als Bedürfnisse nach Zusatzeinrichtungen zum 
Fernsprechwählnetz artikuliert. Die Bedürfnisse nach schnellerer Text­
übertragung und Datenübertragung werden in engem Zusammenhang 
gesehen. 

Die Kommission vertritt die Ansicht, daß diese empirischen Hinweise 
nicht unbeachtet bleiben sollten: 

1) Anlageband 1, Absdlnitt 5.2.5.2 
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F 17 
Die Bedarfsentwicklung wird langfristig wahrscheinlich noch 
schneller voranschreiten, als dies in der Eurodata-Studie 1972 
vorausgesagt wurde. 

6.1.3.3 Wirtschaftliche und soziale Effekte 

Die Datenkommunikation vollzieht sich kaum unter Einbeziehung der 
privaten Haushaltungen; sie konzentriert sich auf die Institutionen 
des wirtschaftlichen, des sozialen, des kulturellen und des politischen 
Sektors. Nach der Deiphistudie nimmt der Dienstleistungssektor im 
Jahr 1985 über 40 0/o, der Sektor Warenproduktion ca. 30 Ofo des Ge­
samtbedürfnisses nach Austausch von Daten (ortsfeste Haupt­
anschlüsse) ein. Von den übrigen Sektoren ragt der soziale Sektor 
mit 18 Ofo gegenüber dem kulturellen und politischen Sektor her­
aus. Der Dienstleistungssektor wird nach der Deiphistudie mit 48 Ofo 
einen relativ großen Anteil der Datenstationen haben, gefolgt vom 
Sektor Warenproduktion mit ca. 300fo und dem Sektor Kultur mit 
13 Ofo. 1) 

Insgesamt ergibt sich ein Nutzungsbild, in dem die Institutionen der 
Wirtschaft und Verwaltung in vielfältigen Kommunikationsbeziehun­
gen am Datenverkehr teilnehmen. Der vom Telekommunikations­
system angebotene D i e n s t stellt dabei nur einen Teil des Gesamt­
prozesses dar. Er wird durch bedeutende Teilnehmerleistun­
g e n ergänzt. Die Teilnehmerleistung ist nicht Gegenstand der Vor­
schläge der Kommission. Sie ist jedoch in den Feststellungen und 
Empfehlungen insoweit zu berücksichtigen, als sie Hinweise für die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Beurteilung des jeweils zu ent­
wickelnden Telekommunikationsdienstes abgibt. 

In diesem Zusammenhang ist festzustellen, daß die Datenverarbei­
tung an Entwicklungsgrenzen der Wirtschaftlichkeit stößt, wenn sie 
auf die interne Kommunikation innerhalb einer Institution beschränkt 
bleibt. Erst durch die Datenkommunikation zwischen den Institutionen 
(Unternehmen und Behörden) werden neue Wirtschaftlichkeitseffekte 
möglich. 

Die Dienste der Datenkommunikation sind aus der Sicht der Deut­
schen Bundespost kostendeckend. Sie können zusätzliche volkswirt­
schaftliche Effekte der Wirtschaftlichkeitssteigerung auslösen. 

Im einzelnen ist zu beobachten, daß die Datenkommunikation Voraus­
setzung für die Dezentralisierung von Unternehmen und Behörden 
ist. Durch den Fernzugriff zu Datenspeichern wird die Entscheidungs­
und Planungsfähigkeit der Instanzen des gesamten Systems gefördert. 
Durch die Möglichkeit der Aufgabenverteilung auf viele räumlich ge-

1) Anlageband 1, Abschnitt 5.2.5.2 
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trennte Organisationseinheiten mit enger kommunikativer Verbin­
dung wird eine Reihe von Aufgaben - insbesondere im föderativen 
Staat- lösbar. 

Die Rechtspflege erhält Unterstützung durch Datenbanken mit tele­
kommunikativem Zugriff. 

Die Datenkommunikation steht auch im Dienste des computergestütz­
ten Unterrichts. Allerdings bedarf es zur Erzielung wesentlicher Fort­
schritte verstärkter Bemühungen um die Software der Bildungs­
inhalte und Bildungsprozesse. 

Im Bereich der sozialen Sicherung wird die Datenkommunikation po­
sitiv beurteilt. Bei den Sozialversicherungsträgern ist die Datenverar­
beitung und in Ansätzen bereits auch die Datenfernübertragung in 
deutlicher Entwicklung begriffen. An die Datenkommunikation wer­
den die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung sowie 
das Bundessozialgericht angeschlossen. Entsprechende Integrations­
ansätze finden sich im System der Bundesanstalt für Arbeit und der 
Arbeitsämter. 

Insgesamt ist anzumerken, daß die Datenkommunikation zur Förde­
rung der wirtschaftlichen Produktivität und zur Rationalisierung der 
Verwaltung beiträgt. Die Kommission stellt fest: 

F 18 
Die Deckung des Bedarfs an Datenkommunikation ist insbeson­
dere für Wirtschaft und Verwaltung notwendig. Es ergeben 
sich positive gesellschaftliche Wirkungen. 

Als Ergebnis der Uberlegungen zur Entwicklungsfähigkeit, zum 
Bedarf und seiner Deckung, sowie unter BerücksidJ.tigung der wirt­
schaftlichen und sozialen Effekte gelangt die Kommission zu der fol­
genden Empfehlung: 

E3 

Es wird empfohlen, das in Einführung befindliche öffent­
liche Fernschreib- und Datennetz in Anpassung an den 
steigenden Bedarf an Datenkommunikation ohne Verzö­
gerung auszubauen. 

6.1.3.4 Investition und Finanzierung 

Das Investitionsvolumen zum Ausbau des Datennetzes ist Bestandteil 
der Weiterentwicklung des umfassenden Fernmeldenetzes und wirft 
insoweit keine zusätzlichen Probleme auf. Die Finanzierung ist eben­
falls durch die Angaben umschlossen, die mit Blick auf den Ausbau 
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des Fernsprechnetzes abgeleitet wurden. Die Datenendgeräte und die 
Teilnehmerleistungen fallen in die Finanzkompetenz der Benutzer 
und sind nicht Bestandteil des zu entwickelnden Telekommunika­
tionsdienstes. 

6.1.4 Mobilfunk 

Die Kommission konnte sich in ihren Studien und Beratungen zum 
Ausbau des Telekommunikationssystems nicht allen Telekommuni­
kationsformen im einzelnen widmen, sondern mußte sich auf die im 
wirtschaftlichen Volumen und unter gesellschaftlichem Aspekt 
besonders hervorzuhebenden konzentrieren. Damit werden die übri­
gen Formen und Dienste der Telekommunikation weder in Frage ge­
stellt noch gering eingeschätzt. 

Der Mobilfunk wurde in den Beratungen noch näher betrachtet. Uber 
die Darlegungen zum Stand der Telekommunikation 1975 (Kapitel 4) 
hinaus wird festgestellt, daß die Zahl der gegenwärtig in der Bundes­
republik Deutschland im Einsatz befindlichen Eurosignalempfänger 
(etwa 800) noch gering ist. Dieser Dienst wurde 1974 eingeführt. Im 
Endausbau lassen sich nach dem heutigen Stand im Frequenzbereich 
87 MHz etwa 100 000 bis 200 000 solcher Geräte anschließen. Zum 
Vergleich sei darauf hingewiesen, daß in Japan momentan etwa 
500 000 Teilnehmer am dortigen Funkrufdienst teilnehmen. Technolo­
gische Fortschritte, die zu einer Miniaturisierung und Verbilligung 
der Empfangsgeräte führen, würden sicherlich zu einer schnelleren 
Verbreitung beitragen und damit die Erreichbarkeit von unterwegs 
befindlichen Personen wesentlich erhöhen. 

F 19 
Der Europäische Funkrufdienst kann mit geringen Anforderun­
gen an den Frequenzbereich zahlreichen mobilen Teilnehmern 
einen Ruf bzw. eine damit verbundene Kurznachricht über­
mitteln. 

Im Gegensatz zum Funkrufdienst gestatten Funkfernsprechanschlüsse 
in der Form des öffentlichen beweglichen Landfunkdienstes (öbL) 
Sprechverbindungen zwischen Fahrzeugen und anderen Teilnehmern 
im öffentlichen Fernsprechwählnetz. 

Da ein Funknetz durch Gespräche wesentlich stärker belegt wird als 
durch Rufe, lassen sich in einem Funkkanal weniger als 100 Teilneh­
mer (anstatt der etwa 40 000 im Funkrufdienst) bedienen. Dies bedeu­
tet, daß an die gegenwärtig bestehenden bzw. im Ausbau befind­
lichen Netze A (160 MHz) und B (148 bzw. 153 MHz) maximal etwa 
25 000 Teilnehmer angeschlossen werden können. Ende 1975 gab es in 
diesen Netzen etwa 8 000 bewegliche Sprechfunkstellen. Falls sich 
durch technologische Fortschritte die Kosten für eine Sprechfunk-
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stelle ermäßigen würden, wäre es möglich, daß die Zahl der Teilneh­
mer in näherer Zukunft über 25 000 hinaus ansteigt. Dann müßte das 
in Planung befindliche Netz C (460 MHz), das den Anschluß von wei­
teren 25 000 Teilnehmern ermöglicht, verwirklicht werden. Noch 
größere Teilnehmerzahlen lassen sich nur durch den Ubergang auf 
zusätzliche Frequenzbereiche und den Ubergang auf kleinere Funk­
versorgungshereiche mit automatischer Kanalumschaltung bedienen. 

F20 
Der öffentliche bewegliche Landfunkdienst erlaubt Gesprächs­
dialog-Verbindungen zwischen Teilnehmern in Fahrzeugen und 
Teilnehmern im Fernsprechwählnetz. Der Dienst hat in der 
Bundesrepublik Deutschland einen hohen Entwicklungsstand 
erreicht. Er ist allerdings im Vergleich zu anderen Diensten 
noch mit hohen Kosten verbunden. 

Im Interesse der Mobilität innerhalb Europas sollten Bemühungen 
hinsichtlich einer Standardisierung und Verbreitung über die Staats­
grenzen hinweg eingeleitet werden. Derartige Sprechfunkverbindun­
gen könnten in der Zukunft auch für die Daten-, Text- und Bildüber­
tragung von und zu Fahrzeugen eingesetzt werden. 

E4 

Es wird empfohlen, für den öffentlichen beweglichen 
Landfunkdienst eine europaweite Standardisierung anzu­
streben und seinen Ausbau verstärkt voranzutreiben. 

6.1.5 Rundfunk 

Rundfunk als Telekommunikation bedeutet die einseitig gerichtete 
Verteilung von akustischen (Hörfunk) und audiovisuellen (Fern­
sehen) Darbietungen aller Art an die Allgemeinheit und benötigt 
daher ein Verteilnetz. Die Verteilung der Rundfunkprogramme er­
folgt zur Zeit durch drahtlose Ausstrahlung von den Rundfunksen­
dern zu den bei den Teilnehmern aufgestellten Empfängern. Soweit 
Gemeinschaftsantennenanlagen installiert sind, werden die Rund­
funksendungen durch eine Empfangszentrale über ein baumartig aus­
gebildetes Kabelverteilnetz zu den Heimempfängern weitergeleitet. 

F 21 
Die Versorgung des Gebietes der Bundesrepublik Deutschland 
mit den zur Zeit angebotenen Rundfunkprogrammen nähert 
sich der Vollversorgung. 
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Es ist unbestritten, daß die noch vorhandenen Versorgungslücken ge­
schlossen werden sollten. Auch unter gesellschaftlichen und wirt­
schaftlichen Aspekten und im Interesse der Chancengleichheit ist die 
lückenlose Versorgung der Bevölkerung mit dem Programmangebot 
von Hörfunk und Fernsehen erwünscht. 

Die Kommission kommt deshalb zu dem folgenden Ergebnis: 

E5 
Für den Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen) wird vorge­
schlagen, die Vollversorgung der Bevölkerung jedenfalls 
mit den zur Zeit angebotenen, nach den Rundfunkgeset­
zen der Länder für das jeweilige Sendegebiet gesetzlich 
bestimmten Programmen weiterhin anzustreben. Soweit 
eine drahtlose Versorgung unmöglich oder unwirtschaft­
lich ist, bietet sich eine Verkabelung an. 

Die bisher technologisch erschlossenen und für Rundfunkzwecke 
international zugewiesenen Frequenzbereiche werden in der Bundes­
republik Deutschland durch die bestehenden Sendernetze voll in An­
spruch genommen. 

Eine bundesweite Versorgung mit weiteren Programmen wäre daher 
im Bereich des Fernsehens vorerst nur im 12-GHz-Bereich durch 
Satelliten oder durch terrestrische Sendernetze zu verwirklichen. Auf 
diese Möglichkeit wird im Abschnitt 6.3 eingegangen. 

Hinsichtlich der Versorgung im Hörfunkbereich verblieb es nach der 
im November 1975 beendeten "Regionalen Verwaltungskonferenz für 
den Lang- und Mittelwellenrundfunk" im wesentlichen beim Status 
quo. 

6.2 Neue Telekommunikationsformen in bestehenden Netzen 

Die der Telekommunikation dienenden Netze, insbesondere das Fern­
meldenetz der Deutschen Bundespost bieten noch qualitative und 
quantitative Möglichkeiten zur Aufnahme neuer Dienste. In Realisie­
rung dieser Nutzungschancen entstehen neue Telekommunikations­
formen, die das bestehende Kommunikationsangebot ergänzen und 
teilweise substituieren. 

Die Kommission hat besonderen Wert auf den Aspekt gelegt, daß die 
bestehenden Netze in beachtlichen Teilen des Tages und insbeson­
dere der Nacht nicht ausgelastet sind. Wenn also durch die Auf­
nahme neuer Telekommunikationsformen eine günstigere Nutzung 
der Kapazität erreicht werden kann, dann sind zusätzliche Leistungen 
unter relativ geringen Kosten zu erwarten. 

Wenn die zusätzliche Nutzung außerdem dazu führt, daß der körper­
liche Transport von Nachrichtenträgern, insbesondere Briefen, teil-
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weise ersetzt werden kann, dann werden mit Blick auf die sparsame 
Verwendung von menschlicher Arbeitskraft und Energie weitere 
positive Effekte erzielt. 

Es ist zu beachten, daß die im folgenden diskutierten Telekommuni­
kationsformen sich in ihrem Kommunikationsangebot teilweise über­
lappen und substituieren. Da die Telekommunikationsformen des 
Textverkehrs vorwiegend im Bereich der geschäftlichen Kommunika­
tion liegen, werden sie zunächst bevorzugt in Nebenstellenanlagen 
zum Einsatz kommen. Moderne Nebenstellenanlagen bieten eine 
Vielzahl von Kommunikationsmöglichkeiten. 

6.2.1 Bürofernschreiben 

Als Bürofernschreiben wird eine Telekommunikationsform verstanden, 
bei der Texte mit dem vollen Zeichenvorrat einer Büroschreib­
maschine codiert übermittelt werden. Das Wort weist auf die enge 
Verwandschaft zum Fernschreiben hin, andererseits drückt es die 
Integration des Endgerätes in die Büroorganisation aus. 

6.2.1.1 Innovationsmöglichkeit 

Das Bürofernschreiben erfordert eine neue Generation leistungsfähi­
ger Endgeräte. Zwei Entwicklungsrichtungen können die Basis der 
Innovation bilden: Die Fernschreibmaschine und die Speicherschreib­
maschine. Die Verbindung beider Konzeptionen führt zur Bürofern­
schreibmaschine, die mit einem öffentlichen Fernmeldewählnetz ver­
bunden wird. Dadurch können Briefinhalte im gewohnten Schriftbild 
- allerdings ohne Briefkopf, Vordruck, Unterschrift - unmittelbar 
übertragen werden. 

Es handelt sich nicht nur um eine nachrichtentechnische, sondern vor 
allem auch um eine organisatorische Innovation. Die bisher noch 
weitgehend getrennten Arbeitsvorgänge der Erstellung des Schrift­
gutes und seiner Ubermittlung zum Adressaten werden zu einem um­
fassenden Kommunikationsprozeß verbunden. Dabei kann zur Aus­
nutzung der Kapazität von Fernmeldenetzen während der Nachtstun­
den eine Zwischenspeicherung erfolgen. Häufig erlaubt erst die Ein­
fügung des Speichers die organisatorisch erwünschte Integration. Die 
künftigen Bürofernschreibmaschinen werden jedoch neben ihrem Ein­
satz zum Bürofernschreiben auch als normale Schreibmaschine ver­
wendbar sein. Deshalb müssen sie den Anforderungen des Büro­
betriebs und der Telekommunikation gleichermaßen entsprechen. 

Gegenüber dem bestehenden Fernschreiben liegt der Innovations·· 
effekt darin, daß etwa eine vierfache Schreibgeschwindigkeit erreicht 
wird und vor allem der volle Zeichenvorrat einer Schreibmaschine 
(große und kleine Buchstaben und viele Sonderzeichen) zur Verfü­
gung steht. Außerdem darf erwartet werden, daß die Bürofernschreib­
maschine dezentralisiert, also unmittelbar am Platz der Entstehung des 
Schriftgutes aufgestellt wird. Dadurch entfällt weitgehend der inner­
betriebliche Transport von Schriftstücken. 
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Andererseits ist wichtig, daß die neue Telekommunikationsform des 
Bürofernschreibens mit dem bestehenden - und weiter zu ent­
wickelnden - Telexdienst korrespondieren kann, denn nur dadurch 
wird die bereits bestehende weltweite Erreichbarkeit sichergestellt. 
Auch für den neuen Dienst ist allerdings eine internationale Standar­
disierung und ein allgemein zugängliches Teilnehmerverzeichnis 
zwingend notwendig. 

Unter Würdigung der gekennzeichneten Innovationsmöglichkeiten 
gelangt die Kommission zu der folgenden Feststellung: 

F22 
Die neue Telekommunikationsform des Bürofernschreibens ist 
im bestehenden Fernmeldenetz möglich und wird durch ein 
neuartiges Endgerät charakterisiert, das sowohl der Erstellung 
als auch der Ubermittlung von Texten mit dem vollen Zeichen­
vorrat einer Schreibmaschine dient. 

Im einzelnen erfüllt die Bürofernschreibmaschine die folgenden 
Funktionen: 

Textniederschrift 
Textbearbeitung (Korrigieren, Redigieren) 
Textübertragung (Textsenden und Textempfangen) 

Die Funktionen .Korrigieren" und .,Redigieren" werden als Textbear­
beitung bezeichnet. Wenn darüber hinaus Textbausteine eingefügt 
werden, so spricht man von Textverarbeitung. Geräte mit Textbear­
beitungsfunktionen erfordern relativ einfache Speicher- und Steue­
rungszusätze zur elektrischen Büroschreibmaschine. Geräte mit Text­
verarbeitungsfunktionen lassen sich wegen ihrer höheren Speicher­
und Verarbeitungskapazität nur mit größerem Aufwand herstellen. 
Sie werden vorwiegend zentral in einem Betrieb eingesetzt werden, 
wobei die Möglichkeit besteht, daß dezentrale Schreibplätze Zugriff 
zu diesen Einrichtungen erhalten und damit trotz einfacherer Aus­
stattung an der Textverarbeitung teilhaben können. Ergänzt man die 
Geräte, die Textverarbeitungs- und Textbearbeitungsfunktionen er­
füllen, durch Funktionen der Textübertragung, so erhält man kom­
plexere Einrichtungen, die mehr den Datenverarbeitungsanlagen zu­
zurechnen sind. 1) 

Zur Abschätzung der wirtschaftlichen Innovationsmöglichkeit 
mußten Annahmen über die Anzahl der Teilnehmer am Bürofern­
schreiben und über die Anschaffungspreise der Geräte getroffen wer­
den. Mit Blick auf die Tatsache, daß in der Bundesrepublik Deutsch­
land etwa 2 Millionen Schreibplätze existieren und unter Heranzie­
hung der Tatsache, daß es etwas über 100 000 Fernschreibanschlüsse 
gibt, werden als Obergrenze der Realisierungschance 500 000 Teil-

1) Anlageband 4, Abschnitt 2.4 
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nehmer und als Untergrenze 50 000 Teilnehmer angenommen. Die 
weiteren Berechnungen gehen von dem mittleren Wert von 150 000 
Teilnehmern aus. 1) 

Der Anschaffungspreis der Bürofernschreibmaschine hängt wegen 
der Kostendegression von der Anzahl der Teilnehmer ab und bewegt 
sich nach der Abschätzung zu Preisen von 1975 zwischen 30 000 DM 
(bei 50 000 Teilnehmern), 18 000 DM (bei 150 000 Teilnehmern) und 
12 000 DM (bei 500 000 Teilnehmern) . 

Zusätzliche Investitionen im Fernmeldenetz zur Abwicklung des Ver­
kehrs von 150 000 Teilnehmern des Bürofernschreibens sind bei An­
schluß an das öffentliche Fernschreib- und Datennetz etwa in 
gleicher Höhe wie für den bereits geplanten Ausbau dieses Netzes 
(bis 1980 ca. 1,5 Mrd. DM) erforderlich. 2) 

Die Realisierung des Bürofernschreibens als neue Telekommunika­
tionsform hängt jedoch nicht nur von der absoluten Höhe des lnve­
stitionsvolumens, sondern vor allem von den laufenden Kosten und 
deren Vergleich mit den Kosten der herkömmlichen Briefkommunika­
tion ab. 
Um eine Vorstellung von dem Kostenvergleich zu gewinnen, wird 
von einer Teilnehmerzahl von 150 000 ausgegangen und unterstellt, 
daß die Bürofernschreibmaschine gemietet und das öffentliche Fern­
schreib- und Datennetz zu einer monatlichen Grundgebühr von 
100 DM benutzt wird. Damit würden sich folgende monatliche Be­
lastungen ergeben: 3) 

Miete einschließlich Wartungskosten 
Grundgebühr für den Netzanschluß 
Fixkosten 

Abzüglich ersparte Miete und Wartung für eine 
elektrische Schreibmaschine 
Fixe Mehrkosten des Bürofernschreibens pro Monat 

380 DM 
100 DM 
480 DM 

70 DM 
410 DM 

Bei 20 Arbeitstagen im Monat ergeben sich für das Bürofernschreiben 
zusätzlich zu den Kosten beim Schreiben auf einer elektrischen 
Schreibmaschine fixe Mehrkosten je Arbeitstag in Höhe von 
20,50 DM. 

Dazu treten die variablen Mehrkosten. Sie bestehen aus den Gebüh­
ren zur Ubertragung der Schriftstücke. Bei einer Ubertragungsdauer 
von 1 Minute/ DIN-A4-Seite während der Tagesstunden im Weit­
verkehr, Zone II, ergeben sich 0,70 DM variable Mehrkosten. Die 
fixen und variablen Mehrkosten werden durch das Bild 11 veran­
schaulicht. 1) 

Den Mehrkosten stehen Minderkosten gegenüber, die eine Kosten­
einsparung gegenüber der herkömmlichen Briefkommunikation be-

1) Anlageband 4, Abschnitt 8.1 
2) Anlageband 8, Abschnitt 5.1 
3) Anlageband 4, Kapitel 1 und Abschnitt 8.1 
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Mehrkosten 
je Arbeitstag 
DM 

40 

150 000 Teilnehmer 

30 

20 

10 

0 2 4 6 8 10 

Verkehrsgebühr 

·Fixe Mehrkosten 
gegenüber Schreibmaschine 

15 20 25 
Seiten DIN A 4 
je Arbeitstag 

Bild 11 Mehrkosten für Bürofernschreiben 

deuten. Die ersparte Miete der elektrischen Schreibmaschine wurde 
bereits bei den fixen Mehrkosten in Abzug gebracht. Hinsichtlich der 
variablen Kosten ist zu berücksichtigen, daß Bürofernschreibmaschi­
nen im Vergleich zu normalen Schreibmaschinen Korrigier- und 
Redigiertunktionen anbieten, die eine Einsparung von 35 °/o der Per­
sonalkosten ermöglichen. Zur Zeit wird im Geschäftsverkehr davon 
ausgegangen, daß das Schreiben einer DIN-A4-Seite variable Kosten 
von 10 bis 25 DM verursacht. Davon sind 75 ()/o reine Personal­
kosten (nur Schreibkraft, ohne Sachbearbeiter). Geht man von dem 
unteren Wert 10 DM aus, d . h . also von Personalkosten in Höhe von 
7,50 DM, so führt die Korrigier- und Redigiertunktion zu einer Ein­
sparung von 2,60 DM pro Seite. 

Wegen des Wegfalls der Briefgebühr und der mit dem Versenden des 
Briefes anfallenden Tätigkeiten (Kuvertieren, innerbetrieblicher 
Transport etc.) wird eine Ersparnis von 1,40 DM pro DIN-A4-Seite er­
rechnet. 

Es ergeben sich also Minderkosten von 4 DM je Seite DIN A4, die 
den (fixen und variablen) Mehrkosten gegenüberzustellen sind. Es 
zeigt sich der im Bild 12 dargestellte Zusammenhang: 1) 

1) Anlageband 4, Kapitel 1 
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Differenz zwischen 
Mehrkosten und Minderkosten 
je Arbeitstag 

DM 
30 

20 

10" 

0 

-10 

-20 

-30 

-40 

-50 

-60 

-70 

Bild 12 Kostenvergleich bei Bürofernschreiben 

25 
Seiten DIN A 4 
je Arbeitstag 

50 000 Tin. 

150 000 Tin. 
500 ooo· .Tin. 

Es wird erkennbar, daß sich Mehrkosten und Minderkosten die 
Waage halten, wenn je Arbeitstag etwa 6 Seiten DIN A4 geschrie­
ben und übermittelt werden. Dieser Punkt verschiebt sich bei 50 000 
Teilnehmern zu etwa 10 Seiten je Tag und bei 500 000 Teilnehmern 
zu etwa 4 Seiten je Tag. 

Die Abschätzung des Kostenvergleichs ist naturgemäß mit Unsicher­
heiten behaftet, weil das Bürofernschreiben eine heute noch nicht 
realisierte Kommunikationsform darstellt und deshalb die verschie­
densten Annahmen berücksichtigt werden müssen. Die Berechnungen 
sollen auch nicht die Funktion einer Kalkulation erfüllen, sondern 
dienen dem Zweck, den Punkt erkennbar werden zu lassen, an dem 
die für Büroprozesse bahnbrechende Verknüpfung zwischen der Er­
stellung des Schriftgutes und der Telekommunikation realisierbar 
wird. 

Die Kommission gelangt zu der Aussage: 

F23 
Das Bürofernschreiben kann bereits heute für die Textkommu­
nikation von Unternehmen und Behörden im Verkehr unterein­
ander eine wirtschaftliche Telekommunikationsform sein. 
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Neben dem Kostenvorteil sind weitere positive Wirkungen anzumer­
ken. Das Bürofernschreiben führt zu einem Zeitgewinn von etwa 
einem Tag, bei Auslandskorrespondenz von mehreren Tagen. Außer­
dem bietet das Bürofernschreiben - wie das bisher realisierte Fern­
schreiben- die Gewißheit, daß eine schriftliche Nachricht den Emp­
fänger erreicht hat. Die Bestätigung des Eingangs wird wie bei einem 
eingeschriebenen Brief gewährleistet. Im übrigen ist auf die Erleich­
terung und Qualitätsverbesserung der Büroarbeit hinzuweisen. 

6.2.1.2 Bedarf 

Ein Bedarf nach der Telekommunikationsform des Bürofernschreibens 
wird nicht in der Hinsicht vermutet, daß mehr Schriftwechsel anfällt. 
Es handelt sich vielmehr um eine zu erwartende teilweise Substitu­
tion des Fernschreibens und vor allem der herkömmlichen Brief­
kommunikation. 

Die Deiphistudie hat gezeigt, daß in den Institutionen der Wirtschaft 
und Verwaltung, insbesondere in der Warenproduktion, ein deut­
licher Bedarf nach schnellen Textübertragungssystemen artikuliert 
wird. Die Befragten stellen sich die Deckung des Bedarfs in Form von 
Zusatzeinrichtungen zum Fernsprechgerät vor. 

Der Bedarf richtet sich insbesondere deshalb auf das Bürofernschrei­
ben, weil die bisher praktizierte Briefkommunikation personal- und 
energieintensiv ist und damit einer Rationalisierung der Büroarbeit 
Schwierigkeiten bereitet. 

Das Bedürfnis zur Textübertragung wird, wenn auch mit unterschied­
lichen Geschwindigkeiten, auch von den bisherigen Kommunika­
tionsformen befriedigt. Ein Bedarf im Sinne der kaufkräftigen Nach­
frage nach Bürofernschreiben ist mit Sicherheit gegeben, wenn sich 
diese Telekommunikationsform gegenüber anderen Telekommunika­
tionsformen als wirtschaftlicher erweist. Da die Wirtschaftlichkeit 
unter den bezeichneten Annahmen gegeben ist, ergibt sich: 

F24 

In Wirtschaft und Verwaltung besteht bereits heute ein Bedarf 
an Bürofernschreiben. 

6.2.1.3 Wirtschaftliche und soziale Effekte 

Die betriebswirtschaftliehen Effekte des Bürofernschreibens sind be­
reits bei der Analyse der Innovationsmöglichkeit deutlich geworden. 
Die volkswirtschaftlichen und sozialen Effekte können nicht für das 
Bürofernschreiben isoliert behandelt werden. Vielmehr ist der Zu­
sammenhang mit dem Fernkopieren und mit den gemeinsamen Sub-
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stitutionseffekten gegenüber der Briefkommunikation zu beachten. 
Deshalb werden diese Aspekte im Abschnitt 6.2.3 gemeinsam mit der 
Behandlung der elektronischen Briefübermittlung diskutiert. 

Unter Würdigung des heute bereits erkennbaren Bedarfs und der er­
rechneten Wirtschaftlichkeitseffekte gelangt die Kommission - auch 
ohne Berücksichtigung der Substitutionseffekte zur Briefpost - zu 
der folgenden Empfehlung: 

E6 
Es wird empfohlen, die neue Telekommunikationsform 
des Bürofernschreibens einzuführen. 

6.2.2 Fernkopieren 

Unter Fernkopieren wird die nachrichtentechnische Dbermittlung 
von Festbildern mit Aufzeichnung auf Papier am Empfangsort ver­
standen. 

Das Festbild - im Gegensatz zum Bewegtbild, z. B. des Fernsehens 
-dient als Vorlage für die telekommunikative Dbertragung. Es kann 
einen Schreibmaschinentext (auch mit Briefkopf, Vordruck und 
Unterschrift), einen Handschrifttext, eine Photographie, eine Zeich­
nung oder eine andere graphische Struktur abbilden. Da keine Ein­
gahefehier möglich sind und die Ubermittlungssicherheit groß ist, 
können auch Dokumente zum Gegenstand des Fernkopierens werden. 

Die Dbermittlung der Festbilder erfolgt über das Fernsprechwählnetz 
bzw. über das Fernschreib- und Datennetz. 

Bereits heute sind in der Form der Faksimiletelegraphie etwa 3 000 
Geräte in der Bundesrepublik Deutschland in Benutzung (z. B. Wet­
terkarten über Funk, Pressefotos im öffentlichen Bildübertragungs­
netz). Obwohl Fernkopieren kein völlig neuer Dienst ist, erfordert 
der Durchbruch zur Massenanwendung grundlegend neue Geräte­
entwicklungen und damit einen wesentlichen Innovationsschritt. 

6.2.2.1 Innovationsmöglichkeit 

Die sich abzeichnende Entwicklung zielt auf Geräte mit erhöhter 
Dbertragungsgeschwindigkeit und einheitlicher Normung ab. Nach 
der Dbertragungsdauer für eine Seite DIN A4 unterscheidet man 
heute drei Gruppen von Fernkopiergeräten, die sämtlich für den 
Bürobereich konzipiert sind. Die bisher üblichen Geräte der Gruppe 1 
benötigen eine Dbertragungsdauer von 6 Minuten je DIN-A4-Seite 
und sind damit für viele Anwendungen wesentlich zu langsam. Die 
Geräte der Gruppe 2 erlauben durch bessere Nutzung der Bandbreite 
eine Ubertragung der DIN-A4-Seite in 3 Minuten. Geräte der 
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Gruppe 3 benötigen nur 1 Minute oder weniger. Hier sind durch 
Redundanzreduktion Bildbereiche ohne Informationsinhalte unter­
drückt und das Bildsignal in eine Folge digitaler Zeichen überführt 
worden. 

Die Geräte der Gruppe 2 und 3 bedürfen noch einer einheitlichen 
internationalen Normung. 

Die Bedienung der Geräte erfolgt sowohl auf der Sendeseite als auch 
auf der Empfangsseite überwiegend manuell. Für die Zukunft ist zu­
nehmend auch unbedienter Empfang vorzusehen. 

Der Einsatzschwerpunkt für Fernkopierer wird - wie für die Büro­
fernschreibmaschine - im Bürobereich liegen, weil ein großer Teil 
der dort anfallenden Schriftstücke für das Fernkopieren geeignet ist. 
Ausnahmen bestehen dort, wo auf den Versand von Originalen aus 
rechtlichen Gründen (Verträge), wegen der optischen Wirkung 
(Werbematerial) und wegen des begrenzten Auflösungsvermögens 
beim Ubertragungsvorgang (Vorlagen mit Kleindruck) nicht verzich­
tet werden kann. 

Im Vergleich zum Bürofernschreiben ist festzustellen, daß das Fern­
kopieren sich besonders für solChe Vorlagen eignet, die nicht durch 
codierte Textübermittlung bewältigt werden können bzw. bereits in 
fertiger Form vorliegen. Grundsätzlich gilt die Aussage, daß schreib­
maschinenfähige Texte eher für das Bürofernschreiben geeignet sind 
und mit diesem Verfahren auch zu geringeren Kosten übertragen 
werden können, während für alle Vorlagen mit Bildcharakter (auch 
handschriftliche Randnotizen) das Fernkopieren die bevorzugte Tele­
kommunikationsform darstellt. 

Um eine weite Verbreitung des Fernkopierens zu erreichen, wird es 
für erforderlich gehalten, ein Teilnehmerverzeichnis zur Verfügung 
zu stellen sowie außerdem das Vorhandensein eines Fernkopiergerä­
tes in den Teilnehmerverzeichnissen anderer Telekommunikations­
dienste zu kennzeichnen. 

Das Fernkopieren wird in dem Maße Verbreitung finden, in dem 
dieser Dienst in der Leistungs- und Kostenkonkurrenz zu anderen 
Kommunikationsformen, insbesondere zum Fernschreiben, zum Büro­
fernschreiheu und zur Briefkommunikation Vorteile bietet. Die Kom­
mission stellt zusammenfassend fest: 
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F25 
Die Telekommunikationsform des Fernkopierens kann auf dem 
bestehenden Fernmeldenetz vollzogen werden. Sie ist insbeson­
dere für die Ubertragung von Vorlagen geeignet, die den Cha­
rakter von Festbildern (auch Handschriften) tragen. 



Zur Abschätzung des Investitionsvolumens und der laufenden Kosten 
des Fernkopierens werden die drei bereits genannten Gerätegruppen 
in der Tabelle 13 (s. Seite 86) gegenübergestellt. 1) 

Geräte der Gruppe 1 und 2 können für eine monatliche Grundgebühr 
von 3 DM den Fernsprechanschluß mitbenutzen. Geräte der Gruppe 3 
benötigen als Vielbenutzer einen eigenen Anschluß an das Fernsprech­
oder das öffentliche Fernschreib- und Datennetz; die dafür nötige 
Grundgebühr wird in Höhe von 200 DM angenommen. Daraus ergeben 
sich -wie beim Bürofernschreiben- die in der Tabelle 13 angege­
benen fixen Mehrkosten je Arbeitstag. 

Das Bild 14 zeigt die Kosten in Abhängigkeit der je Arbeitstag 
übertragenen Seitenzahl. 1) Für eine geringe Anzahl von Fernkopien 
je Tag lassen sich Geräte der Gruppe 2 wirtschaftlicher einsetzen. 
Geräte der Gruppe 1 werden nicht näher betrachtet, da sie in Zukunft 
nur noch geringe Marktbedeutung besitzen. 

Kosten je Arbeitstag 
DM 

50 

. ---- ·-­. ...---
Gruppe 3 
17 000 Tln . ..... 

40 • ...--- Gruppe 2 
_.,..,- • _.,..,- 100 000 Tln. 

30 

Verkehrsgebühr (Tag) 

20 

--------s;:zi:ipapier 
10 -fli--=-=--=.=-=- - - - - -

Fixe Kosten 

0 2 4 6 8 10 15 20 25 
Seiten DIN A 4 
je Arbeitstag 

Bild 14 Kosten bei Fernkopieren 

1) Anlageband 4, Kapitel 1 und Abschnitt 9.1.5 
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CXl 
0) 

Ubertragungs-
Ubertragungs- dauer je Seite 

art Auflösung DIN A4 (1 Mio. Gruppe 
Bildpunktel 

Linieni mm min 

1 analog 3,8 6 

2 analog mit 3,8 3 
erhöhter 
Bandbreiten-
ausnutzung 

3 digital mit 
Redundanz- 3,8 1 
reduktion (typisd:J.) (typisd:J.) 

Tabelle 13: Gerätegruppen von Fernkopierern 

Typischer 
Gerätepreis 

DM 

5 000 
(bei großer 
Stückzahl) 

6 000 

15 000 
(ohne Modem) 

20000 
(ohne Modem) 

Monatsmiete Papierart 
Mittlere 

Fixe Mehr-Fernsprech-
einschl. undKosten Tagesgebühr kosten 

Wartung je DIN-A4-Seite je DIN-A4-Seite je Arbeitstag 

DM DM DM DM 

180 Spezialpapier 2,24 9 
(in der Regel) 

0,20 

200 Spezialpapier 1,12 10 
0,20 

500 Spezialpapier 35 
0,10 

0,41 
633 Normalpapier 42 
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Im Gegensatz zum Bürofernschreiben wird der Text nicht für den 
Telekommunikationsvorgang erstellt, sondern ist als Bildvorlage be­
reits vorhanden (z. B. in Form eines Briefes, der auf einer normalen 
Schreibmaschine geschrieben wurde, oder als Handschrifttext). Das 
Fernkopieren dient also nicht als Substitut für die Schriftguterstel­
lung, sondern nur für den Dbermittlungsvorgang. 

Den Mehrkosten können also nur die Minderkosten der Briefgebüh­
ren und der sonstigen mit dem Versenden und Empfangen von 
Briefen verbundenen Tätigkeit in Höhe von etwa 1,40 DM je Seite 
DIN A4 gegenübergestellt werden. Das Bild 15 zeigt den Kostenver­
gleich als Differenz zwischen Mehrkosten und Minderkosten für zwei 
Versionen des Fernkopierens. Man erkennt, daß die Vorzüge der so­
fortigen Dbertragung auch bei großer Anzahl von Fernkopien mit 
überwiegenden Mehrkosten verbunden sind. Die gestrichelten Kur­
ven zeigen die Kosteneffekte für den Fall, daß beim Versenden und 
Empfangen von Briefen durch zweckmäßige Gestaltung der Büro­
organisation 2 DM anstatt 1,40 DM je DIN-A4-Seite eingespart wer­
den. Eine entsprechend positive Wirkung ist auch dann zu erwarten, 
wenn die Personalkosten gegenüber den Kosten der Gerätenutzung 
im Laufe der Jahre überproportional steigen. 

DM 

40 

30 

20 

10 

Differenz zwischen 
Mehrkosten und Minderkosten 
je Arbeitstag 

" ' ' 

.............. 

' ' 

....... 

' ' 
.................... 

' ' ' 
.................... 

0 2 4 6 8 10 

Gruppe 2 
100 000 Tin . 

25 
Seiten DIN A 4 
je Arbeitstag 

Bild 15 Kostenvergleich bei Fernkopieren (--- bei 2 DM anstatt 
1,40 DM Einsparung je Seite) 
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Differenz zwischen Mehrkosten 
und Minderkosten je Seite DIN A 4 

Fernkopieren Gruppe 3 
17 000 Tln. ---

2 4 

Fernkopieren Gruppe 2 
100 000 Tln. 

25 
Seiten DIN A 4 
je Arbeitstag 

_ 2 Bürofernschreiben 
SO 000 Tln. 

Bild 16 Kostenvergleich bei Bürofernschreiben bzw. Fernkopieren 

Das Bild 16 gibt einen Vergleich der überwiegenden Mehrkosten bzw. 
Minderkosten je Seite DIN A4 bei Bürofernschreiben und bei Fern­
kopieren im Vergleich zur herkömmlichen Briefkommunikation. Da­
bei wird deutlich, daß das Bürofernschreiben - wie bereits in Ab­
schnitt 6.2.1.1 dargelegt- heute bereits die Schwelle zur Wirtschaft­
lichkeit überschreitet, während das Fernkopieren noch zu leicht 
überwiegenden Mehrkosten führt. Immerhin nähern sich die Kosten­
werte bereits derart deutlich an, daß die wirtschaftlichen Vorausset­
zungen für einen bevorstehenden Innovationsschritt wahrscheinlich 
werden. 

Für den der Kommission vorgegebenen Planungshorizont der Jahre 
1985-2000 sind weitere technische Entwicklungen zu erwarten, die 
das Fernkopieren wirtschaftlicher werden lassen. Eine gewisse Redu­
zierung der Anschaffungspreise für Endgeräte ist bereits heute durch 
tedlnologische Fortschritte (Mikroprozessoren, Speidler, Abtast- und 
Wiedergabeverfahren) vorauszusehen. Die Ubertragungszeiten kön­
nen wesentlich reduziert werden, wenn breitbandige Verbindungs­
wege (festgeschaltete Verbindungen, in Zukunft Wählverbindungen 
im öffentlichen Fernschreib- und Datennetz) zur Verfügung stehen 
(Schnellfaksimile). 
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6.2.2 .2 Bedarf 

Die Bedarfsfrage zum Fernkopieren ist nicht in gleicher Weise zu 
beantworten wie die Frage nach dem Bedarf für das Bürofernschrei­
ben. Dort konnte festgestellt werden, daß die traditionelle Briefkom­
munikation, soweit sie aus dem Bürobetrieb des Unternehmens und 
der Behörde hervorgeht, bereits fast alle Merkmale eines codierbaren 
Textes trägt und der Bedarf insofern lediglich durch eine andere 
Kommunikationsform gedeckt wird. Die Existenz des Bedarfs war un­
bestritten. 

Da sich das Fernkopieren auf die telekommunikative Ubertragung 
von Festbildern bezieht, sind zunächst alle diejenigen Vorlagen ge­
meint, die graphische Darstellungselemente enthalten (Zeichnungen, 
Vordrucke, Dokumente etc.). Diese Vorlagen entstehen - im Ver­
gleich zu Brieftexten - nur in relativ geringer Anzahl und stellen 
deshalb nur einen eng begrenzten Bedarf dar. Für die USA wird aller­
dings ein beachtlicher Zuwachs der Gerätezahlen für das Fernkopie­
ren vorausgesagt. Während Ende 1913 ein Bestand von 100 000 Gerä­
ten festgestellt wurde, werden für 1980 über 800 000 Geräte progno­
stiziert. Eine entsprechende Bedarfs- und Anwendungsstudie ist für 
die Bundesrepublik Deutschland gemeinsam vom Bundesministerium 
für das Post- und Fernmeldewesen und dem Bundesministerium für 
Forschung und Technologie in Auftrag gegeben worden. 

In Ländern mit bildhaften Schriftzeichen (z. B. Japan) wird dem Fern­
kopieren ein besonders hoher Rang des Bedarfes zugeordnet. Deshalb 
wird in diesen Ländern die technische Weiterentwicklung des Fern­
kopierens besonders stark vorangetrieben. 

Spezielle Bedarfsstudien empfehlen sich für das Fernkopieren von 
öffentlichen Registern (Handelsregister, Grundbuch), Bibliotheken 
und Schriftgutablagen. Immer dann, wenn das Schriftstück nicht 
eigens zur Fernübertragung erstellt wird, sondern bereits vorliegt, ist 
das Fernkopieren die geeignete Telekommunikationsform. 

Der Bedarf nimmt eine wesentlich größere Dimension an, wenn 
Handschriften in die Uberlegungen zum Textverkehr einbezogen 
werden. Für die (teilweise) Substitution der privaten Briefkommuni­
kation ist das Bürofernschreiben in absehbarer Zeit kaum einsetzbar. 
Der handschriftliche Brief stellt ein Festbild dar, das nur durch Fern­
kopieren telekommunikativ übermittelt werden kann. 

Aber auch in Unternehmen und Behörden spielt die Handschrift als 
Unterschrift und Randnotiz eine nicht zu übersehende Rolle. Hierzu 
allerdings hat die Deiphistudie ergeben, daß die Wirtschaft auf Ele­
mente der Handschrift verzichten würde, wenn die Nennung des Ab­
senders eindeutig codierbar wird und durch den Ubergang zum Büro­
fernschreiben wesentliche wirtschaftliche Vorteile entstehen. 
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Insgesamt ist festzustellen: 

F26 
Der Bedarf nach der neuen Telekommunikationsform des Fern­
kopierens ist in Unternehmen und Behörden erkennbar. Wenn 
die Investitionen und Kosten des Fernkopierens wesentlich ge­
senkt werden könnten, wird auch in privaten Haushalten ein 
Bedarf nach Fernkopieren von handschriftlichen Briefen ent­
stehen. 

6.2.2.3 Wirtschaftliche und soziale Effekte 

Die betriebswirtschaftliehen Effekte des Fernkopierens sind bereits 
bei der Kennzeichnung der Innovationsmöglichkeit dargelegt 
worden. 

Die volkswirtschaftlichen und sozialen Wirkungen der neuen Tele­
kommunikationsform werden zweckmäßig im Zusammenhang mit 
dem Bürofernschreiben betrachtet, wobei der Aspekt der elektroni­
schen Briefübermittlung in den Vordergrund rückt. Es wird deshalb 
auf den folgenden Abschnitt verwiesen. 

Unter Würdigung des heute bereits erkennbaren Bedarfs und der Be­
urteilung der wirtschaftlichen Effekte gelangt die Kommission zu der 
Empfehlung: 

E7 

Es wird empfohlen, die neue Telekommunikationsform 
des Fernkopierens einzuführen. 

6.2.3 Elektronische Briefübermittlung 

Die elektronische Briefübermittlung fügt sich nicht ohne weiteres in 
die Systematik der neuen Telekommunikationsformen auf bestehen­
den Netzen ein, denn es handelt sich um einen umfassenden Aus­
druck für mehrere neue Telekommunikationsformen. 1) Da diese je­
doch gemeinsam zu einer (teilweisen) Substitution der herkömmli­
chen Briefkommunikation (Briefpost) beitragen, werden sie nun ge­
schlossen behandelt. Die elektronische Briefübermittlung stellt eine 
Kombination von Bürofernschreiben und Fernkopieren dar. Sie kann 
sowohl alphanumerisch codierte Texte als auch Abbilder von Vorla­
gen in uncodierter Form einbeziehen. 

1 ) Anlageband 4, Kapitel 10 
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6.2.3.1 Innovationsmöglichkeit 

In den Abschnitten 6.2.1 und 6.2.2 wurde bereits im einzelnen darge­
stellt, welche Innovationsmöglichkeiten durch die konzipierten Tele­
kommunikationsformen des Bürofernschreibens und des Fernkopie­
rens erwartet werden können. Die Einführung neuer Dienste zum 
Ubermitteln von (codierten) Texten und (uncodierten) Festbildern 
kann auch für sich genommen, d . h. ohne vergleichende Betrachtung 
mit der Briefkommunikation, gesehen werden. Insbesondere die Sub­
stitutionseffekte gegenüber dem bestehenden Fernschreiben (Telex) 
legen eine solche Betrachtung nahe. Da sich beide Telekommunika­
tionsformen auf den Nachrichtenverkehr zwischen den Institutionen 
der Wirtschaft und der öffentlichen Verwaltung beziehen, kann da­
von ausgegangen werden, daß trotz der relativ hohen Anschaffungs­
preise der Endgeräte die Wirtschaftlichkeitsschwelle durch eine hohe 
tägliche Nutzungsfrequenz überschritten wird. 

Vorläufig kann nicht davon ausgegangen werden, daß private Haus­
halte sich die relativ teuren Endgeräte des Bürofernschreibens und 
des Fernkopierens anschaffen werden. Ein erster Innovationsschritt 
könnte lediglich in der elektronischen Ubermittlung der Briefinhalte 
von Postamt zu Postamt bestehen. Die Erstellung des Schriftgutes 
und sein Transport zum Postamt blieben der bisherigen Technik 
überlassen. Das gleiche gilt für die Zustellung vom Postamt zum 
Empfänger. 

In einem zweiten Innovationsschritt ist anzunehmen, daß einige 
Haushalte (mit relativ hohem Briefaufkommen) bereits über ein End­
gerät verfügen, so daß das Absenden oder das Empfangen bereits 
durch Telekommunikation bewältigt wird. 

Der ausschlaggebende Innovationsschritt wird dadurch möglich, daß 
öffentlich zugängliche Eingabegeräte (elektronische Briefkästen) 
installiert werden. Hierbei wird es sich um einfache Eingabegeräte 
für das Fernkopieren handeln. Die Ubertragung erfolgt entweder 
direkt zum Empfänger, falls dieser ein Endgerät besitzt, oder zu 
seinem Postamt, von dem aus die Zustellung wie ein herkömmlicher 
Brief veranlaßt wird. 

Wenn umgekehrt der Absender über ein Endgerät des Bürofern­
schreibens oder des Fernkopierens verfügt, wird die körperliche 
Ubermittlung des Schriftguts zum Postamt hin erspart. Der elektro­
nische Brief erreicht das Postamt des Empfängers. Dort sind End­
geräte des Bürofernschreibens und des Fernkopierens installiert, so 
daß -nach automatischer Kuvertierung- die Zustellung als norma­
ler Brief (oder Eilbrief) erfolgen kann. 

Zur Entlastung des Netzes in den Hauptverkehrsstunden kann die 
Briefinformation zentral zwischengespeichert und in verkehrsschwa­
chen Zeiten, vorzugsweise während der Nacht, übertragen werden. 
Dazu wird entweder das bestehende Fernsprechnetz oder das Fern­
schreib- und Datennetz benutzt. 
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Insgesamt ergibt sich: 

F27 
Die elektronische Briefübermittlung ist bereits mit der heute 
verfügbaren Technik realisierbar. 

Dennoch ist ein wirtschaftlicher Vorbehalt zu beachten. Die End­
geräte sind nur zu Preisen erhältlich, die eine Beteiligung breiter Be­
völkerungskreise an der elektronischen Briefübermittlung zunächst 
ausschließen. 

Es handelt sich um eine typische Situation der Innovationsreife, in 
der die Tatsache der Realisierbarkeit zwar bereits feststeht, eine 
weite Verbreitung der Technik jedoch einfachere, schnellere und 
billigere Geräte voraussetzt. Die Kommission kommt deshalb zu der 
Empfehlung: 

E8 
Die Entwicklung neuer Endgeräte für die Aufnahme und 
Wiedergabe von Texten und Festbildern bedarf der inten­
siven Forschung. 

6.2.3.2 Bedarf 

Zur Beantwortung der Bedarfsfrage sind die Menge und die Art des 
heutigen Briefaufkommens heranzuziehen, das durch die 
elektronische Briefübermittlung substituiert werden kann. Nach den 
Ermittlungen des Bundespostministeriums für das Jahr 1973 verteilen 
sich die eingelieferten gewöhnlichen Briefsendungen wie in Ta­
belle 17 angegeben: 1) 

Briefe 
Briefdrucksachen 
Drucksachen 
Postkarten 

Zwischensumme 1 
Massendrucksachen 

Zwischensumme 2 
Sonstiges (Wurfsendungen, Büchersendungen, 
Warensendungen, Päckchen, Auslandsdrucksachen) 

Summe 

5,63 Mrd. 
0,35 Mrd. 
0,86Mrd. 
0,78 Mrd. 

7,62 Mrd. 
1,45 Mrd. 

9,07 Mrd. 

0,54 Mrd. 

9,61 Mrd. 

Tabelle 17: Zusammensetzung der gewöhnlichen Briefsendungen im 
Jahr 1973 

1) Anlageband 4, Kapitel 10 
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Aus derselben Untersuchung ergeben sich die in Tabelle 18 ersicht­
lichen Verkehrsbeziehungen zwischen den Kategorien der Absender 
und Empfänger. 

- Wirtschaft 32,1 °/o 
Wirtschaft 
~ 

Behörden 3,7 °/o 
Private 20,5 °/o 

- Wirtschaft 2,9 °/o 
Behörden -- Behörden 3,5 Ofo 
~ Private 8,4 Ofo 

- Wirtschaft 6,1 Ofo 
Private -- Behörden 2,6 Ofo - Private 13,5 Ofo 

unbestimmbar 6,7 Ofo 

Summe 5,63 Mrd. Briefe/ Jahr e 100 Ofo 

Tabelle 18: Verkehrsstruktur bei Briefen. Sehr ähnliche Verhältnisse 
liegen bei Postkarten, Briefdrucksachen und Drucksachen 
vor 

Unter anteilsmäßiger Zuordnung der zunächst unbestimmbaren Sen­
dungen und mit der Unterstellung, daß die Massendrucksachen von 
der Wirtschaft an Private gesendet werden, ergibt sich das Bild 19 
(s. Seite 94) der Briefströme. 

Für die weiteren Betrachtungen werden .,Wirtschaft" und 
.Behörden" zu einer gemeinsamen Kategorie .,Geschäftsteilnehmer" 
zusammengefaßt, da beide Gruppen in bezug auf die Verwendung 
von Teilnehmerendgeräten (Bürofernschreibmaschinen, Fernkopierer) 
vergleichbar sind. 

Insgesamt ergeben sich etwa 36 Mio. Briefsendungen je Tag. Davon 
müssen alle diejenigen Briefsendungen abgezogen werden, die nach 
Abmessung, Umfang und Inhalt für eine elektronische Ubertragung 
nicht geeignet sind. Als elektronisch übertragbar ergeben sich etwa 
20 Mio. Sendungen je Tag, von denen etwa 16 Mio. von Geschäfts­
teilnehmern und etwa 4 Mio. von Privatteilnehmern versandt werden. 
Der Zusammenhang der gebündelten Briefströme ist aus Bild 20 
(s. Seite 95) ersichtlich. 1) 

Unsicher ist natürlich, in welchem Umfang von der Möglichkeit der 
elektronischen Briefübermittlung Gebrauch gemacht wird. Dabei 
kann man davon ausgehen, daß viele Geschäftsteilnehmer wegen des 
bei ihnen anfallenden Briefvolumens über Geräte zum Bürofern-

1) Anlageband 4, Kapitel 10 

93 



ABSENDER BRIEFSTROME EMPFÄNGER 

29 29 37 Wirtschaft 

·2 5-_.,_ 
Wirtschaft 67 5,5 

9,0 Behörden I 
34,5 

54 Private 

Summe 100 °/o <= 9,1 Mrd. Sendungen / Jahr <= 36,3 Mio. Sendungen / Tag 

Bild 19 Verkehrsstruktur bei Briefsendungen (Briefe, Postkarten, 
Briefdrucksachen, Drucksachen und Massendrucksachen) 

schreiben und Fernkopieren verfügen werden, während dies für pri­
vate Haushalte - ohne eine drastische Verringerung der Geräte­
preise - nicht zutreffen wird. Eine direkte elektronische Ubermitt­
lung kommt also nur für den von Geschäftsteilnehmer zu Geschäfts­
teilnehmer fließenden Strom von 6 Mio. Sendungen je Tag (75 °/o von 
8 Mio. Sendungen, Tabelle 21, s. Seite 96) in Frage. Nimmt man an, 
daß die Aufteilung zwischen Bürofernschreiben und Fernkopieren im 
Verhältnis 2 : 1 erfolgt, so ergeben sich für das 

Bürofernschreiben 4 Mio. Sendungen je Tag (11 Ofo aller Sendungen) 
Fernkopieren 2 Mio. Sendungen je Tag (5,5~/o aller Sendungen) . 

Dabei soll jede Sendung im Mittel 1,5 Seiten DIN A4 umfassen. 
Dieser Verkehr kann von etwa 400 000 Bürofernschreibmaschinen 
und 200 000 Fernkopierern bewältigt werden, wenn jedes Gerät im 
Mittel täglich ca. 10 externe Sendungen abschickt. 

Wenn durch die Aufstellung elektronischer Briefkästen und die In­
stallation entsprechender Endgeräte in den Zustellpostämtern auch 
die privaten Teilnehmer an der elektronischen Briefübermittlung teil­
haben, dann ergibt sich ein Verkehrsvolumen, das in Tabelle 21 
(s. Seite 96) aufgeschlüsselt ist. 1) 

1) Anlageband 4, Kapitel 10 
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ABSENDER BRIEFSTROME EMPFÄNGER 

40 °/o 40 Ofo Geschäfts-
48 °/o teilnehmer 

Geschäfts-
teilnehmer 
(Wirtschaft 790Jo ~- ---
und ~80/o 
Behörden) 

~ / 
39 °/o / / 

// 
// 

// 
// 39 0/o 

"" 52 Ofo Private 

8°/o~ ---Private 21 Ofo---
13 °/o 13 °/o 

Summe 100 Ofo.: 5 Mrd. Sendungen/Jahr ""'20 Mio. Sendungen/Tag 

Bild 20 Vom Format und vom Inhalt her elektronisch übertragbare 
Sendungen (maximal mögliches Volumen) 

Damit die öffentlichen Fernmeldenetze durch ein solches Verkehrs­
volumen nicht überlastet werden, sind die bereits erwähnten Zwi­
schenspeicher in den Vermittlungsstellen vorzusehen. Dadurch kann 
die Ubertragung in den verkehrsarmen Nachtstunden erfolgen. Wenn 
als Beispiel 70 000 öffentliche Eingabegeräte, 15 000 Briefempfangs­
geräte und 3 170 Speicher- und Verarbeitungseinheiten installiert 
werden, entstehen Investitionen in Höhe von etwa 2,6 Mrd. DM zu 
Preisen von 1975. Dazu kommen die Investitionen für die Endgeräte 
bei den Geschäftsteilnehmern. 

Unter Würdigung dieser Zusammenhänge ist festzustellen, daß ein 
Bedarf für die elektronische Briefübermittlung nur aus den quantita­
tiven Verkehrsströmen der herkömmlichen Briefkommunikation ab­
geleitet werden kann. Diese Briefströme sind in etwa gleichem Um­
fang auch für die Zukunft zu erwarten und sind - mit den genannten 
Einschränkungen - der elektronischen Ubermittlung grundsätzlich 
zugänglich. 

Es bleibt jedoch zu fragen, ob die Absender und Empfänger der 
Briefe eine elektronische Ubermittlung wünschen und bereit sind, 
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1. 

1.1 

1.2 

1.3 

1.4 

1.5 

1.6 

1.7 

1.8 

1.9 

1.10 

1.11 

2. 

2.1 

2.2 

2.3 

3. 

3.1 

3.2 

Von Ge s eh äfts teilnehme rn übertragbare 
Sendungen (790fo von 20 Mio. nadl Bild 20) 

Ubertragbare Sendungen an Gesdläftsteilnehmer 

davon übertragen (75 Ofo) 

davon als Textbriefe 

davon als Bildbriefe 

Ubertragbare Sendungen an Privatteilnehmer 

davon übertragen (75 Ofo) 

davon als Textbriefe 

davon als Bildbriefe 

Summe übertragene Sendungen (1.2 + 1.6) 

davon als Textbriefe (1.3 + 1.7) 

davon als Bildbriefe (1.4 + 1.8) 

Von Privatteilnehmern übertragbare 
Sendungen (21 Ofo von 20 Mio. nadl Bild 20) 

davon übertragen (75 °/o) 

davon als Textbriefe (0) 

davon als Bildbriefe (100 Ofo) 

Summe übertragene Sendungen (1.9 + 2.1) 

davon als Textbriefe (1.10 + 2.2) 

davon als Bildbriefe (1.11 + 2.3) 

Mio./Tag 
16 

8 

6 

4 

2 

8 

6 

3,5 

2,5 

12 

7,5 

4,5 

4 

3 

3 

15 

7,5 

7,5 

Tabelle 21: Schätzwerte des Verkehrsvolumens von elektronisch 
übertragenen Briefsendungen (gerundete Zahlen). Auf­
gliederung in .. Text" (zeidlencodierte Ubermittlung) und 
.,Bild" (bildpunktweise Ubermittlung) 

dafür einen Preis zu entrichten. Im Falle der Geschäftsteilnehmer 
konnte diese Frage, besonders in bezug auf das Bürofernschreiben, 
bejaht werden. Auch für das Fernkopieren deutete sich ein solcher 
Innovationsschritt mit wirtschaftlichen Vorteilen für die Zukunft an. 

Für die privaten Haushalte darf eine ähnliche Wirtschaftlichkeits­
berechnung nicht ohne weiteres angestellt werden. Denn die Teilneh­
merleistungen bei der Entstehung und Verarbeitung der Nachrichten 
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und der Bedienung des nachrichtentechnischen Systems werden im 
privaten Bereich nicht (oder nur sehr eingeschränkt) als Kosten 
wahrgenommen. 

Während in der Geschäftskommunikation die elektronische Brief­
übermittlung Vorteile bietet, weil die herkömmliche Briefkommuni­
kation mit ihrem hohen Personalkostenanteil und unter Berücksich­
tigung von Gemeinkosten weniger wirtschaftlich ist, wird der private 
Haushalt die Wirtschaftlichkeitsberechnung im wesentlichen auf das 
Briefporto beziehen. 

Damit kann festgestellt werden, daß die privaten Haushalte von sich 
aus keinen Bedarf nach einer elektronischen Briefübermittlung 
äußern werden. Ein solcher Bedarf ist nur dann zu erwarten, wenn 
die elektronische Ubermittlung zu einer niedrigeren Gebühr oder zu 
einem höheren Komfort führt. Dieser Fall tritt dann ein, wenn die Ge­
bühren konventionell beförderter Briefe steigen oder wenn bei blei­
bender Gebührenhöhe eine Zustellung am Tage nach der Einlieferung 
nicht mehr haltbar ist. Zur Zeit erreichen 95 Ofo aller Briefe (bei recht­
zeitiger Einlieferung) den Empfänger bereits am folgenden Werktag. 

Beobachtungen auf internationaler Ebene zeigen, daß das Interesse 
an der elektronischen Briefübermittlung in starkem Maße von der 
Qualität des nationalen Briefdienstes bestimmt wird. So sind in Län­
dern mit längerer Brieflaufzeit deutlichere Entwicklungsimpulse zu 
erkennen. 

Für die Bundesrepublik Deutschland zeigt sich die Konsequenz, daß 
für die absehbare Zukunft ein Bedarf nach elektronischer Briefüber­
mittlung vor allem im Bereich der Wirtschaft und der Behörden ent­
stehen wird. 

6.2.3.3 Wirtschaftliche und soziale Effekte 

Zur Analyse der wirtschaftlichen Effekte ist eine Trennung zwischen 
den betriebswirtschaftliehen Aspekten der Deutschen Bundespost und 
den volkswirtschaftlichen Erwägungen sinnvoll, wenn auch nicht 
verkannt werden darf, daß die Deutsche Bundespost als Infrastruktur­
unternehmen dieser Größenordnung ein wesentlicher Bestandteil 
auch des volkswirtschaftlichen Aspektes ist. 

Aus der Sicht der Deutschen Bundespost stellt der herkömmliche 
Briefdienst einen Leistungsbereich mit Kostenunterdeckung dar. 

Die bereits in den vergangenen Jahren deutlich sichtbare Entwick­
lungstendenz zeigt, daß der Briefdienst bei sinkendem Umsatzanteil 
einen steigenden Personalanteil ausweist und in steigendem Maße 
eine Quelle von Kostenunterdeckungen wird. Dagegen entwickelt sich 
das Fernmeldewesen unter allen Aspekten positiv und ist als wirt­
schaftlich gesunder Leistungsbereich zu kennzeichnen. 
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Unter Zusammenfassung des gewonnenen Einblicks läßt sich die 
Aussage formulieren, daß der Briefdienst langfristig, zunächst nur 
teilweise und in ausgewogenen Entwicklungsstufen, durch Tele­
kommunikationsdiensteersetzt werden kann. Zwar wird es den Brief­
dienst auch sehr langfristig noch in gewissem Umfange, schon wegen 
der internationalen Erreichbarkeit, geben. Jedoch wird der Ubermitt­
lungsrhythmus langsamer und sparsamer sein können, wenn für die 
zeitlich dringende Briefübermittlung der Weg der Telekommunika­
tion offensteht 
Als wesentlicher Grund für diese Entwicklungsrichtung erkennt die 
Kommission die Tatsache, daß die körperliche Ubertragung von 
Nachrichtenträgern einen hohen Anteil an Personal- und Energie­
kosten verlangt. Da diese Kostenbestandteile im Verlauf der Jahr­
zehnte eine überdurchschnittliche Steigerung erfahren, rücken aus 
Gründen der Wirtschaftlichkeit automatisierte Substitutionsverfahren 
in den Vordergrund. 

Auch aus der Sicht des Fernmeldewesens bietet sich der Substitu­
tionsprozeß an, weil das Fernmeldenetz - zumindest in den Nacht­
stunden - über wesentliche Leerkapazitäten verfügt. Da sich die 
elektronische Briefübermittlung als marginale Nutzung der Kapazi­
täten anbietet, ergeben sich unter dem Aspekt der Deckungsbeitrags­
rechnung positive Effekte. 

Die Kommission gelangt zu der Feststellung: 

F28 
In langfristiger Entwicklung bietet sich eine teilweise Substitu­
tion der herkömmlichen Briefpost durch die elektronische Brief­
übermittlung an. 

Die Kommission regt an, im Verlauf der nächsten Jahre hierzu wei­
tere technische, betriebswirtschaftliche und volkswirtschaftliche 
Studien durchführen zu lassen. 

Mit Blick auf den dargelegten Substitutionseffekt stellt sich die Orga­
nisationsform der Deutschen Bundespost günstig dar. Im Gegensatz 
etwa zu den USA, in denen das Postwesen und das Fernmeldewesen 
durch getrennte Institutionen betrieben werden, repräsentiert d ie 
Deutsche Bundespost das Einheitsmodell von Post- und Fernmelde­
wesen. Dies hatte - aus der Sicht der Telekommunikation - zu­
nächst den Nachteil, daß die Kostenunterdeckungen des Postwesens 
vom Fernmeldewesen abgedeckt werden mußten. Dadurch subventio­
nierte der Teilnehmer am Fernmeldewesen den Teilnehmer am Post­
wesen. Soweit die beiden Teilnehmergruppen identisch sind, handelte 
es sich allerdings um eine Selbstsubvention. 

Für den Ausbau des technischen Kommunikationssystems wiegt da­
gegen das Argument schwerer, daß im Fernmeldewesen - zum Auf-
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fangen der Kostenunterdeckung im Postwesen - erhöhte Gebühren 
verlangt werden mußten. Dies wiederum hat zur Folge, daß die Nach­
frage nach Telekommunikationsdiensten nicht den gleichen Stand 
erreicht wie in anderen Industriestaaten. Für das Fernsprechen ist 
dieser Tatbestand besonders deutlich ausgeprägt. 

Wenn eine Verhärtung dieser Entwicklungskonstellation vermieden 
werden soll, dann bietet sich der Ausweg an, den körperlichen Trans­
port von Nachrichtenträgern zurückgehen zu lassen und durch lang­
fristig wirtschaftlichere Lösungen der Telekommunikation zu er­
setzen. 

Allerdings ist hierzu eine Anpassungsperiode mit erhöhten Auf­
wandsbelastungen zu überwinden. Die elektronische Briefübermitt­
lung wird sich nämlich zunächst gerade auf diejenigen Bestandteile 
des Briefaufkommens beziehen, die auch bei herkömmlicher Abwick­
lung noch kostendeckend sind. Erst bei fortschreitender Substitution 
wird die Briefpost auf einen Umfang reduziert sein, der von der 
Größenordnung her als Quelle von Kostenunterdeckungen weniger 
wirksam wird. 

Der Substitutionsvorgang wird durch den vorgeschlagenen Ausbau 
des Fernsprechnetzes unterstützt, weil dadurch auch diejenigen Haus­
halte telekommunikativ erreichbar werden, die heute lediglich von 
der traditionellen Briefpost versorgt werden. Soweit in der Zukunft 
preisgünstige Endgeräte der Telekommunikation auch für den priva­
ten Haushalt zur Verfügung stehen, ist die Vollversorgung im Fern­
sprechdienst eine Voraussetzung für die Rationalisierungsmaßnah­
men der Deutschen Bundespost. 

Unter volkswirtschaftlichem Aspekt zeigt die elektronische Brief­
übermittlung im wesentlichen positive Effekte. Die sparsame und 
wirkungsvolle Verwendung der menschlichen Arbeitskraft sowie der 
verfügbaren Energie liegt im öffentlichen Interesse. 

Die Beschleunigung der Briefkommunikation durch die Verwendung 
von Telekommunikationsformen unterstützt nicht nur die Entschei­
dungsprozesse in Wirtschaft und Verwaltung, sondern fördert auch 
den nationalen und internationalen Austausch von Gütern und 
Dienstleistungen. Damit ergibt sich ein positiver Effekt auf die Pro­
duktivität. 

Da die Produktivitätssteigerungen dem einzelnen zugute kommen, 
sind die sozialen Effekte insoweit mit den wirtschaftlichen Effekten 
identisch. Andererseits sind die sozialen Auswirkungen zu beachten, 
die mit der notwendigen Anpassung der Arbeitsplätze an die neuen 
Telekommunikationsformen verbunden sind. 

Insbesondere die Bediensteten der Deutschen Bundespost verlangen 
eine Beachtung der sozialen Folgen einer - teilweisen und schritt­
weisen - Substitution der Briefpost durch die elektronische Brief­
übermittlung. Die Kommission hat sich davon überzeugt, daß die 
Geschwindigkeit der erwarteten Entwicklung nicht zu sozialen Här-
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ten führen wird. Bei der langfristigen Planung der Personalstruktur 
und der Ausbildungsmaßnahmen werden die behandelten Substitu­
tionseffekte im einzelnen berücksichtigt werden müssen. 

Unter Heranziehung der wirtschaftlichen und sozialen Effekte kommt 
die Kommi5;sion zu dem folgenden Ergebnis: 

F29 
Die in der langfristigen Entwicklung zu erwartende teilweise 
und schrittweise Substitution der Briefpost durch die elektro­
nische Briefübermittlung ist wirtschaftlich erwünscht. Soziale 
Härten für die Bediensteten der Deutschen Bundespost sind 
vermeidbar. 

Unter Heranziehung der Innovationsmöglichkeiten, der Ermittlungen 
des Bedarfs und der Beurteilung wirtschaftlicher und sozialer Effekte 
gelangt die Kommission zu der Aussage : 

F30 
Mit der Einführung der neuen Telekommunikationsformen des 
Bürofernschreibens und des Fernkopierens wird zunächst im 
Bereich der Unternehmen und Behörden eine teilweise und 
schrittweise Substitution der herkömmlichen Briefkommunika­
tion durch die elektronische Briefübermittlung vollzogen. Die 
Einbeziehung der privaten Haushalte setzt ein System öffentlich 
zugänglicher Endgeräte (elektronische Briefkästen) bzw. die 
Vollversorgung mit Fernsprechanschlüssen und ein Angebot an 
preiswerten Endgeräten der Textübertragung und des Fern­
kopierens voraus. Hierzu bedarf es der Intensivierung von For­
schung und Entwicklung. 

6.2.4 Faksimile-Zeitung 

Die Faksimile-Zeitung stellt einen Sonderfall des Fernkopierens dar: 
Eine .Zeitung" wird elektronisch übermittelt und beim Empfänger 
als Kopie auf einem Bogen Papier wiedergegeben. 

Die Faksimile-Ubertragung von Zeitungsseiten für Produktions­
zwecke in räumlich entfernte Druckereien (pressfax, pagefax) kann 
hier außer Betracht bleiben. In der öffentlichen Diskussion hat da­
gegen die Heimfaksimile-Zeitung, d. h. die Ubertragung von Zeitungs­
seiten zum privaten Haushalt, erhebliche Beachtung gefunden. 

Die Verteilung kann entweder über das Fernsehsendernetz oder über 
das Fernsprechnetz erfolgen. Die Ubertragungsdauer beträgt bei 
Ubertragung im Fernsprechnetz je nach Technik etwa 3 bis 12 Minu-
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ten je Zeitungsseite (DIN A3). Kürzere Werte für die Dbertragungs­
dauer erhält man nur durch Bereitstellung von Kanälen mit größerer 
Bandbreite, z. B. von 64-kbit/s-PCM-Verbindungen oder von getrenn­
ten Kanälen in einem Kabelfernsehnetz. Die Dbertragung im Fern­
sprechnetz ist prinzipiell während der Nachtstunden möglich. Jedoch 
ist zu bedenken, daß dieses Netz für den individuellen Verkehr 
zwischen Teilnehmern strukturiert und die sternförmige Aufschal­
tung sehr vieler Teilnehmer auf einen zentralen Anschluß nicht 
ohne weiteres möglich ist. 

Die Endgeräte zum Fernkopieren von Zeitungsseiten sind relativ 
teuer. Für den Ausdruck der Kopien ist in der Regel ein Spezialpapier 
nötig, das hohe Kosten verursacht. 

Im Gegensatz zu den kostengünstigen Dbertragungswegen sind die 
wirtschaftlichen Einsatzmöglichkeiten der Endgeräte noch völlig un­
befriedigend. Deshalb ist diese grundsätzlich mögliche neue Tele­
kommunikationsform für eine Massenanwendung noch nicht reif. 
Rundfunkrechtliche Hindernisse stehen der Einführung der Faksimile­
Zeitung nicht entgegen, da die telekommunikative Dbertragung von 
Zeitungsinhalten mit Hardcopy-Ausdruck nicht in den Rundfunk­
begriff einbezogen wird. 

Insgesamt kommt die Kommission zu dem Ergebnis: 

F 31 

Die Faksimile-Zeitung ist eine technisch mögliche, rechtlich 
zulässige neue Telekommunikationsform, die jedoch in abseh­
barer Zeit wirtschaftlich nicht realisierbar ist. 

6.2.5 Videotext 

Als Videotext wird eine Telekommunikationsform verstanden, bei 
der Textnachrichten innerhalb des Fernsehbildsignals von den Fern­
sehsendern ausgestrahlt, am Empfangsort in Zusatzbausteinen des 
Fernsehempfängers decodiert und auf dem Bildschirm sichtbar ge­
macht werden. Das Verfahren ist dem englischen Teletext (ceefax, 
oracle) ähnlich. 

Videotext ist ein reiner Verteildienst des Netzträgers. Die Inhalte 
werden entweder von einer Rundfunkanstalt oder von einem anderen 
Medienträger dargeboten. Da Videotext nach der Interpretation des 
Rundfunkbegriffs durch die Länder als Rundfunk bezeichnet wird, 
steht die Verantwortung für die Textinhalte den öffentlich-recht­
lichen Rundfunkanstalten zu. 

Die Zeitungs- und Zeitschriftenverleger haben eine TrägersChaft bzw. 
Mitträgerschaft zur Gestaltung der Inhalte angeboten. In diesem Zu­
sammenhang sind die Wünsche und Forderungen der Zeitungs- und 
ZeitsChriftenverleger und anderer Gruppen zu bedenken, Informatio-
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nen und Meinungen auch mit Hilfe elektronischer Medien über­
mitteln zu können. Einer Realisierung stehen zur Zeit rundfunk­
rechtliche Schwierigkeiten entgegen, sofern die Merkmale des Runcl­
funkbegriffs erfüllt sind. 

Der Bedarf nach dieser neuen Telekommunikationsform ist von der 
Attraktivität des Textangebotes und den Kosten abhängig, die der 
Teilnehmer zu tragen hat. Nach den Erfahrungen in Großbritannien 
kann auch in der Bundesrepublik Deutschland ein Bedarf erwartet 
werden, der die Einführung dieser Telekommunikationsform recht­
fertigt. 

Der Preis eines Farbfernsehempfängers erhöht sich um etwa 600 DM, 
wenn sich 500 000 Fernsehteilnehmer das notwendige Zusatzgerät 
kaufen. Für die Videotextzentrale und den Redaktionsstab auf 
Bundesebene werden jährlich Gesamtkosten von etwa 10 Mio. DM 
erwartet. Bei 500 000 Teilnehmern (etwa 2,5 0Jo aller Fernsehteilneh­
mer) bedeutet dies monatliche Mehrkosten von ca. 1,70 DM. 1) 

Die Kommission gelangt zu dem Ergebnis: 

F32 
Videotext ist eine neue Telekommunikationsform, die in be­
stehenden Netzen technisch realisiert werden kann und nied­
rige Kosten verursacht. 

6.2.6 Abruf von Text und Festbild 

Während Videotext eine Verteilung von Kommunikationsinhalten 
ohne auffordernden Impuls seitens des Teilnehmers bedeutet, ist eine 
Reihe von neuen Telekommunikationsformen realisierbar, die dem 
Teilnehmer Abrufmöglichkeiten eröffnen. 

Hinsichtlich der technischen Realisierung sind zu unterscheiden: 
Video-Einzelbild 
Bildschirmtext 
Fernsprech-Einzelbild 

Das Video-Einzelbild wird wie Videotext über ein Funkverteilnetz 
oder ein Kabelfernsehverteilnetz auf den Bildschirm des Fernseh­
gerätes übertragen. Wie bei Videotext werden die Leerzeilen des 
Fernsehbildes ausgenutzt. Während jedoch Videotext auf die Uber­
tragung von Schrift eingeschränkt ist, werden im Falle von Video­
Einzelbild Festbilder, also uncodierte Bildnachrichten, übermittelt. 
Es handelt sich um Bildfolgen, die im zentralen Studio bereitgehalten 
werden und vom Teilnehmer über den Rückkanal eines Kabelfernseh­
netzes oder über das Fernsprechnetz abgerufen werden. Die Entwick-

1) Anlageband 4, Abschnitt 8.2 
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Jung von entsprechenden Endgeräten, die zusätzlich zu dem üblichen 
Fernsehgerät benötigt werden, ist bisher über das Laborstadium nicht 
hinausgekommen. Der Aufwand für den Bildwiederholspeicher ist zur 
Zeit noch zu hoch. Auch fehlt es noch an verfügbaren Kommunika­
tionsinhalten. 

Bildschirmtext ist eine neue Telekommunikationsform, die Texte über 
das Fernsprechwählnetz überträgt und auf dem Bildschirm des Heim­
fernsehempfängers wiedergibt. Vergleichbare Systeme sind in Groß­
britannien (viewdata) und in den USA (TV-phone) entwickelt worden. 
Der Teilnehmer stellt eine Verbindung zur Textdatenbank her. 
Der Teilnehmer muß, nachdem er die Adresse der gewünschten spezi­
fischen Nachricht auf seinem Empfänger eingestellt hat, eine be­
stimmte Zugriffszeit abwarten, bis der Text auf dem Bildschirm er­
scheint. Die Ubertragungsdauer für eine Textseite bewegt sich in 
akzeptablen Größenordnungen. Dadurch wird ein Abfallen der Kon­
zentration beim Betrachter vermieden - ein Effekt, der bei Systemen 
mit längerer passiver Wartezeit die Akzeptanz erheblich beeinträch­
tigt. 

Die Zahl der Teilnehmer je Informationszentrum ist begrenzt. Doch 
läßt sich die Zahl der Informationszentren bei Bedarf erhöhen. 

Gegenüber Videotext ist eine selektive Auswahl aus einem beliebig 
großen Textangebot möglich. 

Im Hinblick auf die Ähnlichkeit der technischen Gestaltung von 
Videotext und Bildschirmtext empfiehlt sich ein einheitlicher Stan­
dard, um die Zusatzbausteine teilweise gemeinsam nutzen zu können. 
Der Preis für die Zusatzbausteine liegt um etwa 400 DM über 
demjenigen für Videotext, da außerdem ein Demodulator und ein 
Telefonadapter eingebaut sein müssen. In diesem Preis sind Geräte 
zur Telekommunikation vom Teilnehmer zurück zur Zentrale nicht 
inbegriffen. 1) 

Da ein Telekommunikationsdienst, der den Zusammenschluß des 
Fernsprechwählnetzes mit dem Heimfernsehgerät erreicht, bisher 
nicht existiert, sind die Geräte und Speicherkomponenten bisher 
weder technisch noch ökonomisch ausgereift. Unter dem Gesichts­
punkt, eine vorhandene Infrastruktur, also das Fernsprechwählnetz 
und die vorhandenen Fernsehgeräte möglichst umfassend und ge­
meinsam zu nutzen, sind alle Anstrengungen begrüßenswert, die der 
technischen Ausreifung und der ökonomischen Nutzungsvielfalt 
dienen. 

Fernsprech-Einzelbild kennzeichnet eine Telekommunikationsform, in 
der feststehende Vorlagen oder Bilder zur Darstellung auf dem Bild­
schirm des Fernsehgerätes über das Fernsprechwählnetz übertragen 
werden. Wegen der im Vergleich zu Fernsehkanälen geringeren 
Bandbreite müssen die Bilder langsamer abgetastet werden (slow­
scan-TV). Die Ubertragung eines Bildes dauert etwa 1 Minute. Die 

1) Anlageband 4, Abschnitt 8.3 
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Kommunikationsform des Fernsprech-Einzelbildes kann als ge­
sprächsbegleitende Bildübertragung in Ergänzung zur Fernsprech­
kommunikation genutzt werden. Aber auch als eigenständige Kam­
munikationsform ist sie denkbar, weil sie die Möglichkeit zum Abruf 
von Einzelbildern aus Bildinformationsbanken erlaubt. Bei einer Jah­
resstückzahl von 30 000 Fernsehempfängern, die mit dem Bildspeicher 
und den erforderlichen Zusatzeinrichtungen ausgerüstet sind, wird 
ein Mehrpreis von ca. 1 200 DM je Gerät erwartet. 1) 

Sowohl bei Video-Einzelbild als auch bei Fernsprech-Einzelbild be­
nötigt man am Empfangsort einen Bildspeicher, der periodisch ge­
lesen werden kann, damit der normale Fernsehapparat mit seiner 
Bildfrequenz angeschlossen werden kann. Heutige Bildspeicher sind 
noch zu teuer. Durch technologische Fortschritte auf dem Gebiet der 
Halbleiterspeicher hofft man, zu preisgünstigeren Lösungen zu kom­
men. 

Bildschirmtext und Fernsprech-Einzelbild können als Ergänzungen 
und Weiterentwiddungen des Ansagedienstes der Deutschen Bundes­
post aufgeiaßt werden. Die rundfunkrechtliche Diskussion ist zu die­
sen Diensten noch nicht abgeschlossen. Das Besondere an den Kom­
munikationsformen, die das Fernsprechwählnetz und das Heimfern­
sehgerät kombinieren, ist die Tatsache, daß eine individuelle Ver­
bindung zwischen einem Teilnehmer und der zentralen Datenbank 
(Textbank, Bildbank) hergestellt wird. 

Nach den vorliegenden internationalen Erwartungen wird ein be­
achtenswerter Bedarf 2) nach Text-, Daten- und Bildbankdiensten 
entstehen, so daß die Einführung der neuen Telekommunikations­
formen ernst zu erwägen ist. 

Unter zusammenfassender Betrachtung der Telekommunikations­
formen des Video-Einzelbildes, des Bildschirmtextes und des Fern­
sprech-Einzelbildes gelangt die Kommission zu dem folgenden Er­
gebnis: 

F33 
Durch die Verbindung des Fernsprechwählnetzes mit dem Heim­
fernsehgerät werden neue Telekommunikationsformen auf be­
stehenden Netzen möglich. Der Informationsinhalt kann aus 
Texten und aus Festbildern bestehen. Der Teilnehmer erhält 
die Möglichkeit, aus einer Vielzahl angebotener Informationen 
durch individuellen Abruf den Empfang der von ihm gewünsch­
ten Information zu veranlassen. Die technischen Voraussetzun­
gen und die wirtschaftlichen Nutzungsformen bedürfen auf­
merksamer Beobachtung und Förderung. 

1) Anlageband 4, Abschnitt 9.3 
2) Anlageband 1, Abschnitt 5.3 
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6.2.7 Fernsprechkonferenz 

Wenn mehr als zwei Teilnehmer durch das Fernsprechwählnetz zu 
einem Gespräch verbunden werden, handelt es sich um eine Fern­
sprechkonferenz. 
Nach einer neueren Untersuchung 1) finden 85 °/o aller geschäft­
lichen Besprechungen mit (bis zu 4) Teilnehmern aus einem oder zwei 
Orten statt. Die Verbindung von Teilnehmern, die sich an nur zwei 
Orten aufhalten, kann leicht dadurch realisiert werden, daß an die 
beiden Fernsprechhauptanschlüsse weitere Handapparate oder Frei­
sprecheinrichtungen angeschlossen werden. Nur wenn sich die Kon­
ferenzteilnehmer an mehr als zwei Orten aufhalten, müssen mehrere 
Fernsprechverbindungen über eine Konferenzeinrichtung zusammen­
geschaltet werden. 
Bis in die 50er Jahre wurde von der Deutschen Bundespost ein spe­
zieller Dienst zur Vermittlung von Sammelterngesprächen angeboten. 
Wegen fehlender Nachfrage wurde dieser Dienst mit dem fortschrei­
tenden Ausbau des Selbstwählferndienstes aufgegeben. Die Benut­
zung des Dienstes war für die Teilnehmer und für die Deutsche 
Bundespost gleichermaßen aufwendig: Jedes Sammelgespräch mußte 
mindestens 24 Stunden im voraus angemeldet werden und erforderte 
seitens der Deutschen Bundespost umfangreiche Vorarbeiten. 

Auch für einen zukünftigen Fernsprechkonferenzdienst ist die Hand­
vermittlung nach Anruf beim Fernamt die kostengünstigste Lösung 
Jedoch sind die früher notwendigen Anmeldezeiten wegen tech­
nischer Fortschritte nicht mehr erforderlich. Die Kosten werden etwa 
in der Höhe der Kosten des handvermittelten Ferndienstes liegen. 
Die zusätzlichen Investitionen sind unerheblich. 

Da in der öffentlichen Diskussion immer wieder die Kommunikations­
möglichkeit einer Fernkonferenz, meist sogar in der Ausprägung 
einer Videokonferenz, in den Vordergrund gestellt wird, ist die Rea­
lisierung der Fernsprechkonferenz zu erwägen. Im Gegensatz zur 
Konferenzverknüpfung mit Gesprächs- und Bewegtbildkontakt ver­
ursacht die Fernsprechkonferenz relativ geringe Kosten. Sofern ge­
sprächsbegleitend Texte und Bilder übertragen werden sollen, bieten 
sich die behandelten Telekommunikationsformen des Fernkopierens 
und des Fernsprech-Einzelbildes ergänzend an. 
Die Kommis5ion gelangt zu der folgenden Aussage: 

F34 
Zur Verwirklichung von Telekommunikationskonferenzen eig­
net sich die Fernsprechkonferenz; sie ist technisch einfach zu 
realisieren und verursacht geringe Kosten. Als gesprächsbeglei­
tende Kommunikationsform bieten sich das Fernkopieren und 
das Fernsprech-Einzelbild an. 

1
) CEPT-Studie über die Substitution geschäftlicher Besprechungen durch 

Telekommunikation (1975) 
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6.2.8 Weitere Telekommunikationsformen 

Als neue Telekommunikationsformen in bestehenden Netzen sind 
außerdem erwähnenswert: 

Das Fernwirken (Fernüberwachen und Fernsteuern) 
Das Fernzeichnen 
Die Fernschreibkonferenz 

Unter bestimmten Bedingungen ist die Realisierung dieser Anwen­
dungsformen der Telekommunikation sinnvoll. Die Kommission hält 
es für angebracht, den speziellen Entwicklungen auf diesem Gebiet 
auch weiterhin Aufmerksamkeit entgegenzubringen. Da die tech­
nischen Möglichkeiten jedoch zunächst nicht auf einen deutlich aus­
geprägten Bedarf stoßen bzw. aus Wirtschaftlichkeitsüberlegungen 
noch nicht unmittelbar realisierbar sind, wird von Feststellungen und 
Empfehlungen abgesehen und auf den Anlageband 4 verwiesen. 

6.3 Telekommunikationsformen in Breitbandverteilnetzen 

Im folgenden Kapitel werden nur diejenigen Telekommunikations­
formen behandelt, die auf neuen Breitbandverteilnetzen vollzogen 
werden können. Die Verteilung von Hörfunk- und Fernsehprogram­
men durch Funkübertragung und durch die teilweise vorhandenen 
Gemeinschaftsantennenanlagen ist bereits in Abschnitt 6.1.5 berück­
sichtigt worden. Im Zentrum des Interesses stehen also neu zu schaf­
fende oder aus den Gemeinschaftsantennenanlagen heraus weiter­
zuentwickelnde Breitbandkabelnetze mit Baumstruktur. Zur Ergän­
zung sind Fernseh-Rundfunksatelliten, das terrestrische Rundstrahl­
fernsehen im 12-GHz-Bereich und audiovisuelle Speicherverfahren 
in die Betrachtung einzubeziehen. 

6.3.1 Entwiddungsfähigkeit 

Auch ohne zusätzliche kommunikationspolitische Impulse wird sich 
der Rundfunkempfang mit Hilfe der Gemeinschaftsantennenanlagen 
weiter verbreiten und bedarf der Standardisierung des Kabelnetzes 
und der Anschlüsse, um grundsätzlich die zukünftige Möglichkeit eines 
Zusammenschlusses der Anlagen zu einem bundesweiten Kabel­
system offenzuhalten. 

Die Kommission stellt fest: 

F35 
Die Gemeinschaftsantennenanlagen zum Empfang von Hörfunk­
und Fernsehprogrammen werden sich weiter ausbreiten und 
bedürfen einer Standardisierung des Kabelnetzes und der An­
schlüsse, um einen möglichen künftigen Zusammenschluß zu 
überregionalen Kabelnetzen nicht auszuschließen. 
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Der gravierende Entwicklungsimpuls geht jedoch nicht von der 
Rundfunkempfangstechnik aus. Er wird vielmehr dadurch ausgelöst, 
daß die Breitband-Kabelverteilsysteme eine Kapazität besitzen, die 
von den zur Zeit drahtlos empfangbaren Rundfunkprogrammen allein 
nicht ausgelastet wird. Dadurch bietet sich die Möglichkeit, aus be­
stehenden oder neu errichteten Gemeinschaftsantennenanlagen durch 
Einspeisung zusätzlicher Rundfunkprogramme echte Kabelfernseh­
systeme zu entwickeln. 

Die Kommission geht von der folgenden Definition aus: 

F 36 
Kabelfernsehen bedeutet die Verteilung von Rundfunkprogram­
men (Fernsehen und Hörfunk) über Kabelsysteme, in denen 
neben den ortsüblich empfangbaren Programmen weitere am 
Ort drahtlos normalerweise nicht empfangbare - oder neue -
Programme übertragen werden. 

Zu den weiteren am Ort normalerweise nicht empfangbaren Program­
men bzw. zu den neuen Programmen gehören einmal die Programme 
weiter entfernter Rundfunkanstalten, aber auch die (ortsüblich oder 
nicht ortsüblich) empfangbaren vorhandenen Programme, die zeitver­
setzt, wiederholt oder geändert übertragen werden, sowie die z. B. lo­
kal oder regional neu hergestellten Programme, die in die Anlage 
eingespeist werden. 

Unter rundfunkrechtlichem Aspekt bietet sich statt des Begriffs 
Kabelfernsehen der umfassendere Ausdruck Kabelrundfunk an. 

Soweit neue Breitband-Kabelverteilnetze errichtet werden, kann von 
vornherein die technische Möglichkeit eines Rückkanals vom Teil­
nehmer zur Kabelfernseh-Zentrale berücksichtigt werden. Die baum­
artige Struktur des Kabelnetzes wird dadurch nicht berührt. Das Netz 
wird lediglich in beiden Richtungen nutzbar (sowohl von der Zentrale 
zum Teilnehmer als auch vom Teilnehmer zur Zentrale), erlaubt je­
doch keine Vermittlung einer Telekommunikationsverbindung zwi­
schen einzelnen Teilnehmern. Hierzu bedürfte es einer Sternstruktur 
des Netzes. Zur Vermeidung eines Mißverständnisses ist festzuhalten : 

F37 
Ein Kabelfernsehnetz mit Baumstruktur (Verteilsystem) ist 
keine Vorstufe zu einem Sternnetz (Vermittlungssystem zum 
Dialog von Teilnehmer zu Teilnehmer). 

Sofern also in Breitbandverteilsystemen überhaupt eine zweiseitige 
Telekommunikation möglich ist, geht sie stets von der Zentrale aus 
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oder führt zur Zentrale hin. Dadurch ergeben sich die folgenden Tele­
kommunikationsformen: 

F38 . 
Breitbandverteilnetze mit Rückkanal erlauben die Informations­
verteilung, den Informationsabruf, die Informationserfassung 
und einen begrenzten Dialog zwischen Teilnehmer und Zen­
trale. 

Da sich in den zur Zeit konzipierten Systemen der Rückkanal ledig­
lich zur schmalbandigen (die Ubertragung von Bewegtbildern aus­
schließenden) Telekommunikation eignet, ist die aktive Kommunika­
tionsrolle des Teilnehmers auf die Abgabe von Ton-, Text- und Daten­
signalen begrenzt. Allenfalls läßt sich eine technische Möglichkeit 
vorsehen, daß einige wenige Teilnehmerendeinrichtungen zur Abgabe 
von Bewegtbildnachrichten (dezentralisiertes Studio) benutzt werden 
können. 

Immerhin ergeben sich vielfältige Möglichkeiten, zusätzliche Tele­
kommunikationsformen ~u entwickeln, die über das Kabelfernsehen 
hinausgehen. Während im reinen Verteilsystem die Zentrale be­
stimmt, weldJ.e Inhalte über die Kanäle verbreitet werden und die 
Teilnehmer lediglich aus dem so fixierten Inhaltsangebot auswählen 
können, eröffnen Abrufsysteme dem einzelnen Teilnehmer in gewis­
sem Maß Beteiligungs- und Zugriffsmöglichkeiten im Hinblick auf die 
Informationsinhalte. Die Mitwirkung der Teilnehmer reicht von der 
beurteilenden Reaktion auf eine laufende Sendung bis hin zum 
aktiven Zugriff auf einen Programmspeicher. Allerdings ist es nicht 
möglich, daß sämtliche Teilnehmer gleichzeitig unterschiedliche Pro­
gramme empfangen, weil die Anzahl der Kanäle. in Verteilsystemen 
auf 6 (bzw. bei Verwendung eines Konverters auf 30) Programme mit 
der Bandbreite eines Fernsehkanals beschränkt ist. Die Informations­
inhalte müssen nicht Rundfunkprogramme im heute üblichen Sinne 
sein, sondern können Inhalte von Bibliotheken, Bildbanken und 
Datenbanken sein. 

Sofern das Breitbandverteilnetz - in umgekehrter Richtung - als 
Informationserfassungssystem genutzt wird, können die verschiede­
nen Formen des Fernwirkens und des Fernerfassens von (schmalban­
digen) Ton-, Text- und Datensignalen verwirklicht werden. Das 
System kann der bürgernahen Verwaltung, dem Not- und Unfalldienst 
sowie der dezentralen Mitwirkung an Willensbildungsprozessen nutz­
bar gemacht werden. Die Nutzungsformen im einzelnen sind in der 
Realität noch nicht hinreichend ausgeprägt und erprobt. 

Der Dialog zwischen dem Teilnehmer und der Zentrale führt zur Be­
nutzung der Kanäle in beiden Richtungen. Es handelt sich um ein 
kommunikatives Wechselspiel des Fragens und Antwortens. Ent-
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sprechende Endeinrichtungen beim Teilnehmer und rechnergestützte 
zentrale Einrichtungen in der Kabelfernseh-Zentrale erg,änzen die 
Möglichkeiten des Netzes und sind auf die Nutzungsformen zuzu­
schneiden. Der Teilnehmer kann aus der Rolle des passiven Konsu­
menten verteilter Informationen heraustreten und in einem Dialog­
prozeß kommunizieren. Beispiele für diese Nutzungsform von Breit­
bandverteilnetzen sind Auskünfte, Lehrprogramme, Gesundheits­
beratung, Reservierungen und Warenbestellungen. Auch hier ist 
allerdings die Kapazität eng begrenzt, denn es können nur so viele 
individuelle Teilnehmer mit der Zentrale kommunizieren, wie im je­
weiligen Zeitpunkt Kanäle frei sind. Ein organisatorisches Problem 
besteht darin, daß- ohne besondere Vorkehrungen- prinzipiell alle 
übrigen Teilnehmer passiv am Dialog teilnehmen (ihn beobachten). 
Soweit technische Vorkehrungen geschaffen werden können, andere 
Teilnehmer auszuschließen, werden Breitbandverteilnetze geeignet, 
auch Kontostände und andere Diskretion verlangende Informationen 
zu übermitteln. Auch mit Bezug auf Dialoge gilt die Aussage, daß 
die praktischen Nutzungsformen bisher weder profiliert noch erprobt 
sind. In jedem Falle ist eine erhebliche Anstrengung zur Erstellung 
der notwendigen Software unerläßlich. 

Eine in neuerer Zeit- insbesondere in den USA- diskutierte und 
teilweise bereits praktizierte Nutzungsform von Breitbandverteil­
netzen stellt die b e s c h r ä n k t e V e r t e i 1 u n g von Program­
men dar. Diese Nutzungsform ist unter den Begriffen Abonnement­
Fernsehen oder Münz-Fernsehen (Pay-TV) bekannt geworden. Die 
Programmfolge eines bestimmten Kanals (Abonnement-Fernsehen) 
oder bestimmte einzelne Sendungen (Münz-Fernsehen) können nur 
von denjenigen Teilnehmern empfangen werden, die dafür einen 
Preis entrichten. Für das Abonnement ist nicht einmal ein Rückkanal 
notwendig. 

F 39 

Breitbandverteilnetze ohne Rückkanal erlauben die Realisierung 
des Abonnement-Fernsehens. 

Die Kommission hat die Ermittlungen des Arbeitskreises 2 über die 
technischen Möglichkeiten und Kosten eines bundesweiten Breit­
bandverteilnetzes eingehend beraten. Das Netz würde vier Ebenen 
umfassen: das Weitverkehrsnetz zwischen den Landeszentralen mit 
den angeschlossenen Bezirkszentralen, das Regionalverkehrsnetz als 
Nahzubringernetz für die Ortsnetze, die Ortsnetze mit den Kabelfern­
seh-Zentralen sowie die Einzel- und Gemeinschaftsempfangsanlagen. 
Die im allgemeinen als Kabelfernsehnetze bezeichneten Systeme be­
ziehen sich auf die Ortsnetzebene. 1) 

1) Anlageband 5, Kapitel 3 
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Bevor die Frage nach dem Bedarf und seiner Deckung sowie die 
wirtschaftlichen und sozialen Effekte eines bundesweiten Breithand­
verteilnetzes behandelt werden kann, bedarf es eines Einblicks in das 
notwendige Investitionsvolumen und die laufenden Betriebskosten. 

Unter den im Bericht des Arbeitskreises 2 detailliert dargelegten 
Voraussetzungen und Annahmen des Planungsmodells 1) errechnen 
sich auf dem Preisniveau des Jahres 1974 die folgenden Investitions­
werte: 

F40 
Das Investitionsvolumen für das Errichten eines Breitbandver­
teilnetzes ohne Rückkanal wird geschätzt: Bei Einbeziehung 
aller Gemeinden mit mehr als 33 000 Einwohnern (Versorgungs­
grad 53 °/o) etwa 9 Mrd. DM, bei Einbeziehung aller Gemeinden 
mit mehr als 10 000 Einwohnern (Versorgungsgrad 74 Ofo) etwa 
14 Mrd. DM und bei Vollversorgung aller zusammenhängenden 
Wohngebiete (ohne abgelegene Einzelgebäude) etwa 22 Mrd. 
DM. Hinzu kommen etwa 3 Mrd. DM für das W eitverkehrs- und 
Regionalnetz. Die wesentlichen Investitionsausgaben liegen in 
den Endverzweigungen der Kabelfernsehortsnetze. 

Die genannten Einwohnerzahlen wurden - im Gegensatz zu Anlage­
band 5 - auf die veränderten Gemeindegrößenklassen umgerech­
net. 2) 

Das Investitionsvolumen je Teilnehmer liegt je nach Gemeindegröße 
zwischen ca. 650 DM in Großstädten und 1 650 DM in Kleingemein­
den. Das durchschnittliche rechnerische Investitionsvolumen je Teil­
nehmer liegt bei ca. 1 100 DM. 

Für die Ermittlung der jährlichen Betriebskosten wurden die Per­
sonalkosten und die Sachkosten einschließlich der Gemeinkosten, 
der Abschreibungen und kalkulatorischen Zinsen einbezogen. Die 
Abschätzung enthält einen großen Toleranzspielraum und muß als 
vorläufig bezeichnet werden, weil sie von der gewählten Organisa­
tion und Finanzierungsform, sowie von Art und Umfang der ange­
botenen Telekommunikationsformen abhängt. Sie wird dennoch in 
den Bericht aufgenommen, um eine erste Vorstellung von der Größen­
ordnung des Kostenvolumens zu geben. 

F 41 

Die Betriebskosten für ein Breitbandverteilnetz ohne Rückkanal 
bewegen sich in der Größenordnung von 200 DM pro Jahr und 
Teilnehmer. 

1) Anlageband 5, Kapitel 6 
2) Anlageband 5, Abschnitt 6.3.1 
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Besonders unsicher sind die Schätzungen der Investitionsausgaben 
für den Rückkanal und seine Nutzung. Dies liegt erstens daran, daß 
Breitbandverteilnetze mit Rückkanal bis jetzt nur in einigen Ver­
suchsanlagen im Ausland realisiert wurden und eigenständige Er­
fahrungen nicht vorliegen. Zweitens verbietet die Vielfalt der mit 
Hilfe des Rückkanals realisierbaren Telekommunikationsformen eine 
allgemeingültige Aussage. Drittens ließe sich die Funktion des Rück­
kanals auch mit Hilfe des (schmalbandigen) Fernmeldenetzes realisie­
ren. 

Um dennoch eine Vorstellung von den notwendigen Investitionsaus­
gaben zu schaffen, wird die Berechnung auf ein Planungsmodell mit 
10 000 Teilnehmern und individuellem schmalbandigem Rückkanal 
bezogen. Unter diesen Voraussetzungen ergeben sich zusätzliche 
Investitionen in Höhe von etwa 20 °/o der Investitionen für das Breit­
bandverteilnetz ohne RückkanaL Das sind ca. 150 bis 300 DM je Teil­
nehmer je nach Ausbaugrad, falls diese zusätzlichen Investitionen 
auf alle angeschlossenen Teilnehmer umgelegt werden können. Dazu 
kommen Aufwendungen in der Kabelfernseh-Zentrale von ca. 50 bis 
200 DM je Teilnehmer und vor allem die vom Teilnehmer direkt zu 
tragenden Investitionen für zusätzliche Geräte, die selbst bei ein­
facher Ausstattung (z. B. ohne Festbildausgabe) ca. 1 500 bis 2 500 DM 
betragen. 

F42 
Das zusätzliche Investitionsvolumen für den schmalbandigen, 
individuellen Rückkanal, für die notwendigen Anlagen in der 
Kabelfernseh-Zentrale und für die zusätzlichen Geräte des Teil­
nehmers wird bei einfacher Ausstattung auf 2 000 bis 3 000 DM 
pro Anschluß geschätzt. 

Als Ergänzung zu den untersuchten Breitband-Kabelverteilnetzen 
wurden Fernseh-Rundfunksatelliten unter dem Aspekt der techni­
schen und wirtschaftlichen Entwicklungsfähigkeit betrachtet. Unter 
Berücksichtigung der verfügbaren Technik lassen sich Satelliten rea­
lisieren, die eine zusätzliche Versorgung mit vier Fernsehprogram­
men ermöglichen. Allerdings sind zusätzliche Empfangseinrichtungen 
beim Teilnehmer aufzubauen, die zur Sicherung einer guten Bildqua­
lität auch unter ungünstigen atmosphärischen Bedingungen - nach 
ersten Schätzungen - zwischen 1 500 und 2 500 DM je Einzelemp­
fang und zwischen 10 000 und 20 000 DM je Gemeinschaftsantenne 
(bzw. Kabelfernsehanlage) betragen. Unter Einschluß aller Investitio­
nen für die Satelliten, die Entwicklungs- und Abschußkosten, die 
Erdefunkstelle und die Empfangsanlagen läßt sich feststellen: 
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F43 
Die Versorgung des Gebietes der Bundesrepublik Deutschland 
mit vier zusätzlichen Fernsehprogrammen durch den Einsatz 
von Fernseh-Rundfunksatelliten ist technisch realisierbar und 
erfordert Erstinvestitionen von ca. 800 Mio. DM für das Satelli­
tensystem. Hinzu kommen - bei Einzelempfang und Vollver­
sorgung- zwischen 15 und 25 Mrd. DM Investitionen für die 
Empfangsanlagen. 

Den Berechnungen liegen Preise von 1974 zugrunde. 1) Zur Einschät­
zung des Berechnungsergebnisses ist darauf hinzuweisen, daß bei 
einer Versorgung mit Breitbandverteildiensten durch Satelliten ein 
Rückkanal nicht realisierbar ist. Wegen des großen Abstrahlungs­
gebietes sind Satelliten nicht geeignet, lokale und regionale Pro­
gramme zu verteilen. Es ergeben sich außerdem Schwierigkeiten in 
der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiete der Telekom­
munikation, weil die Satellitenabstrahlung auch Gebiete des Aus­
lands und der DDR berührt. 

Unabhängig davon sind Fernseh-Rundfunksatelliten kein Ersatz für 
Kabelfernsehnetze, da bei der jetzigen Auslegung nur 4 zusätzliche 
Programme ausgestrahlt werden können. Dazu kommen die erheb­
lichen Kosten für eine Einzelempfangsanlage, so daß eher die Ein­
speisung des Satellitensignals in eine Gemeinschaftsantennenanlage 
bzw. in eine Kabelfernsehanlage in Frage kommt. Zusammenfassend 
ergibt sich: 

F44 
Rundfunksatelliten sind kein Ersatz, sondern eine Ergänzung 
von Breitbandkabelsystemen. 

Zur Abrundung der technischen Alternativen ist das terrestrische 
Rundstrahlfernsehen im Frequenzbereich von 11,7 bis 12,5 GHz zu 
nennen. Die der Kommission zur Kenntnis gebrachten Untersuchungs­
ergebnisse zeigen, daß der terrestrische Rundfunk im Bereich um 
12 GHz zur Fernseh-Versorgung von Ballungsgebieten beitragen 
kann. Zwar läßt sich eine Einzelversorgung der Häuser wirtschaftlich 
mit ihm nicht erreichen, doch lassen sich mit den Sendern Gemein­
schaftsantennenanlagen versorgen, durch die dann die weitere Ver­
breitung bis zum Teilnehmer erfolgen kann. Allerdings sind die bis­
her konzipierten Anlagen nicht rückkanalfähig. Es ergibt sich also 
ein ähnliches Ergebnis wie bei dem Einsatz von Satelliten. 

1) Anlageband 5, Abschnitt 7.3.2 

112 



Die Betrachtung der Entwicklungsfähigkeit von Telekommunikations­
formen auf Breitbandverteilnetzen kann nicht abgeschlossen werden, 
ohne auf neuere Ansätze zu audiovisuellen Speicherverfahren hin­
zuweisen. Hierbei handelt es sich zwar nicht um Telekommunika­
tionsformen, sondern um den Vertrieb von Bildplatten, Bildkassetten 
und Filmen an den Teilnehmer. Da sich die beiden Versorgungs­
formen von Bewegtbildern jedoch in einem Konkurrenzverhältnis 
befinden, müssen sie im Zusammenhange gesehen werden. 

Die verschiedenen Varianten der Heim-Video-Technik, die auch als 
Audiovision bezeichnet werden, verfolgen den Zweck der Vermitt­
lung von Programmbeiträgen mit Hilfe von Bild-Ton-Konserven zur 
Sichtbarmachung auf dem Schirm des Fernsehgerätes, ohne daß eine 
telekommunikative Ubertragung geschieht. 

Die Nutzung durch den Konsumenten erfolgt entweder durch die 
Herstellung eigener Programmbeiträge, durch die Aufzeichnung vor­
her ausgestrahlter Fernsehsendungen oder durch die Abspielung 
gemieteter bzw. gekaufter Programme. Die Informationen sind auf 
einem Speicher körperlich gebunden und dadurch handelsfähig. 

Als Nutzer kommen gewerbliche oder institutionelle Anwender, aber 
vor allem auch private Haushalte in Frage. Für den letzteren Benut­
zerkreis wird für die nächsten Jahre eine intensivere Entwicklung 
erwartet. 

Diese Prognose stützt sich auf die Tatsache, daß audiovisuelle 
Speicher eine gezieltere Versorgung von speziell interessierten Per­
sonengruppen erlauben. Während Zielgruppenprogramme in kabel­
gebundenen oder drahtlosen Breitband verteilnetzen nur begrenzt mög­
lich sind, kann hier - ähnlich dem Bücher- und Schallplattenmarkt -
eine größere Vielfalt und speziellere Versorgung in Frage kommen. 
Der Konsument hat das Mittel der freien Einkaufswahl bzw. der freien 
Mietwahl zur Verfügung. 

Handelsfähige gespeicherte Bewegtbildprogramme fallen ebensowenig 
wie Schallplatten unter den Rundfunkbegriff. Ihre Produktion und 
ihr Vertrieb unterliegen insoweit keiner Beschränkung und richten 
sich nach den Gesetzen des Marktes. 

Die technische Entwicklung ist zur Zeit unübersichtlich. Neben 
Systemen zur reinen Wiedergabe stehen solche, die sowohl der 
Aufnahme als auch der Wiedergabe dienen. Im ersteren Fall wird 
das Speichermedium der Bildplatte bevorzugt, die zudem den Vorteil 
des niedrigeren Preises für Platte und Anlage ausweist. Das Magnet­
bandsystem ist teurer, erlaubt jedoch auch eigene Aufzeichnungen. 
Insgesamt wird erwartet, daß sich der Audiovisionsmarkt zunächst 
nur langsam entwickeln wird. Zu einem späteren Zeitpunkt ist jedoch 
eine Substitutionskonkurrenz zur telekommunikativen Versorgung 
mit Breitbandinhalten nicht auszuschließen. 
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F45 
Audiovisuell gespeicherte Programme können in Konkurrenz 
zum Rundfunk treten. 

Sie bieten sich vor allem für zielgruppenspezifische Informationen 
an, die sich auf konventionelle Weise speichern (Platte, Band) und 
verteilen (Leihverkehr, Paketversand) lassen. 

6.3.2 Bedarf 

Die technischen Entwicklungsmöglichkeiten bieten eine Chance zur 
Deckung des Bedarfs nach breitbandigen Telekommunikationsformen. 
Ob dieser Bedarf vorhanden ist, wird im folgenden dargelegt. 

Da die angestrebte Vollversorgung mit den heute ausgestrahlten 
Hörfunk- und Fernsehprogrammen bereits in Abschnitt 6.1.5 ausge­
führt ist, interessiert nun der Bedarf nach zusätzlichen Rundfunk­
programmen sowie nach zusätzlichen Nutzungen (z. B. Abruf, Erfas­
sung, Dialog), die nicht Rundfunk sind. 

Als Ausgangsgrundlage für die Versorgung der Bevölkerung mit 
elektronischen Medien ist die folgende Tabelle 22 heranzuziehen: 1) 

Fern- Radio- Seilall platten, 
Elektronisdle Medien sehen hören Tonband, Ton-

kassetten hören 

Anteil der Bevölkerung 
(ab 14 Jahren), der diese Tätigkeiten 

- überhaupt ausübt 97 Ofo 97 Ofo 79 Ofo 

- mindestens einmal je Wodle 
ausübt 95 Ofo 91 Ofo 51 Ofo 

- am Durdlsdlnittswerktag ausübt 
(Montag bis Freitag) 73 Ofo 600/o 12 Ofo 

- am durdlsdlnittlidlen Wodlenend-
tagausübt (Samstag/Sonntag) 80 Ofo 57 Ofo 15 Ofo 

Durdlsdlnittlidle Dauer der Tätigkeit 
in Minuten am 

- Werktag (Montag bis Freitag) 112 97 9 

- Wodlenendtag (Samstag/ 
Sonntag) 164 91 18 

Tabelle 22: Reichweite elektronischer Medien 

1) Anlageband 1, Absdlnitt 5.2.7.2 
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Angesichts dieser hohen Nutzungswerte elektronischer Medien stellt 
sich die Frage, ob die Teilnehmer unbefriedigte Bedürfnisse nach 
weiterer Versorgung äußern. 

Die Deiphistudie führte zu dem Ergebnis, daß der Empfang über­
regionaler Hörfunkprogramme und überregionaler Fernsehprogramme 
auch für den Planungshorizont 1985 von einem stetigen Bedarf ge­
tragen wird. Dagegen wird der Bedarf nach lokalen Hörfunkpro­
grammen auf 18 °/o des Bedarfs nach überregionalen und regionalen 
Hörfunkprogrammen beziffert, während ein Bedarf nach lokalen Fern­
sehprogrammenfür das Jahr 1985 von 28 bis 48 Ofo der privaten Haus­
halte erwartet wird. 

In Großbritannien sind seit 1967 und in Schweden seit 1972 lokale 
Hörfunkstationen tätig. Die Erfahrungen sind im ganzen positiv. 

Lokale Fernsehprogramme über Kabel werden - zum Teil versuchs­
weise- in den USA, in Kanada, in Japan, Großbritannien, Schweden, 
in den Niederlanden und in der Schweiz verbreitet. Die Beurteilung 
reicht - je nach den spezifischen Gegebenheiten - von ausge­
sprochen positiver Einschätzung bis zur Feststellung sehr geringer 
Attraktivität. Einzelheiten sind aus dem Bericht des Arbeitskreises 1 
ersichtlich. 1) 

Obgleich ein gewisses öffentliches Interesse an Lokalprogrammen 
an dem Entstehen von Bürgerinitiativen und dem zunehmenden Stadt­
teildenken ablesbar ist, muß festgestellt werden: 

F46 
Das Bedürfnis nach lokalen Hörfunk- und Fernsehprogrammen 
ist wenig ausgeprägt und wird für die Zukunft nicht mit hin­
reichender Sicherheit prognostiziert. 

Das Bedürfnis nach zusätzlichen (nicht nur lokalen) Rundfunkpro­
grammen wird in der Deiphistudie dahingehend präzisiert, daß der 
Teilnehmer eine gewisse Abkehr vom Zwang starrer Programmfolgen 
und ihrer zeitlichen Fixierung wünscht. Als technische Lösungsmög­
lichkeiten werden alle Variationen vom unmittelbaren, sofortigen 
Zuspielen auf Abruf über automatisch gesteuertes Uberspielen auf 
einen Video-Kassettenrecorder bis zum wiederholten Ausstrahlen be­
stimmter Sendungen positiv beurteilt. Hier zeigt sich also nicht so 
sehr das Bedürfnis nach einer größeren Anzahl von Programmen als 
vielmehr der Wunsch nach Individualisierung der ProgrammwahL 
Mit der Vermehrung der Programmanzahl wird zunächst nur die 
Konkurrenz zwischen den Programmen verschärft. Ob die Aus­
wirkung aus einer Verbreiterung des Angebotes und einer erhöhten 
Vielfalt besteht, die eine Individualisierung der Programmwahl er-

1) Anlageband 1, Abschnitt 5.4.3.2 
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möglicht, bleibt abzuwarten. Es darf allerdings nicht verkannt wer­
den, daß mit der Vermehrung der Programmanzahl subjektiv eine 
Individualisierung der Programmwahl verbunden ist. 

Die empirische Felduntersuchung hat im Rahmen der Tagesablaut­
studie festgestellt, daß 21 °/o der Bevölkerung zu einem Angebot von 
10 Fernsehprogrammen positiv Stellung nehmen. Beachtlich ist hier­
bei, daß diese Einstellung für alle Einkommensschichten der Bevölke­
rung gilt. Andererseits darf nicht verkannt werden, daß der genannte 
Prozentsatz der Bevölkerung keinen erheblichen Bedarf signalisiert. 

F47 
Es besteht zur Zeit kein drängender Bedarf nach einer größeren 
Anzahl anzubietender Fernsehprogramme. 

Die in der Felduntersuchung vorgenommenen Tagesablaufstudien 
haben gezeigt, daß die Einführung eines Breitbandverteilsystems und 
die damit verbundene Erhöhung der Programmzahl nicht an den be­
stehenden Zeitbudgets der Haushalte scheitert. Die volkswirtschaft­
liche Gesamtrechnung für den Planungshorizont 1985 stellt fest, daß 
die Haushaltungen etwa vom Jahre 1980 an ein zusätzliches Geld­
budget zur Bezahlung weiterer Fernsehprogramme zur Verfügung 
haben könnten. 1) Ob zusätzliche Programme durch Gebührenerhö­
hungen oder zusätzliche Werbung finanziert werden, würde selbst­
verständlich medienpolitische Auswirkungen haben, die hier jedoch 
nicht näher untersucht werden können. 

Insgesamt bietet sich also ein latentes Prognosebild. Einerseits sind 
die Möglichkeiten der Nutzung zusätzlicher Programme aus der Sicht 
der zeitlichen und geldlichen Ressourcen in Grenzen vorhanden; es 
zeigt sich auch ein gewisses Bedürfnis nach höherer Programmanzahl 
und stärkerer Individualisierung der ProgrammwahL Dennoch kann 
nicht von einem ausgeprägten Bedarf die Rede sein, der es von 
dieser Seite her rechtfertigt, unmittelbar ein bundesweites Breithand­
verteilsystem zu errichten. 

Diese Aussage wird noch deutlicher, wenn man sie auf die Benutzung 
von Breitbandverteilnetzen mit Rückkanal bezieht. Die dabei in Frage 
kommenden neuen Kommunikationsformen sind in Deutschland noch 
nicht praktiziert worden und konnten deshalb von der Angebotsseite 
her den Bedarf des Teilnehmers noch nicht wecken. Unter diesen 
Umständen ist die Prognose einer unbekannten Telekommunikations­
form empirisch kaum mögHch. 

In der bildungspolitischen Diskussion der letzten Jahre wurde häufig 
festgestellt, daß ein wachsender Bedarf an zeitlich frei wählbaren 
und inhaltlich differenzierten Lernangeboten im Medienverbund 
prognostizierbar sei. Die Forderung nach neuen Lernangeboten stellt 

1) Anlageband 8, Abschnitt 6.3 
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diese Bildungseinrichtungen in wachsendem Umfang vor organisato­
rische Probleme, die sich nur schwer lösen lassen. Es ist daher nötig, 
Uberlegungen anzustellen, durch Nutzung der technischen Möglich­
keit der Breitbandkommunikation die Arbeit in allen Bildungseinrich­
tungen bei zunehmend differenziertem Bedarf zu rationalisieren, d. h. 
billiger und effizienter zu gestalten als es durch ausschließlich per­
sonalgebundene Direktveranstaltungen möglich wäre. 

Genaue Angaben darüber, ob und in welchem Umfang für die ver­
schiedenen Bildungsbereiche die Nutzung von Telekommunikations­
formen künftig sinnvoll und notwendig erscheint, sind derzeit nicht 
möglich und könnten nur durch empirische Versuche ermittelt 
werden. 

Zur Frage der Verkabelung ist von der Bedarfsseite her anzumerken, 
daß ca. 75 °/o der im Jahr 1973 produzierten Hörfunkempfänger, 50 °/o 
der Schwarzweiß-Fernsehempfänger und ein wachsender Anteil der 
Farbfernsehempfänger als tragbare Geräte ausgebildet sind. Für 
diesen Teil der Rundfunknutzung würde auf die drahtlose Verteilung 
von Programmen nicht verzichtet werden können. Jedenfalls können 
sie nicht über Kabelverteilnetze versorgt werden. 

Auch nach dem Aufbau von Kabelfernseh-Systemen müssen die jetzt 
drahtlos verbreiteten Hörfunk- und Fernsehprogramme weiterhin 
über die bisherigen Sendernetze ausgestrahlt werden. Sowohl kom­
munikationspolitisch wie auch unter sozialen und wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten erscheint es nicht vertretbar, die nicht an Kabel­
netze angeschlossenen Rundfunkteilnehmer zu benachteiligen, zumal 
sie ohnehin auf die im Kabelfernsehsystem mögliche größere Pro­
grammvielfalt verzichten müssen. 

6.3.3 Wirtsdtaftliche und soziale Effekte 

Das wenig ausgeprägte Bedarfsbild gibt keine Veranlassung zu der 
Frage, ob einem dringlichen Ausbau des Breitbandverteilsystems 
wirtschaftliche oder soziale Argumente entgegenzusetzen sind. Viel­
mehr ist umgekehrt zu prüfen, ob die Errichtung eines bundesweiten 
Breitbandkabelsystems trotz der unklaren Bedarfslage aus übergeord­
neten Argumenten des öffentlichen Interesses zu befürworten ist. 

Ebenso wie die Presse erfüllen Hörfunk und Fernsehen eine entschei­
dende gesellschaftspolitische Funktion in der demokratischen Gesell­
schaft, indem sie für die Transparenz der politischen, gesellschaft­
lichen und wirtschaftlichen Umwelt des Bürgers sorgen. Das dezen­
tralisierte Rundfunksystem ist gesellschaftspolitisch ebenso er­
wünscht wie die publizistische Vielfalt der Pressse. Zusätzliche Korn­
munikationsinhalte können den Zugang zu Kultur und Bildung, zur 
gesundheitlichen Aufklärung und zur Information über Freizeitmög­
lichkeiten öffnen, und zwar unabhängig davon, ob diese Telekommu­
nikationsformen Rundfunk oder zusätzliche Nutzungsformen des 
Breitbandverteilnetzes sind. Solche Angebote sind durchaus geeignet, 
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den Informationsgrad des einzelnen Bürgers zu erhöhen. Dies gilt ins­
besondere für behinderte, kranke und alte Personen und erlaubt auch 
den durch Bildung und Einkommen unterprivilegierten Bevölkerungs­
kreisen - allerdings in Abhängigkeit von der Preisgestaltung - den 
Zugang zum allgemeinen Kommunikationsstandard. 

Diese sozialen Prädikate gelten nicht nur für Rundfunkprogramme, 
sondern auch für Informationsabruf und Dialog mit der Zentrale und 
schließlich für die Informationserfassung. Da die Gefährdungen der 
informativen Belästigung und Ermüdung vergleichsweise geringes 
Gewicht besitzen, läßt sich feststellen: 

F48 
Ein bedarfsgerechter weiterer Ausbau der Versorgung mit 
Rundfunk und anderen Telekommunikationsformen in Breit­
bandverteilnetzen mit Rückkanal ist gesellschaftlich positiv zu 
bewerten. 

Die Einschränkung in der vorstehenden Feststellung liegt darin, daß 
der Ausbau bedarfsgerecht sein sollte. Im Falle eines unsicheren oder 
gar fehlenden Bedarfs müßte nämlich der Ausbau zu Lasten der All­
gemeinheit und damit zu Lasten der öffentlichen Haushalte gesche­
hen. Die Kommission konnte jedoch den Grad des gesellschaftlich 
Erwünschten nicht so hoch einstufen, daß eine Versorgung der Be­
völkerung mit zusätzlichen Breitband-Angeboten auch ohne kauf­
kräftige Nachfrage gerechtfertigt erscheint. 

Die Belastung der öffentlichen Hand mit Investitionen in Höhe von 
mindestens 22 Mrd. DM kann ohne nennenswerte Beteiligung der Be­
nutzer des Systems nicht verantwortet werden. 

Um einen Eindruck über die Belastung der anzuschließenden Privat­
haushalte zu gewinnen, sei auf folgendes Beispiel verwiesen, .das im 
einzelnen näher im Anlageband 8 erläutert ist. 1) Danach würde ein 
Breitbandverteilnetz ohne Rückkanal für ein Stadtgebiet mit ca. 
12 000 Einwohnern Investitionen von rund 10 Mio. DM erfordern. Für 
ein Netz mit Rückkanal wären etwa 40 Mio. DM erforderlich. Bei 
einer in 15 Jahren mit abnehmenden Zuwachsraten maximal erreich­
baren Anschlußquote von z. B. 60 Ofo aller Wohneinheiten des Stadt­
teiles wären für ein Netz ohne Rückkanal ein einmaliges Entgelt von 
rd. 400 DM und ein monatliches Entgelt von ca. 14 DM erforderlich, 
um nach Ablauf von 15 Jahren eine Uberdeckung der Investitionen 
durch die Erträge zu erzielen. Die Betriebskosten sind in den genann­
ten Beträgen nicht enthalten. 

Für einen entsprechenden Bedarf sind gegenwärtig kaum Anzeichen 
vorhanden. Da jedoch andererseits mehrere - wenn auch noch 

1) Anlageband 8, Abschnitt 6.2.2 
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wenig ausgeprägte - Hinweise für ein zukünftiges Anwachsen des 
Bedarfs bzw. für die Möglichkeit seiner Weckung durch heute noch 
unbekannte Telekommunikationsformen bestehen, ist völlige Un­
tätigkeit ebenfalls auszuschließen. 

E9 

Da die Errichtung eines bundesweiten Breitbandverteil­
netzes wegen des Fehlens eines ausgeprägten und drän­
genden Bedarfs heute noch nicht empfohlen werden kann, 
und da neue Inhalte - auch solche, die nicht Rundfunk 
sind - erst der Entwicklung bedürfen, werden zunächst 
Pilotprojekte (Modellversuche) mit Breitbandkabelsyste­
men empfohlen. 

6.3.4 Organisation und Rahmenbedingungen für zukünftige Breit-
bandverteilnetze 

Obgleich die vorstehende Empfehlung der Kommission zunächst 
nicht vorsieht, daß eine bundesweite Verkabelung zu einem Breit­
bandverteilnetz erfolgt, muß doch bereits heute die grundsätzliche 
Frage nach der Trägerschaft, der organisatorischen Strukturierung 
und den rechtlichen Rahmenbedingungen gestellt werden. Denn die 
empfohlenen Pilotprojekte könnten im Falle eines positiven Experi­
mentierergebnisses weitere Teilverkabelungen nach sich ziehen und 
schließlich in ein bundesweites Netz münden. Deshalb muß von vorn­
herein beachtet werden, welche Organisation von Breitbandverteil­
netzen empfehlenswert ist. 

Die Kommission hat sich eingehend der Frage gewidmet, ob eine 
Trennung zwischen der Kompetenz zum Errichten und Betreiben von 
Kommunikationsnetzen und der Kompetenz zur Gestaltung der Infor­
mationsinhalte zweckmäßig ist. Die Kommission hat sich davon über­
zeugt, daß sich die gesetzlichen Rahmenbedingungen des Fernmelde­
anlagengesetzes (FAG) und des Telegraphenwegegesetzes (TWG) so­
wie die Vereinbarung über die Leistungsbeziehungen zwischen den 
Rundfunkanstalten und der Deutschen Bundespost hinsichtlich der 
technischen Leistungen (VTL) als tragfähige Grundlage erwiesen ha­
ben. Auf der anderen Seite begründen die Rundfunkgesetze der Län­
der die Programmkompetenz der Rundfunkveranstalter. Diese Kom­
petenz zur Veranstaltung von Programmen schließt nicht aus, daß ne­
ben der Eigenproduktion der Rundfunkanstalten die Produktion von 
Informationsinhalten auch durch den freien Wettbewerb getragen 
werden kann. Die Rundfunkanstalten nutzen schon jetzt in erhebli­
chem Maße die Dienste privater Produzenten. Die Darbietung der 
produzierten Informationsinhalte als Rundfunkveranstaltungen ob­
liegt nach der geltenden Rechtslage den Rundfunkanstalten, die von 
den in Betracht kommenden gesellschaftlichen Kräften zu kontrol­
lieren sind. Die genannten Rechtsgrundlagen (Rundfunkgesetze, FAG, 
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TWG) bedürfen jedoch im Hinblick auf die Ausweitung der Kommu­
nikationsformen der Uberprüfung und Weiterentwicklung; insbeson­
dere erscheint es erforderlich, ausreichende Rechtsverordnungser­
mächtigungen zu schaffen, die es ermöglichen, Vorschriften mit 
Außenwirkung in Form von Rechtssätzen zu erlassen. 

Sofern die Nutzung von Breitbandverteilnetzen mit Rückkanal über 
die Verteilung von Rundfunkprogrammen hinausgeht und durch die 
Teilnehmer am Telekommunikationsverkehr geprägt wird, entsteht 
eine ähnliche Situation wie bei vermittelten Fernmeldediensten, in 
denen die Teilnehmer- ohne Wissen und Mitwirkung des Netzbe­
treibers - die Inhalte frei bestimmen können. In einzelnen Fällen 
- z. B. bei Auskunftsangeboten - kann es allerdings organisatorisch 
unvermeidbar sein, den Träger des Telekommunikationsnetzes zur 
Mitwirkung an den Informationsinhalten heranzuziehen. Unter Be­
achtung dieser Grenzfälle und Einschränkungen kommt die Kommis­
sion zu dem folgenden Ergebnis: 

E 10 

Für Breitbandverteilsysteme (insbesondere Kabelfernse­
hen) wird vorgeschlagen, die Trennung zwischen Netz­
verantwortung und Verantwortung über die Informations­
inhalte (insbesondere Programme) grundsätzlich beizube­
halten. Die Netzneutralität gilt auch gegenüber anderen 
Telekommunikationsformen in diesem Netz, die nicht 
Rundfunk sind. Die Zugangsregelung darf nicht dem 
Netzbetreiber überlassen werden. 

Zum Trennungsmodell 1) und zur Zugangsregelung 2) wird auf den 
Bericht des Arbeitskreises 3 verwiesen. 

Die Kommission ist sich bewußt, daß sie sich in ihren Feststellungen 
und Empfehlungen gegenüber medienpolitischen Fragen Zurückhal­
tung aufzuerlegen hat. Denn verfassungsrechtlich liegt die Gesetzge­
bungskompetenz im medienpolitischen Bereich bei den Ländern, so­
weit keine spezielle Bundeskompetenz begründet ist. Zur Regelung 
der allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse besitzt der Bund eine 
Rahmengesetzgebungsbefugnis. Telekommunikationsformen, die we­
der Rundfunk sind noch sonst publizistische Relevanz besitzen (z. B. 
Fernmessen), unterliegen u. U. der Bundeskompetenz für das Recht 
der Wirtschaft. 

Da die Kommission von der Bundesregierung eingesetzt ist und die 
Länder lediglich durch zwei Kommissionsmitglieder (sowie durch 
zwei ständige Vertreter und weitere sechs Sachverständige) vertre­
ten sind, liegt das Schwergewicht der Kommissionsarbeit auf der 

1) Anlageband 7, Abschnitt 4.5.2 
2) Anlageband 7, Abschnitt 7.3.2 
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Seite der Netzkompetenz. Sie geht davon aus, daß bei ihren Vor­
schlägen die gegebene Verfassungsordnung mit den darin festgeleg­
ten Kompetenzregelungen zugrunde zu legen ist. 

Es wäre jedoch ein Irrtum, anzunehmen, die Kommission könne 
einen Ausbau des Telekommunikationssystems und insbesondere des 
Breitbandverteilnetzes empfehlen, ohne damit - ungewollt oder 
unbewußt - medienpolitische Wirkungen auszulösen. Allein die Er­
höhung der Anzahl von Breitbandverteilkanälen wirkt als medien­
politisches Potential anregend und legt politische Entscheidungen der 
Länder nahe. 

Einerseits ist die folgende technische Zwangsläufigkeit festzuhalten: 

F49 
Wenn die Anzahl der zu verteilenden Fernsehprogramme er­
höht werden soll, dann bedarf es einer Verkabelung (und even­
tuell eines ergänzenden Einsatzes von Rundfunksatelliten). 

Andererseits gilt für das Jahr 1975 die medienpolitische Feststellung: 

F50 
Die Länder und die Rundfunkanstalten haben bisher nicht vor­
gesehen, die Anzahl der Fernsehprogramme zu erhöhen oder lo­
kale Programme anzubieten. Der Aufbau von Breitbandverteil­
netzen würde jedoch- von der Beseitigung von Abschattungs­
schäden abgesehen - eine Erhöhung der Programmzahl, zu­
mindest die Ubernahme von am Ort nicht empfangbaren, aber 
in der Bundesrepublik Deutschland ausgestrahlten Programmen 
oder deren Wiederholungen voraussetzen. 

Nicht ohne weiteres läßt sich die gestellte Frage durch die Uber­
nahme von Programmen lösen, da sowohl im nationalen wie im inter­
nationalen Bereich zahlreiche damit verbundene rundfunkorganisato­
rische und urheberrechtliche Probleme noch offen sind. 

F 51 

Von seiten der Zeitungs- und Zeitschriftenverlage, anderer pri­
vater Unternehmen, von kommunaler Seite sowie von einigen 
Gruppen und Organisationen ist die Trägerschaft bzw. Mitträ­
gerschaft im Bereich der Informationsinhalte (Programme) an­
geboten worden. 
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Es gehörte zwar nicht zu den Aufgaben der Kommission, sich mit den 
Konsequenzen zu befassen, welche die Einführung der Breitbandkom­
munikation auf den Fortbestand der Presse und der Druckereien ha­
ben würde. Die Kommission macht aber unter Hinweis auf den Be­
richt des Arbeitskreises 3 (Anlageband 7) darauf aufmerksam, daß 
Bund und Länder wegen ihrer rechtlichen Zuständigkeit die mit der 
Netzverantwortung und der Verantwortung für die Informationsin­
halte (Programme) zusammenhängenden Fragen zu lösen haben. Da­
bei wird vorausgesetzt, daß die Einführung neuer technischer Kom­
munikationsmittel nicht dazu führen darf, die Funktionsfähigkeit der 
Presse zu beeinträchtigen. 

Angesichts dieses medienpolitischen Problemfeldes und unter Heran­
ziehung der Tatsache, daß audiovisuelle Speicher als Konkurrenz zur 
Breitbandverteilung auftreten werden, gelangt die Kommission zu der 
Feststellung: 

F52 
Es ist sachlich unerläßlich, daß die insbesondere im Rund­
funkhereich rechtlich zuständigen Länder alsbald in den 
aufgeworfenen Fragen des Programmangebots zu Entscheidun­
gen gelangen. Der Netzausbau hängt von diesen Entscheidun­
gen ab. 

Mit Blick auf die Bundeskompetenz wird festgestellt: 

E11 
Auch wenn nicht sofort eine Vollverkabelung für das Ge­
biet der Bundesrepublik Deutschland erwogen wird, muß 
doch sichergestellt werden, daß alle entstehenden Teil­
und Versuchsnetze in Richtung auf ein gemeinsames, 
kompatibles, die zukünftige techno-ökonomische Ent­
wicklung förderndes Netz errichtet werden. Im Interesse 
dieser Zielsetzung wird angeregt, einen technischen Rah­
menplan für ein bundesweites Breitbandverteilnetz zu er­
arbeiten. Es wird vorgeschlagen, im Interesse aller in Zu­
kunft nur denkbaren Nutzungsarten eines Breitbandver­
teilnetzes die Verteilkapazität der Kabel auf maximal 
30 Kanäle mit Fernsehbandbreite auszulegen. 

Da die Kommission die Errichtung eines bundesweiten Breitbandver­
teilnetzes zunächst nicht empfiehlt, sondern die Durchführung von 
Pilotprojekten vorschlägt, müssen unter diesem Gesichtspunkt die 
Organisationsfragen und die Rahmenbedingungen gesondert betrach­
tet werden. 
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Zur Frage der Netzträgerschaftl) in den vorgeschlagenen Pilotpro­
jekten sieht die Kommission zwei grundsätzlich verschiedene Erwä­
gungen, die vom Arbeitskreis 3 entwickelt und in die Kommission 
für ihre Empfehlungen an die Bundesregierung eingebracht wurden: 

Die erste Erwägung stellt darauf ab, den Innovationsprozeß durch in 
Konkurrenz stehende unterschiedliche Netzträger zu fördern und da­
mit außerdem die wirtschaftlichste Organisationsform zu finden. Für 
die Einbeziehung privater und kommunaler Träger spricht auch die 
Tatsache, daß von diesen Seiten her die Initiative zum Errichten und 
Betreiben von Breitbandverteilnetzen in Form von Gemeinschaftsan­
tennenanlagen entfaltet wurde. 

Die zweite Erwägung stellt demgegenüber in den Vordergrund die 
öffentliche Infrastrukturverantwortung, die sichere Gewährleistung 
der Netzneutralität und die Vergleichbarkeit der Pilotprojekte. Sie 
führt dazu, nur die Deutsche Bundespost als Errichter und Setreiber 
der Versuchsnetze vorzusehen. 

Die Kommission hat sich mit einer Mehrheit von 15 zu 2 Stimmen 
(ohne Enthaltungen) für die erste Erwägung entschieden. Dies bedeu­
tet: 

Die vorgeschlagenen Pilotprojekte dienen grundsätzlich dem Ziel, die 
noch offenen Fragen des Bedarfs, verschiedene Möglichkeiten seiner 
Deckung durch bekannte und neue Inhalte, die Akzeptanz und die 
Nutzungsintensität durch die Teilnehmer sowie die Bereitschaft zur 
Ubernahme von Investitionsausgaben und Preisen für laufende 
Dienstleistungen zu klären. Darüber hinaus ist die Trägerschaft und 
die Organisation von Breitbandverteilnetzen Gegenstand der alter­
nativen Prüfung in Pilotprojekten. Schließlich sind technische Alter­
nativen, insbesondere in der Gestaltung des Rückkanals, im Verlauf 
der Pilotprojekte zu variieren. 

Der Vergleich zwischen den Netzträgern richtet sich auf Leistungen 
und Kosten, auf die Praktikabilität und Durchsetzbarkeit von Auf­
lagen sowie auf die Erprobung der Koordination von Netz- und Nut­
zungsbereich einschließlich der Regelung des Zugangs zum Netz. 

Um die Netzträgerschaft als Variable in Pilotprojekten zu testen, wer­
den drei verschiedene Netzträger vorgesehen, die jeweils zumindest 
in einem der Projekte das Netz errichten und betreiben: 

- die Deutsche Bundespost 
- Gemeinden bzw. deren Eigenbetriebe 
- Privatunternehmungen 

Die Deutsche Bundespost ist rechtlich befugt, die entsprechenden 
Genehmigungen an andere Netzträger zu vergeben. Dabei können 
Auflagen hinsichtlich der Ausgestaltung des Netzes und anderer 
technischer Bedingungen gesetZt werden. Uber die Genehmigungs-

1) Anlageband 7, Kapitel 8 
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auflagen hinaus kann die Deutsche Bundespost durch einen Fran­
chise-Vertrag weitere Koordinierungsvereinbarungen mit den ande­
ren Netzträgern schließen. 1) 

In jedes Pilotprojekt sollen etwa 10 000 Privathaushalte einbezogen 
werden. Dadurch entstehen Investitionen für das Netz ohne Rück­
kanal in der Größenordnung von 10 Mio. DM. Die Standorte sollten 
so gewählt werden, daß die Einbeziehung aller zu einem repräsenta­
tiven Querschnitt gehörenden Bevölkerungsgruppen gewährleistet 
ist und durch keine von vornherein erkennbaren Störfaktoren beein­
trächtigt wird. Dabei sollte auf folgende Kriterien geachtet werden: 
soziale Schichtung, Einkommen, Alter, Siedlungsstruktur (Einbezie­
hung von Altbaugebieten) . Falls Standorte mit geringerer Anzahl von 
Haushalten oder sozial einseitig ausgeprägten Bevölkerungsgrup­
pen - aus heute noch nicht voraussagbaren Gründen - gewählt 
werden, sollten diese Pilotprojekte zusätzlich zu den repräsentativen 
Projekten und nicht als Ersatz für diese durchgeführt werden. 

Unterschiedliche technische Realisierungen des Netzes und der In­
haltsangebote sollen erprobt werden, insbesondere in Form von End­
gerätekonfigurationen und durch alternative Technologien für den 
RückkanaL 

Die lokalen Kabelfernsehnetze müßten hinsichtlich technischer und 
betrieblicher Verträglichkeit einheitlich gestaltet werden, so daß sie 
in ein regionales oder bundesweites Kabelfernsehnetz integriert wer­
den können. 

Für alle Pilotprojekte gilt das Prinzip der Trennung von Netz und 
Nutzung. 

Inhaltlich ist anzustreben, die Nutzung der Breitbandverteilnetze ein­
schließlich des Rückkanals so reichhaltig wie möglich zu gestalten. 
Es muß angenommen werden, daß ein Bedarf des Teilnehmers im 
Sinne einer kaufkräftigen Nachfrage nur dann entstehen wird, wenn 
die Nutzungsinhalte wesentlich über die zur Zeit drahtlos empfang­
baren Rundfunkprogramme hinausgehen. Dazu gehört eine zusätz­
liche Einspeisung von allen in der Bundesrepublik Deutschland aus­
gestrahlten Dritten Programmen. Der augenblickliche Stand der Dis­
kussion läßt nur wenige zusätzliche Nutzungsinhalte erkennen, die 
geeignet wären, Breitbandverteilnetze attraktiv werden zu lassen und 
kostendeckende Preise zu erreichen: Rundfunkprogramme mit loka­
lem und kommunalem Bezug, Videotext, Video-Einzelbild sowie 
einige Formen des Fernmessens (z. B. des Energieverbrauchs). 

Die Kommission erkennt angesichts dieser Sachlage, daß kein An­
drang auf knappe Ubertragungskapazitäten, sondern umgekehrt eine 
Nichtausnutzung technischer Möglichkeiten zu erwarten ist. 

Die Pilotprojekte sollen also einers its die Akzeptanz und das Nut­
zungsverhalten der Teilnehmer tes ; andererseits jedoch auch neu-

1) Anlageband 7, Abschnitte 5.1-5.3 
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artige Nutzungsinhalte erschließen. Im Rahmen der zeitlich (auf etwa 
5 Jahre) begrenzten Pilotprojekte sollten rechtliche Wege gefunden 
werden, die zur Klärung der Realisierungsfähigkeit und Ertragsfähig­
keit neuer Telekommunikationsformen beitragen. Nach Vorliegen 
dieser Ergebnisse - jedenfalls vor einer Gesamtverkabelung des 
Gebietes der Bundesrepublik Deutschland - ist die rechtliche Situa­
tion allerdings durch entsprechende politische Entscheidungen mög­
lichst eindeutig zu klären. Die notwendigen Grundsatzentscheidungen 
sind mit allen Beteiligten, insbesondere mit den Ländern und den 
Gemeinden, abzustimmen. 

Die Kommission fühlt sich - trotz der auferlegten medienpolitischen 
Zurückhaltung - zu diesen Aussagen veranlaßt, weil das Schicksal 
der Vorschläge zum Netzbereich nicht unabhängig vom Angebot und 
wirtschaftlichen Erfolg neuartiger Nutzungsinhalte ist. Es wird sich 
kein Träger für das Errichten und Betreiben von Breitbandverteil­
netzen finden lassen, wenn er befürchten muß, über die Lösung von 
Abschattungsproblemen hinaus kaum einen Nutzen erzielen zu kön­
nen. Es wäre auch kaum zu verantworten, wenn die Kommission eine 
Erhöhung der Anzahl von Breitbandverteilkanälen vorschlagen 
wollte und dabei unterstellte, keine medienpolitische Wirkung aus­
gelöst zu haben. 

Endgeräte sollten an die Teilnehmer vermietet und nicht von diesen 
angeschafft werden, weil nicht abzusehen ist, ob vom Versuchsbe­
trieb zum Dauerbetrieb übergegangen wird und ob dies mit unver­
änderten Endgeräten geschehen kann. 

Für Inhalte, bei denen Nutzungsentgelte gefordert werden, sollten 
die Preise - soweit diese nicht selbst Gegenstand des Experiments 
sind - so fixiert werden, wie sie sich bei einer angemessenen Ver­
breitung unter Bedingungen des Dauerbetriebs voraussichtlich bil­
den werden. Dieser Bemessungsansatz gilt auch für den Mietpreis der 
Endgeräte und sollte für den Anschluß von Teilnehmern an das Netz 
ebenfalls berücksichtigt werden. 

Für den Aufbau von Teilnetzen haben Abschätzungen des Arbeits­
kreises 4 ergeben, 1) daß je nach Anschlußquote und relativ unab­
hängig von der Wohndichte etwa 80 bis 90 OJo der Netz-Gesamtinvesti­
tion bei Betriebsbeginn getätigt werden müssen. 

In allen Projekten sollten Statistiken über die einzelnen Telekom­
munikationsformen sowie Kostenstellen/ Kostenträger-Rechnungen 
geführt werden, um zu genauen Aussagen über die Nutzung und die 
Kosten zu kommen. Diese Angaben sind - entsprechend den Auf­
lagen der Deutschen Bundespost- monatlich zu übermitteln. 

Die Darlegungen haben gezeigt, daß vor Beginn der Pilotprojekte 
grundlegende technische, wirtschaftliche und medienpolitische Ent­
scheidungen, insbesondere zur Anzahl, zur Trägerschaft und zum Auf-

1) Anlageband 8, Abschnitt 6.2 
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gabenumfang der Pilotprojekte, getroffen werden müssen. Dazu ge­
hört auch die Entscheidung über die Notwendigkeit und den Umfang 
des Ausgleichs von zusätzlichen finanziellen Belastungen, die sich 
für die Beteiligten an einem Pilotprojekt aus den spezifischen Auf­
lagen ergeben, die im Interesse der Vergleichbarkeit und Zuverlässig­
keit der Ergebnisse gemacht werden. Solange diese Festlegungen von 
den politisch kompetenten Stellen des Bundes und der Länder nicht 
getroffen worden sind, kann die Kommission die Pilotprojekte nicht 
bis in alle Einzelheiten festlegen. 

Es wird deshalb vorgeschlagen, Studiengruppen einzusetzen, die die 
Experimentalbedingungen zur Sicherung der Vergleichbarkeit im 
einzelnen präzisieren, die Untersuchungsverfahren für die Erfassung 
der unabhängigen und abhängigen Variablen formulieren, etwaige 
Experimentaleingriffe vorsehen und kontrollieren sowie die Durch­
führung des Versuchs bis zur Endauswertung begleiten. 

Unter Heranziehung dieses Argumentationsfeldes stellt die Kom­
mission fest: 

F53 
Die Pilotprojekte zur Errichtung und Nutzung von Breitband­
verteilnetzen mit Rückkanal dienen der Bewältigung eines 
Innovationsproblems und verlangen deshalb hohe Flexibilität. 

Die Kommission empfiehlt: 
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E 12 

In den Pilotprojekten sollten primär alternative Telekom­
munikationsformen und deren technische Varianten sowie 
außerdem alternative Organisationsformen der Träger­
schaft von Breitbandverteilnetzen getestet werden. 

E 13 

Als Netzträger werden die Deutsche Bundespost, Gemein­
den (bzw. deren Eigenbetriebe) und Privatunternehmun­
gen vorgeschlagen, die jeweils zumindest in einem der 
Pilotprojekte das Netz errichten und betreiben. Die 
Deutsche Bundespost kann bei der Erteilung der Genehmi­
gung Auflagen erteilen. 



E 14 

Auch für Pilotprojekte wird die Trennung von Netzkom­
petenz und Nutzungskompetenz vorgeschlagen. Dabei ist 
zu prüfen, ob die Trennung bei allen - auch den heute 
noch unbekannten - Kommunikationsformen praktikabel 
ist. 

E 15 

Zu den Informationsinhalten (insbesondere Programmen) 
wird vorgeschlagen, in den Pilotprojekten eine möglichst 
vielfältige Versuchsanordnung zu wählen, um die Akzep­
tanz und Attraktivität der Nutzung von Breitbandverteil­
netzen testen zu können. Hierzu ist - soweit es sich um 
Rundfunk handelt - eine Entscheidung der rechtlich 
kompetenten Länder unerläßlich. 

Zur Koordination zwischen den Stellen der Netzkompetenz und der 
Nutzungskompetenz sind- spätestens vor Beginn einer bundeswei­
ten Verkabelung- Zugangsregelungen zu schaffen. Da der Zugang 
-beim Trennungsmodell- nicht vom Netzbetreiber selbst entschie­
den werden kann, bieten sich verschiedene Organisationsformen 
eines unabhängigen Gremiums oder einer Behörde an. Durch gesetz­
liche Regelung sollten die entsprechenden Normen und Kompetenzen 
festgelegt werden. Die dabei auftretenden Probleme können heute 
noch nicht vollständig übersehen werden. Deshalb empfiehlt sich für 
die Durchführung der Pilotprojekte die versuchsweise Handhabung 
mehrerer Zugangsmodalitäten, um deren Organisationsformep. testen 
und vergleichen zu können. 1) 

6.4 Telekommunikationsformen in Breitbandvermittlungsnetzen 

Die hier zu behandelnden Telekommunikationsformen umfassen alle 
teilnehmerindividuellen zweiseitig gerichteten Ubermittlungen von 
Bewegtbildsignalen. 2) Im Gegensatz zu der Kommunikation in Breit­
bandverteilnetzen mit Rückkanal, in denen lediglich ein Dialog zwi­
schen dem Teilnehmer und der Zentrale möglich ist, erlauben Breit­
bandvermittlungsnetze den Bilddialog zwischen zwei beliebigen Teil­
nehmern unter Ausschluß aller übrigen Teilnehmer. 

Lediglich für die Ubertragung bewegter Bilder zwischen Teilnehmern 
ist ein Breitbandnetz mit vermittelten Verbindungen erforderlich. 

1) Anlageband 7, Abschnitt 7.3 
2) Anlageband 6, Abschnitt 2.1 
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Andererseits erlaubt ein solches Breitbandvermittlungsnetz auch die 
Ubertragung aller schmalbandigen Telekommunikationsformen 
(Sprache, Text, Daten, Festbilder). Ein solches integriertes Netz 
könnte alle heute bekannten Kommunikationsdienste umfassen und 
damit die Vision eines allumfassenden, keine Kommunikationsform 
ausschließenden Kommunikationssystems verwirklichen. 

Andererseits ist festzustellen, daß mit Ausnahme der Ubertragung 
bewegter Bilder alle anderen Formen vermittelter Telekommunika­
tion grundsätzlich auf den bestehenden Fernmeldewählnetzen abge­
wickelt werden können. 

Die Ubertragung bewegter Bilder im Dialog zwischen Teilnehmern 
ist vor allem für das Bildfernsprechen, für die Bildfernsprechkonfe­
renz und für den individuellen Bewegtbildabruf aus einer Informa­
tionsbank erforderlich. 

Im einzelnen wird auf den Bericht des Arbeitskreises 2 verwiesen. 1) 

6.4.1 Innovationsmöglichkeit 

Der Breitbanddialog ist bis heute in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht verwirklicht, sondern lediglich in begrenzten Versuchsnetzen 
erprobt worden. Erste Pilotprojekte mit einem 1-MHz-Bildfernsprech­
netz in den USA verliefen enttäuschend. Das Schwarzweiß-Bildwie­
dergabegerät ist in ähnlicher Konfiguration auch von der deutschen 
Industrie entwickelt worden. Die Reaktion der Versuchspersonen 
kann dahingehend zusammengefaßt werden, daß das Bild als zu klein 
und im Vergleich zur gewohnten Farbfernsehqualität als unvollkom­
men bezeichnet wird. 

Eine Realisierung der technischen Anforderungen entsprechend dem 
Farbbild der Fernsehnorm mit 625 Zeilen und 5 MHz Bandbreite ist 
heute möglich. Allerdings bedingt diese Norm einen höheren Auf­
wand für die Einrichtungen zur Ubertragung und Vermittlung der 
Signale. Dieser Aufwand könnte sich in fernerer Zukunft unter Ein­
rechnung der erwarteten technologischen Fortschritte auf den Ge­
bieten der Ubertragungs- und Vermittlungstechnik so sehr verrin­
gern, daß dann kein wesentlicher Unterschied mehr zwischen dem 
Aufwand für die 1-MHz- und die 5-MHz-Technik bestünde. 2) 

Neben dem analogen Bildsignal und seiner Ubertragung über Fre­
quenz-Multiplexsysteme werden in Zukunft vor allem auch digitali­
sierte, d. h. durch Quantisierung und Codierung in digitale Form 
umgewandelte Bildsignale Bedeutung gewinnen. 

Für die Ubertragung können die bekannten Kabel- und Richtfunk­
systeme verwendet werden. Größere Ubertragungskapazitäten erwar-

1) Anlageband 6, Abschnitt 2.1 
!) Anlageband 6, Kapitel 1 
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tet man von den noch in der Forschung bzw. Entwicklung befind­
lichen neuen Ubertragungsmedien, dem Hohlkabel und dem Glas­
faserkabel. 1} 

Insbesondere die optische Nachrichtenübertragung auf Glasfasern 
könnte zu einer wesentlichen Reduzierung der Kosten für die Uber­
tragung breitbandiger Signale führen. 2} 

F54 
Die Realisierung des Breitbanddialogs mit Bildwiedergabe in 
Fernsehqualität ist grundsätzlich bereits möglich. Bevorste­
hende technologische Fortschritte erhöhen die Realisierungs­
chancen für die Zukunft. 

Die Abschätzung des Investitionsvolumens für das Errichten eines 
Breitbandvermittlungsnetzes ist abhängig von dessen technischer 
Auslegung. Hierzu wird auf den Bericht des Arbeitskreises 2 ver­
wiesen. Er enthält Abschätzungen für vier verschiedene Lösungsmo­
delle: 3) 

A. Breitbandnetz mit analoger Ubertragung im Orts- und Fernnetz 
auf heute verfügbaren Medien. 

B. Breitbandnetz mit analoger Ubertragung im Ortsnetz und digitaler 
Ubertragung in der Fernebene auf heute verfügbaren Medien. 

C. Variante von Lösung B, bei der im Fernnetz die optische Nach­
richtenübertragung auf Glasfaserkabeln verwendet wird. 

D. Digitales Breitbandnetz mit dezentraler Vermittlung im Ortsnetz 
und optischer Nachrichtenübertragung auf Glasfaserkabeln. 

In den Lösungsansätzen C und D wird also eine Technik unterstellt, 
die sich heute noch im Forschungsstadium befindet. 

Zur Prognose der Investitionsbeträge wurden außerdem verschiedene 
Ausbaugrade berechnet. Die angegebenen Zahlen sind naturgemäß 
um so ungenauer, je weiter der Modellentwurf in die Zukunft weist 
und noch offene technische Fortentwicklungen einbezieht. 

Die Berechnungen basieren auf Preisen von 1975. Selbst wenn man 
einen (relativ hohen) Ausbaugrad von 10 0Jo Bildfernsprechanschlüs­
sen - gemessen an dem Bestand an Fernsprechanschlüssen - unter­
stellt, ergeben sich bei Ausrüstung mit Einrichtungen für ein 5-MHz­
Farbbild in Fernsehqualität je Teilnehmer die folgenden Investi­
tionen: 

35100 DM (Lösung A}, 33 400 DM (Lösung B}, 
29 700 DM (Lösung C) und 32 200 DM (Lösung D). 

1) Anlageband 6, Abschnitt 4.4 
2) Anlageband 6, Abschnitt 7.6 
3) Anlageband 6, Kapitel 7 
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Falls während der Einführungsphase das Glasfaserkabelnetz der 
Lösung D nicht bis zum Teilnehmer, sondern bis zum Kabelver­
zweiger geführt wird, verringern sich die Investitionen je Teilnehmer 
um ca. 8 000 DM. 

Bei Schwarzweiß-Wiedergabe auf einem Bildschirm in Fernsehgröße 
läßt sich die Investition je Teilnehmer auf ca. 15 500 DM (Lösung C) 
her abdrücken. 

Für den Fall, daß alle 15 Millionen Fernsprechteilnehmer einen Bild­
fernsprechanschluß erhielten, ergäben sich Gesamtinvestitionen je 
nach Norm- und Qualitätsansprüchen in Höhe von 100 bis 300 Mrd. 
DM. 1) Diese Investitionen sind zu sät z l ich zu den bereits voll­
zogenen oder noch zu vollziehenden Investitionen im Fernspre<hnetz 
erforderlich. 

In der öffentlichen Diskussion ist wiederholt die Ansicht geäußert 
worden, daß die Errichtung eines Breitbandvermittlungsnetzes auf 
einem vorher installierten Breitbandverteilnetz aufbauen könnte und 
sich dadurch positive wirtschaftliche Effekte erwarten lassen. Dem­
gegenüber wird festgestellt, daß bei einer Integration zwischen einem 
Breitbandverteilnetz und einem Breitbandvermittlungsnetz durch ge­
meinsame Nutzung der Kabel in den Netzausläufern nur geringe Ein­
sparungen möglich sind. Sie werden außerdem in der Regel nicht 
realisiert werden können, da die beiden Teilnehmergruppen nicht 
geographisch gleich verteilt sind und der Ausbau in verschiedenen 
Zeiträumen erfolgt. 

6.4.2 Bedarf 

Die empirische Ermittlung der Größe des Bedarfs ist naturgemäß 
schwierig, weil der iJl1 Frage stehende Dienst bisher nicht realisiert ist 
und insofern keine anschaulichen bedürfnisweckenden Impulse ab­
geben kann. In der Felduntersuchung haben nur 46 °/o der befragten 
Personen mit dem Begriff des Bildfernsprechens eine konkrete Vor­
stellung verbunden. 2) Dennoch äußerten sich 33 °/o der Befragten 
dahingehend, daß sie Interesse am Bildfernsprechen haben. Die Frage 
des Preises für das Bildfernsprechen wurde in der Befragung nicht 
berücksichtigt. 

Die Deiphistudie von Experten ergab ein ähnliches Bild. Danach 
haben 1985 zwischen 20 und 40 °/o der privaten Haushalte ein Bedürf­
nis nach Bildfernsprechen. Auch hier handelt es sich lediglich um ein 
fortschrittsbezogenes Interesse und keineswegs um eine Bedarfs­
größe, die auch die kaufkräftige Nachfrage einschließt. 

Die Deiphistudie im Bereich der Institutionen der Wirtschaft darf 
allerdings dahingehend ausgelegt werden, daß die befragten Personen 
bei Formulierung ihrer Antworten durchaus auch den Kostenaspekt 
im Auge gehabt haben. Das Bedürfnis nach Bildfernsprechen liegt 

1) Anlageband 6, Abschnitt 7.6 
2) Anlageband 1, Abschnitt 5.5.1.1 
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hier in der Größenordnung von 1 Ofo des Bedürfnisses nach Fern­
sprechhauptanschlüssen. Danach würden für das Jahr 1985 etwa 
50 000 Bildfernsprechhauptanschlüsse und etwa 230 000 Bildfern­
sprechendstellen zu prognostizieren sein. Ein sinnvoller Einsatz wird 
in der planvollen Nutzung der Geräte innerhalb der Unternehmen 
und Behörden gesehen. Deshalb wird der Einsatz des Bildfernspre­
cheng innerhalb von Nebenstellenanlagen erheblich früher als in 
öffentlichen Netzen erwartet. 

Die Bildfernsprechkonferenz als Kommunikationsform trifft insbe­
sondere bei regional dezentralisierten Unternehmen auf Interesse. 
Hier findet der Aspekt Beachtung, daß durch Telekommunikation der 
Transport von Personen und Gütern eingeschränkt werden kann. 

Zu den Telekommunikationsformen des Breitbanddialogs zählt auch 
noch die Videokonferenz. Sie unterscheidet sich von der Bildfern­
sprechkonferenz insofern, als Standverbindungen verwendet werden 
und damit eine Realisierung auch ohne das Vorhandensein eines 
Breitbandvermittlungsnetzes möglich ist. Allerdings können die Kon­
ferenzteilnehmer nicht an ihrem jeweiligen Arbeitsplatz bleiben, son­
dern müssen sich in Konferenzstudios begeben. 

Die heutigen Gebühren für 5-MHz-Fernsehleitungen (ca. 20 000 DM 
je Stunde bei 500 km Entfernung) und die anteiligen Kosten für die 
Studios führen zu beträchtlichen Gesamtkosten für eine derartige 
Videokonferenz und reduzieren daher den Anreiz, einen derartigen 
Dienst einzuführen. 

Die Kommission erkennt die permanente Aufgabe, die Entwicklung 
des Bedarfs nach einem Breitbanddialog in der Zukunft sorgfältig 
zu verfolgen. Nach dem heutigen Stand der Ermittlungen muß sie 
feststellen: 

F55 
Der Bedarf an Breitbanddialog in Form des Bildfernsprechens, 
der Bildfernsprechkonferenz und des Bewegtbildabrufs ist noch 
wenig ausgeprägt. 

Eine Trennung zwischen privatem und wirtschaftlichem Bereich er­
scheint notwendig. 

Zur Gewinnung einer deutlicheren Aussage ist für den geschäftlichen 
und kommunalen Bereich in Zusammenarbeit mit den potentiellen 
Nutzern ein Anwendungskatalog zu erstellen. 

6.4.3 Wirtschaftliche und soziale Effekte · 

Die zu erwartenden wirtschaftlichen Effekte der Errichtung eines Breit­
bandvermittlungsnetzes können heute nicht abschließend beurteilt 
werden, weil angesichts der unausgeprägten Bedarfslage zumindest 
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für den Bereich der privaten Haushalte keine kaufkräftige Nachfrage 
erwartet werden kann, die Investitionen in der Größenordnung von 
30 000 DM je Teilnehmer bei 10 Ofo Ausbaugrad rechtfertigen würden. 
Für den geschäftlichen und evtl. auch für den kommunalen Bereich 
wird ein Bedarf erst nach eingehenden Untersuchungen über die 
Kosten/ Nutzen-Relation ermittelt werden können. 

Bei längerfristiger Betrachtung ändert sich die Beurteilung insofern, 
als wirtschaftspolitische Argumente in das Blickfeld rücken. Es kann 
sowohl im Interesse der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirt­
schaft als auch zur Förderung strukturpolitischer Impulse zweck­
mäßig sein, auf dem Gebiete der Nachrichtentechnologie einen aus­
greifenden Innovationsschritt einzuleiten. Dennoch erscheint diese 
Uberlegung erst in den 80er Jahren sinnvoll, weil die ausschlag­
gebenden Impulse von der heute noch im Forschungsstadium befind­
lichen optischen Nachrichtentechnik und von technologischen Fort­
schritten bei Bildfernsprechgeräten abzuwarten sind. 

Die sozialen Effekte eines - im Endausbau bundesweiten - Breit­
banddialognetzes sind sehr positiv zu beurteilen, denn mit dieser 
technischen Konzeption sind sämtliche nachrichtentechnisch reali­
sierbaren Kommunikationsformen, die heute bekannt sind, in einem 
einzigen, übertragungstechnisch integrierten Telekommunikations­
system vollziehbar. 

Sowohl die persönliche Autonomie des Bürgers als auch das Spek­
trum seiner Wahlmöglichkeiten im Bereich des wirtschaftlichen, ge­
sellschaftlichen und politischen Lebens würden wesentlich erweitert. 
Die Transparenz aller Vorgänge durch die Unterstützung der Kom­
munikation mit Bewegtbildern würde steigen. Eine besonders positive 
Entwicklung wäre im Bereich der Bildung und Fortbildung zu erwar­
ten. 
Trotz dieser durchweg positiven Beurteilung der Möglichkeiten des 
Breitbanddialoges muß jedoch auch die wirtschaftliche Komponente 
als ein Teil der sozialen Effekte gesehen werden. Individuelle oder 
gesamtwirtschaftliche Investitionen in der angegebenen Höhe können 
heute wohl kaum als sozial gerechtfertigt angesehen werden. 

Die Kommission kommt deshalb zu dem Ergebnis: 

E 16 

Die Einführung des allgemeinen öffentlichen Bildfern­
sprechens ist wegen der hohen finanziellen Investitionen 
und im Hinblick auf den wenig ausgeprägten Bedarf 
heute noch nicht zu rechtfertigen. 

Da jedoch eine kontinuierliche technisch-ökonomische Entwicklung 
auf dem Gebiet der vermittelten Breitbandkommunikation wahr­
scheinlich und eine stürmische Entwicklung nicht auszuschließen ist, 
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sollte nichts unterlassen werden, um die Einsatzfähigkeit dieser Tech­
nologie ständig zu prüfen und auch praktisch zu erproben. 

Es wird erwartet, daß sowohl im Bereich kommunaler Teilnetze (z. B. 
zur Verkehrsüberwachung) als auch im Bereich der geschäftlichen 
Kommunikation (innerhalb von Unternehmungen und Behörden) be­
grenzte Breitbanddialognetze entstehen werden. Damit wird der wich­
tige Schritt vom Laborexperiment zur praktischen Anwendung -
wenn zunächst auch in begrenzten Bereichen - getan. Die dort ge­
sammelten Erfahrungen sollten genau beobachtet und ausgewertet 
werden. 

Erst mit dieser zweiten Phase werden sich in den nächsten Jahren 
konkrete Aussagen über die Nutzungsmöglichkeiten sowie die Ak­
zeptanz und Wirtschaftlichkeit des Breitbanddialogs formulieren las­
sen. 

Insbesondere ist es erforderlich, daß Schnittstellenbedingungen in 
diesen Versuchsnetzen frühzeitig standardisiert werden. 

Angesichts der dargelegten latenten Entwicklungschance empfiehlt 
die Kommission: 

E 17 

Die Forschung, Entwicklung und Erprobung neuer Tech­
nologien zur Ubertragung und Vermittlung von Breit­
bandsignalen, einschließlich der erforderlichen Endgeräte, 
sollte intensiv gefördert werden. 

Es war nicht Aufgabe der Kommission, die industriepolitischen Kon­
sequenzen wie auch andere wichtige Konsequenzen der Feststellun­
gen und Empfehlungen im einzelnen zu erörtern. Sie verkennt jedoch 
nicht die Bedeutung dieser Konsequenzen. 
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7 Prioritäten und zeitliche Entwicklung 

Der Auftrag an die Kommission bezieht sich auf den Ausbau des 
technischen Kommunikationssystems als Gesamtheit aller Kommuni­
kationsformen. Die zu erarbeitenden Vorschläge sollen sich nicht nur 
auf spezielle Fragen der Bedürfnisstruktur, der technischen Möglich­
keiten, der Organisation und der Finanzierung beziehen. Es soll auch 
ausgesagt werden, in welchem Zeitraum und mit welchen Prioritäten 
die einzelnen Kommunikationsformen realisiert werden können. 

7.1 Prioritätsblöcke 

Eine Stellungnahme der Kommission zur Frage der Prioritäten kann 
nicht darauf abzielen, spezielle Kommunikationsformen wie etwa das 
Fernsprechen mit dem Kabelfernsehen zu vergleichen und einen Vor­
rang festzustellen. Abgesehen von der Unvergleichbarkeit vieler 
Telekommunikationsformen könnte eine Zuteilung von Ressourcen 
auf Alternativen der Telekommunikation nur unter der Vorausset­
zung vorgegebener politischer Ziele und eines zur Verteilung gestell­
ten Gesamtbetrages vorgenommen werden. 

Die Kommission kann die Prioritätsentscheidung der poli­
tisch kompetenten Instanzen nur dadurch erleichtern, daß sie die 
Blöcke von Telekommunikationsformen, die nach benennbaren 
Aspekten zusammengehören, gegenüberstellt und damit die Priori­
tätenfrage bündelt. 
Unter dieser Einschränkung kann festgestellt werden, daß die Breit­
bandkommunikation in der Offentlichkeit überschätzt wurde. Da der 
Kommissionsauftrag die Breitbandtechnik ausdrücklich hervorhebt, 
hat sie zu Beginn der Beratungen eine erhebliche Rolle gespielt. Es 
wurde allerdings sehr bald deutlich, daß verschiedene Telekommuni­
kationsformen, die im Zusammenhang mit der Breitbandtechnik 
öffentlich diskutiert wurden, nicht zu diesem Problemkomplex ge­
hören, sondern auf schmalbandigen Netzen vollzogen werden können. 
Abgesehen von einigen Extremfällen der Datenkommunikation sind 
Breitbandverbindungen nur dann nötig, wenn bewegte Bilder übertra­
gen werden sollen. Die Ubertragung von Sprache, Text, Daten und 
feststehenden Bildern bildet demgegenüber den bei weitem größten 
Bereich der Telekommunikation. Zum Bereich der B r e i t b an d­
k o m m uni k a t i o n zählen lediglich das Fernsehen, der Bewegt­
bildabruf und das Bildfernsprechen. 

Die Kommission mußte erkennen, daß ein zusätzlicher B e d a r f nach 
einer größeren Anzahl von Fernsehprogrammen nicht in drängender 
und akuter Ausprägung vorliegt. Auch für das Bildfernsprechen ist 
der Bedarf gering; die Kosten zur Bedarfsdeckung wären hoch. Da­
gegen steht mit dem (schmalbandigen) Fernmeldenetz, also im 
wesentlichen mit dem Fernsprechnetz, eine Infrastruktur zur Ver­
fügung, die bei weitem noch nicht bis zur Grenze der qualitativen 

134 



Möglichkeiten ausgenutzt ist. Die in Abschnitt 6.2 dargelegten neuen 
Telekommunikationsformen auf bestehenden Netzen bieten vielfäl­
tige Nutzungseffekte an. 

Eine weitere Gruppierung nach Prioritätsblöcken ergibt sich dadurch, 
daß man Telekommunikationsformen auf verteilenden und vermit­
telnden Netzen unterscheidet. 

Als verteilte Kommunikation sind vor allen Dingen der Rundfunk 
(Hörfunk und Fernsehen), aber auch die möglichen neuen Dienste 
Faksimile-Zeitung und Videotext zu nennen. 

Die vermittelte Kommunikation umfaßt das Fernsprechen, das Fern­
schreiben, die Datenkommunikation, den Mobilfunk und vielfältige 
neue Telekommunikationsformen wie das Bürofernschreiben, das 
Fernkopieren, die Fernsprechkonferenz etc. 

Die Kommission kann nicht feststellen, daß entweder der verteilten 
oder der vermittelten Kommunikation ein a ll g e m e i n e r V o r -
r an g gebührt. Für beide Gattungen besteht ein gesellschaftliches, 
wirtschaftliches und politisches Bedürfnis. Es kann allerdings darauf 
hingewiesen werden, daß aus der Sicht der einzelnen Bedarfsträger 
Prioritäten bestehen, die für die politische Entscheidung eine gewisse 
Rolle spielen mögen. 

Aus der Sicht der p r i v a t e n H a u s h a l t e steht die möglichst 
vollständige Fernsprechversorgung im Vordergrund. Sie ist die Basis 
für weitere Telekommunikationsformen, die in der Zukunft dem 
Haushalt angeboten werden können. Auch die Vollversorgung mit 
den zur Zeit angebotenen Rundfunkprogrammen nimmt in der Priori­
tätenfolge einen hohen Rang ein. Wieweit darüber hinaus ein Be­
dürfnis nach einer größeren Anzahl und zusätzlichen Inhalten von 
Rundfunkprogrammen existiert, sollte durch P i 1 o t p r o j e k t e ge­
klärt werden. Deshalb gewinnen diese ebenfalls eine gewisse Priori­
tät. 
Aus der Sicht der Wirts c h a f t und der ö f f e n t1 i c h e n Ver­
w alt u n g stehen eindeutig die neuen Telekommunikationsformen 
des Bürofernschreibens und des Fernkopierens im Vordergrund. Die 
Datenkommunikation tritt nicht deshalb zurück, weil sie weniger 
dringlich wäre, sondern weil die notwendigen Ausbaumaßnahmen 
bereits eingeleitet worden sind. 

Entsprechende Prioritätsskalen lassen sich auch für andere Institu­
tionen im Bereich des politischen, sozialen, kulturellen und religiösen 
Lebens aufstellen. Hierzu wird auf den Anlageband 1 verwiesen. Je­
doch bedarf es zur endgültigen Festlegung der Prioritäten der poli­
tischen Gesamtentscheidung. Denn es genügt nicht festzustellen, 
welche Bedarfsträger durch bestimmte neue oder erweiterte Tele­
kommunikationsformen befriedigt werden. Es ist abzuwägen, welche 
Innovationsschritte unter dem Aspekt des öffentlichen Interesses 
höchste Priorität besitzen. Deshalb sind die wirtschaftlichen und so­
zialen Effekte- zur Erleichterung der politischen Willensbildung -
bei den einzelnen Telekommunikationsformen beschrieben worden. 
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7.2 Interdependenzen 

Wenn aus den vorstehenden Darlegungen ersichtlich wird, daß die 
Festsetzung von Prioritäten eine politische Entscheidung verlangt, zu 
der die Kommission lediglich die wählbaren Alternativen beitragen 
kann, so sind doch einige Interdependenzen, d. h. zwangsläufige 
gegenseitige Abhängigkeiten, zu beachten. Es handelt sich hierbei im 
wesentlichen um die folgenden Zusammenhänge: 

1. Die Vollvers o r g u n g der privaten Haushalte m i t F e r n -
s p rechans c h l ü s s e n ist eine Voraussetzung für bestimmte 
neue Telekommunikationsformen. Wenn die elektronische 
B r i e f üb e r mit t l u n g in der langfristigen Entwicklung nicht 
auf den Bereich der Unternehmen und Behörden beschränkt blei­
ben soll, ist es notwendig, daß in jedem Haushalt ein Anschluß an 
das schmalbandig vermittelnde Fernmeldenetz existiert. 

2. Bei den neuen Telekommunikationsformen Bürofern s c h r e i -
b e n und Fe r n k o p i e r e n bestehen Zusammenhänge mit dem 
Fortschreiten der Bürorationalisierung und mit der Qualität des 
herkömmlichen B r i e f d i e n s t e s. Die Innovationsschwelle für 
beide Telekommunikationsformen ist einerseits um so niedriger, je 
notwendiger technische Hilfsmittel für die Brieferstellung und den 
Briefversand werden, andererseits um so höher, je schneller und 
zuverlässiger die herkömmliche Briefkommunikation ist. Der wei­
tere Schritt zur elektronischen Briefübermittlung wird in Ländern 
mit größeren Kommunikationsräumen und mit einem weniger 
funktionstüchtigen Briefdienst früher vollzogen werden. Für die 
Industriepolitik und die Wettbewerbsfähigkeit der beteiligten 
Wirtschaftszweige ergeben sich hieraus Konsequenzen. 

3. Falls neue Telekommunikationsformen in bestehenden Netzen 
(z. B. Bürofernschreiben und Fernkopieren) eingeführt werden, ent­
stehen zusätzliche D e c k u n g s b e i t r ä g e in der Leistungs- und 
Kostenrechnung der Deutschen Bundespost. 

4. Die Erhöhung der Programmanzahl im Fernsehen setzt eine V e r -
k ab e l u n g voraus. Fernsehsatelliten stellen keinen Ersatz, son­
dern eine Ergänzung von Kabelfernsehanlagen dar. Wenn allerdings 
Breitbandverteilnetze errichtet werden, dann haben sie von vorn­
herein eine um vieles höhere Kapazität als es die zur Zeit draht­
los am Ort empfangbaren Fernsehprogramme verlangen. Es werden 
also sowohl aus wirtschaftlichen als auch aus kommunikations­
politischen Gründen zu s ätz l ich e Nu t z u n g e n nahegelegt. 
Kommunikationsinhalte z. B. des Bildungswesens und des Gesund­
heitswesens sind über die Netze technisch verteilbar. Es fehlt je­
doch weithin an der Software. Konkrete Vorstellungen über Form 
und Inhalt der Programm- und Informationsangebote sind noch 
nicht entwickelt worden; ungeklärt ist bis jetzt die Frage, in wel­
chem Umfang es sich dabei um Rundfunkprogramme (Hörfunk und 
Fernsehen) bzw. um Informationsangebote handelt, die nicht dem 
Rundfunkbegriff unterliegen. Wenn Kabelverteilsystemen Priori-
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tät eingeräumt werden sollte, bedeutet dies also eine Aufforde­
rung, neue Anstrengungen zur Entwicklung von Kommunikations­
inhalten zu veranlassen. Damit verbunden ist die Frage, ob und in 
welcher Weise eine Fortentwicklung der rechtlichen Grundlagen 
durch die zuständigen Entscheidungsträger im Hinblick auf der­
artige zusätzliche Nutzungsinhalte in Betracht gezogen werden 
sollte. 

Die vorstehend genannten Interdependenzen sind nur exemplarisch 
und stellvertretend für gegenseitige Abhängigkeiten zwischen den 
einzelnen Telekommunikationsformen hervorgehoben worden. Wei­
tere Einzelheiten sind aus Kapitel 6 ersichtlich. 

7.3 Zeitliche Entwicklung der Entsdleidungsprozesse 

Die in Kapitel 6 dargelegten Feststellungen und Empfehlungen kön­
nen in ihrer Gesamtheit nicht als ein statischer Vorschlag für eine 
einzige Entscheidung verstanden werden. Der Ausbau des Kommuni­
kationssystems ist nicht durch einen umfassenden sofortigen Bot­
schluß festlegbar . Vielmehr werden durch den Telekommunikations­
bericht verschiedene i n n o v a t i v e E n t s c h e i d u n g s p r o -
z es s e angeregt und bereits laufende Entscheidungsprozesse durch 
Informationen gestützt. Dem komplexen Innovationsproblem wird nur 
eine Betrachtungsweise gerecht, die die einzelnen Beratungs- und 
Entscheidungsbeiträge im Zeitablauf sieht. 

Ordnet man die Feststellungen und Empfehlungen der Kommission 
unter diesem Gesichtspunkt, so ergibt sich eine graduelle Abstufung 
der möglichen Auswertungen des Telekommunikationsberichtes: 

A. Ein Teil der Feststellungen und Empfehlungen kann bereits in der 
Gegenwart als ausreichende Grundlage für konkrete E n t­
s c h e i dun g e n z u m Au s b a u des Kommunikationssystems 
dienen. Als Beispiele seien das Anstreben der Vollversorgung im 
Fernsprechdienst, die Datenkommunikation, die europaweite 
Standardisierung des Mobilfunks und die regionale Vollversor­
gung des Rundfunks genannt. 

B. Andere Feststellungen und Empfehlungen führen nur insofern zu 
gegenwärtigen politischen Entscheidungen, als sie zunächst 
P i l o t p r o j e k t e , also experimentelle Ausbaumaßnahmen des 
technischen Kommunikationssystems, nahelegen. Die Kommission 
weist darauf hin, daß durch solche Testmaßnahmen nicht die zu­
künftige Entwicklung vorweggenommen werden soll, sondern die 
notwendigen Informationen und Einsichten geschaffen werden, die 
später die Grundlage von weiterreichenden Entscheidungen sein 
werden. Als markantes Beispiel werden die Pilotprojekte zum 
Kabelfernsehen und anderer Kommunikationsformen auf Breit­
bandverteilnetzen (mit Rückkanal) genannt. 

C. Einige Feststellungen und Empfehlungen richten sich auf die 
t e c h n i s c h e E n t w i c k l u n g neuer Kommunikationsformen 
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und ihre wirtschaftliche Anwendung. Hier ist also weder eine so­
fortige Realisierung noch ein Realitäts-Test von Innovationen ge­
meint. Das Kommissionsergebnis liegt im zeitlichen Vorfeld eines 
zukünftigen Entscheidungsprozesses. Die heutigen Maßnahmen 
können sich lediglich auf die Förderung der Forschung und Ent­
wicklung, und zwar nicht nur im technischen, sondern auch im 
nutzungs-ökonomischen, sozialen, rechtlichen und politischen 
Bereich beziehen. Beispielhaft kann auf neue Telekommunika­
tionsformen in bestehenden Netzen hingewiesen werden, soweit 
sie nicht bereits heute realisierbar sind. 

D. Bestimmte Feststellungen und Empfehlungen weisen in die lang­
fristige Zukunft, weil im Augenblick weder eine Realisierung noch 
ein Pilotprojekt erwogen werden kann. Auch die F ö r d e r u n g s -
maß nahmen beziehen sich noch nicht auf konkrete Telekom­
munikationsfarmen und ihre technisch-ökonomische Ausgestal­
tung. Die Konsequenzen aus dem Telekommunikationsbericht 
können sich hier lediglich auf die Förderung der Grundlagen rich­
ten. Diese Beratungsergebnisse sollten jedoch nicht deshalb gering 
eingeschätzt werden, weil sie sich erst langfristig auswirken. Die 
Telekommunikation steht mit hoher Wahrscheinlichkeit an einer 
ausschlaggebenden In n o v a t i o n s s c h w e ll e und verlangt 
deshalb - neben allen Gegenwartsentschlüssen - eine weit­
schauende und innovationsfreundliche Förderungs- und Wettbe­
werbspolitik. Als wichtige Beispiele lassen sich die optische Nach­
richtentechnik, die Mikroelektronik und die Kabeltechnik, ins­
besondere die Entwicklung zur Anwendung der Glasfaser anfüh­
ren. Aber auch die Erforschung von Informations- und Entschei­
dungsprozessen und ihrer Unterstützung durch Kommunikations­
systeme gehört in diese Kategorie. 

Wenn als Planungs h o r i z o n t für die Arbeit der Kommission 
die Jahre 1985 bis 2000 genannt wurden, so wird jetzt deutlich, daß 
aus den Empfehlungen für diesen Zeitraum unterschiedliche Konse­
quenzen zu ziehen sind. Zum einen werden in 10 bis 25 Jahren neue 
Telekommunikationsformen zur Verfügung stehen. Zum anderen wer­
den Entwicklungen eingeleitet, die erst nach Abschluß dieses Jahr­
hunderts zur vollen Entfaltung kommen, die jedoch innerhalb des 
Planungshorizontes wesentliche Entscheidungen erfordern. 

Mit dieser Differenzierung der Kommissionsergebnisse läßt sich auch 
die von außen gestellte Frage beantworten, ob die Kommission eher 
einer vorsichtigen oder einer spekulativen Grundeinstellung folgte . 
Diese Alternative hat sich in den Beratungen prinzipiell nicht gestellt, 
denn die Kommission sah sich nicht in der Situation, unter allen Um­
ständen eine sofortige Entscheidung über Realisierung oder Nicht­
realisierung einer technischen Möglichkeit empfehlen zu sollen. Viel­
mehr hat sie konkrete Investitionsentscheidungen in denjenigen Fäl­
len angeregt, in denen die für eine Entscheidung notwendigen Infor­
mationen bereits vorlagen bzw. durch die Kommissionsarbeit be­
schafft werden konnten. Für andere Fälle sollen die Feststellungen 
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und Empfehlungen behilflich sein, die Informationen für eine zukünf­
tige Entscheidung zu erarbeiten. Diese Informationen- z. B. über den 
Bedarf nach Kabelfernsehen oder über die Einsatzfähigkeit der Glas­
faser - existieren nicht an irgendeiner Stelle und warten auf ihre 
Erhebung. Sie müssen erst durch Pilotprojekte bzw. I an g j ä h r i g e 
F o r s c h u n g s a r b e i t e n hervorgebracht werden. Dem Innova­
tionsfortschritt wäre nicht gedient, wenn man heute eine positive 
oder negative Entscheidung empfehlen wollte, ohne über hinrei­
chende Fakten verfügen zu können. 

Andererseits hat die Kommission alles vermieden, was eine sinnvolle 
zu k ü n f t i g e E n t w i c k I u n g des Telekommunikationssystems 
behindern könnte. Sie hat z. B. sorgfältig geprüft, ob ein Ausbau des 
schmalbandigen . Fernmeldenetzes ein hinreichend großes Innova­
tionspotential schafft oder ob es einem später (vielleicht) entstehen­
den Breitbandvermittlungsnetz im Wege steht. Erst als deutlich 
wurde, daß die Vollversorgung des Fernsprechens w.eitere Innova­
tionsschritte ermöglicht, wurde sie eindeutig und dringlich empfoh­
len. 
Durch die Differenzierung der Beratungsergebnisse in Realisations­
vorschläge, Pilotprojektvorschläge sowie Entwicklungs- und For­
schungsvorschläge will die Kommission auf das verzweigte System 
zukünftiger E n t s c h e i du n g s p r o z e s s e aufmerksam machen. 
Es soll deutlich werden, welche spezifischen Informationen zu einem 
zukünftigen Zeitpunkt notwendig sind, um bestimmte Wahlhandlun­
gen auszulösen. Eine der Innovation zugeneigte Haltung besteht also 
nicht nur in unverzögerten Entscheidungen, sondern auch in der be­
schleunigten Ermittlung von Informationen für einen zukünftigen 
Entschluß. In dieser Kombination sind Realismus und Innovationsnei­
gung vereinbar. 

Eine u m f a s s e n d e B e s t a n d s a u f n a h m e der bestehenden 
und zukünftig möglichen Kommunikationsformen und ihrer wirt­
schaftlichen, sozialen, rechtlichen und (medien-)politischen Implika­
tionen ist bereits für sich genommen ein Innovationsschritt. Die Er­
gebnisse der Kommission können für eine Reihe von Jahren als Aus­
gangspunkt von Entscheidungsprozessen dienen. Dazu allerdings ist 
es unerläßlich, eine ständige oder zumindest in gewissen Abständen 
vorzunehmende kritische Uberprüfung und Fortschreibung der Fest­
stellungen vorzunehmen. 

Nicht nur die Fakten werden sich weiterentwickeln und auf diese 
Weise das heute gewonnene Bild verändern. Auch die Be wer­
tun g s k rite r i e n und damit die P r o b 1 e m s t r u k tu r des Be­
trachtungsgegenstandes sind dem Wandel unterworfen. Die Kom­
mission hat die von ihrem Arbeitskreis 1 entwickelten Zielkriterien 
diskutiert und bei der Beratung der Feststellungen und Empfehlungen 
verarbeitet. Sie hat dabei jedoch sorgfältig beachtet, die Entscheidung 
der politisch legitimierten Instanz nicht vorwegzunehmen. Der Aus­
bau des technischen Kommunikationssystems muß im Verhältnis zu 
anderen staatlichen Aufgaben und ihrer Finanzierung gesehen wer-
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den. Erst nach einer politischen Gewichtung der Zielkriterien ist eine 
Nutzwertanalyse möglich. Das System der Zielkriterien bedarf eben­
falls der Fortschreibung im Zeitablauf. Es werden neue Aspekte auf­
treten, wie in der jüngeren Vergangenheit der Umweltschutz und die 
Nutzung der begrenzten Energievorräte. Andere Kriterien werden in 
ihrer Bedeutung zurücktreten. 

Damit ergibt sich die Feststellung: 

F56 
Die Arbeitsergebnisse der Kommission können in der Zukunft 
nur dann als Grundlage von Entscheidungen herangezogen wer­
den, wenn die für das Jahr 1975 ermittelten Fakten, Alterna­
tiven und Zielkriterien fortgeschrieben werden. 
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Anhang 5 

Begriffserläuterungen 

Abonnement-Fernsehen 
Abnahme eines vollen Programms über einen speziellen Fernsehkanal 
gegen gesonderte Bezahlung. Münzfernsehen: Abnahme einzelner 
Programmbeiträge gegen gesonderte Bezahlung. 

Analoges Signal 
Signal, das einen kontinuierlichen Vorgang abbildet (Gegensatz: 
Digitales Signal). 

Audiovision 
Wiedergabe und/oder Aufzeichnung von Bild- und Ton-Programm­
beiträgen mittels Trägern (Film, Kassette, Band, Platte). 

Audiovisuelle Speicherverfahren-+ Audiovision 

Bedarf 
Bedürfnis mit kaufkräftiger Nachfrage. 

Bedürfnis 
Wunsch (allgemeine Erwartung von Vorteilen) ohne Berücksichtigung 
der konkreten Realisierung und der Kosten. 

Bewegtbildabruf 
Individueller Abruf von Bewegtbildern aus einer Bildbank. 

Bildfernsprechen 
Akustische und optische Kommunikation zweier Teilnehmer über ein 
Breitbandvermittlungsnetz. 

Bildfernsprechkonferenz 

Form der Telekonferenz, bei der mehrere Teilnehmer über ein Breit­
bandvermittlungsnetz optisch und akustisch in Verbindung treten. 

Bildkassette-+ Audiovision 

Bildplatte-+ Audiovision 

Bildschirmtext 
Form der Textkommunikation, bei der Textnachrichten einseitig oder 
zweiseitig gerichtet über schmalbandige Nachrichtenkanäle (z. B. 
Fernsprechkanäle) übermittelt und auf dem Bildschirm eines Fernseh­
empfängers wiedergegeben werden. 

Breitbanddialog 
Oberbegriff für Bildfernsprechen, Bildfernsprechkonferenz und Video­
konferenz. 
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Breitbandvermittlungsnetz 

Vermittlungsnetz zur Ubertragung von Bewegtbildsignalen zwischen 
Teilnehmern in beiden Richtungen, z. B. Bildfernsprechnetz. 

Brei tbandverteilnetz 

Rundfunksendernetz mit Rundtunk-Empfangsantennenanlagen (evtl. 
als Gemeinschaftsantennenanlage) oder Kabelfernsehnetz für die 
Verteilung von breitbandigen Signalen, vor allem von Fernsehbildern. 

Bürofernschreiben 

Form der Textkommunikation mit vollem Zeichenvorrat und mit 
Druck.ausgabe, bei der gespeicherte oder über eine Tastatur ein­
gegebene Texte übermittelt werden. 

Codierung 

Umsetzung einer Nachricht von einem Zeichenvorrat (endliche Menge 
vereinbarter Zeichen) in einen anderen. 

Datei-Dienste 

Kurzbezeichnung der Datenübertragungsdienste der Deutschen Bundes­
post. 

Datenbank 

Datenspeicher, der Daten zum Abruf durch berechtigte Teilnehmer 
bereithält. 

Datenkommunikation 

Nachrichtentedmische Ubermittlung von Daten über Wählnetze oder 
feste Verbindungen in Zusammenhang mit der Verarbeitung dieser 
Daten in einer EDV-Anlage (Datenfernverarbeitung). 

Datennetz- Offentliches Fernschreib- und Datennetz 

Datenstation 

Einrichtung, die aus Datenendeinrichtung und Datenübertragungs­
einrichtung besteht. 

Datex-Netz 

Offentliches Netz der Deutschen Bundespost für Datenkommunikation 
mit Ubertragungsgeschwindigkeiten bis 200 bitls. 

Digitales Signal 

Signal, das aus codierten Zeichen besteht (Gegensatz: Analoges Signal). 

Elektronische Briefübermittlung 

Nachridl.tentechnische Ubermittlung von Briefinhalten auf dem gesam­
ten oder einem Teil des Beförderungswegs zwischen Absender und 
Empfänger. 

Faksimilegerät 

Synonym für Fernkopiergerät. 
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Faksimile-Zeitung 

Sonderfall des Fernkopierens, bei dem eine "Zeitung" nachrichten­
technisch übermittelt und beim Empfänger als Kopie auf einem Pa­
pierbogen wiedergegeben wird. 

Fernkopieren 

Form der Festbildkommunikation mit Papierausgabe, bei der Schrift­
gut und Bilder über Fernkopiergeräte nachrichtentechnisch übermittelt 
werden. 

Fernschreiben 

Form der Textkommunikation mit eingeschränktem Zeichenvorrat, 
wobei Texte mit einer Geschwindigkeit von 62/s Zeichen/ s = 50 Baud 
weltweit übermittelt werden. 

Fernsprech-Einzelbild 

Form der Festbildkommunikation, bei der einzelne Bilder oder Folgen 
von Bildern über das öffentliche Fernsprechnetz übermittelt und auf 
einem Bildschirm wiedergegeben werden. 

Fernsprechkonferenz 

Form der Telekonferenz, bei der mehrere Teilnehmer durch die 
Bereitstellung mehrerer Fernsprechverbindungen an einem Konferenz­
gespräch teilnehmen können. 

Fernwirken 

Telekommunikation zwischen Mensch, Maschine und Meßgerät; um­
faßt Fernsteuern (Ferneinstellen und/oder Fernschalten) und Fern­
überwachen (Fernmessen und/oder Fernmelden). 

Festbildkommunikation 

Oberbegriff für die nachrichtentechnische Ubermittlung von stehenden 
Bildern, umfaßt beispielsweise Fernkopieren, Faksimile-Zeitung, Vi­
deo-Einzelbild und Fernsprech-Einzelbild. 

Franchising 

Privatrechtliche Form der wirtschaftlichen Verwertung einer vom 
Franchise-Geber standardisierten Dienstleistung oder eines Produkts 
durch einen selbständigen Franchise-Nehmer mit eigenem Kapital­
einsatz, wobei der Franchise-Geber ein Entgelt bekommt. Der 
Franchise-Vertrag kann sich auch auf die beiderseitige Weiter­
entwicklung des Produkts oder der Dienstleistung erstrecken. 

Funkrufdienst 

Einseitig gerichtete Funkkommunikation mit Datensignalen von einer 
Sprechstelle des öffentlichen Fernsprechnetzes zu einem beweglichen 
Teilnehmer, mit akustischer und optischer Signalanzeige am Emp­
fangsgerät. 
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Gemeinschaftsantennenanlage 

Rundfunk-Empfangsantennenanlage, die dazu bestimmt ist, ortsüblich 
empfangbare Ton- und Fernsehrundfunksignale drahtlos zu empfan­
gen und mehrere Wohneinheiten über ein Kabelnetz zu versorgen. 

Glasfaserkabel-+ optische Nachrichtenübertragung 

Heim-Video-Technik-+ Audiovision 

Informationsbank-+ Datenbank 

Kabelfernsehen 

Verteilung von Rundfunkprogrammen (Fernsehen und Hörfunk) über 
Breitbandverteilnetze; neben den ortsüblich empfangbaren Rund­
funkprogrammen werden weitere, am Ort drahtlos normalerweise 
nicht empfangbare - oder neue - Programme übertragen. 

Kabelfernsehnetz-+ Kabelfernsehen 

Kabelrundfunk 

Verteilung von Rundfunkprogrammen (Hörfunk und Fernsehen) über 
Breitband verteilnetze. 

Kommunikation 

Im weiteren Sinn alle Vorgänge der Informations- und Nachrichten­
übermittlung. 

Kommunikationsform-+ Telekommunikationsform 

Leasing 

Vermietung von Gütern, z. T. mit Kaufoption. 

Mobile Funkdienste-+ Mobilfunk 

Mobilfunk 

Oberbegriff für alle Formen der drahtlosen Kommunikation mit Aus­
nahme des Rundfunks, wobei mindestens eine der Endstellen beweg­
lich ist. 

Modem 
Ubertragungseinrichtung für die Datenübertragung; besteht aus Mo­
dulator und Demodulator zur Ubertragung digitaler Datensignale über 
wechselstromdurchlässige Ubertragungswege (z. B. Fernsprechwege). 

Münz-Fernsehen-+ Abonnement-Fernsehen 

Offentlicher beweglicher Landfunk 

Dienst der Deutschen Bundespost, bei dem Funkfernsprechanschlüsse 
("Autotelefone") untereinander oder mit beliebigen ortsfesten Fern­
sprechanschlüssen in Verbindung treten können. 
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Offentliches Fernschreib- und Datennetz 
Von der Deutschen Bundespost betriebenes Wählnetz für Daten- und 
Fernschreibsignale mit Vermittlungsstellen vom Typ EDS (Elektro­
nisches Datenvermittlungs-System). 

Optische Nachrichtenübertragung 
Nachrichtenübertragung mit Lichtwellen, vorzugsweise über Glas­
fasern. 

Pay-TV-+ Abonnement-Fernsehen, Münz-Fernsehen 

Rückkanal 
Kanal zur Informationsübertragung entgegen der Verteilrichtung in 
Breitbandverteilnetzen. 

Sprechstelle 
Fernsprechapparat mit Zugangsmöglichkeit zum öffentlichen Netz. 

Standardisierung 
Synonym für Normung 

Telekommunikation 

Kommunikation zwischen Menschen, Maschi:qen und anderen Syste­
men mittels nachrichtentechnischer Ubermittlungsverfahren. 

Telekommunikationsdienst 

Leistungen von nachrichtentechnischen Systemen, die Teilnehmern 
angeboten werden. 

Telekommunikationsform 
Summe von Telekommunikationsdienst und Teilnehmerleistungen. 

Telekommunikationssystem 
Zusammenfassung der verschiedenen Telekommunikationsnetze und 
der in ihnen verwirklichten Telekommunikationsformen. 

Telekonferenz 
Oberbegriff für Fernsprechkonferenz, Videokonferenz und Bild­
fernsprechkonferenz. 

Telexnetz 
Offentliches Fernschreibnetz der Deutschen Bundespost. 

Terminal 

Synonym für Datenstation. 

Textkommunikation 
Oberbegriff für die nachrichtentechnische Ubermittlung von Textnach­
richten in codierter Form z. B. durch Fernschreiben, Bürofernschreiben, 
Videotext oder Bildschirmtext. 
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Vermittlungsnetz 
Netz, in dem jede Endstelle mit jeder anderen verbunden werden 
kann und das Dialogverkehr erlaubt. 

Verteilnetz 
Netz, in dem Nachrichten von einer Zentrale aus gleichzeitig an viele 
Endstellen verteilt werden. 

Video-Einzelbild 
Form der Festbildkommunikation, bei der Bildnachrichten über Funk­
und/oder Kabelverteilnetze übertragen und auf dem Bildschirm eines 
Fernsehempfängers wiedergegeben werden. 

Videokonferenz 
Form der Telekonferenz, bei der speziell ausgerüstete Konferenzräume 
über Breitbandstromwege zusammengeschaltet sind. 

Videotext 
Form der Textkommunikation, bei der ähnlich dem englischen Tele­
text (bisher Ceefax und Oracle genannt) Textnachrichten innerhalb 
des Fernsehbildsignals über das Fernsehverteilnetz übertragen und 
mittels Decoder auf dem Bildschirm eines Fernsehempfängers wieder­
gegeben werden. 
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